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ANHANG III – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

PRODUKTHAFTUNG 

 

Liste nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe c des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, findet das Rahmenprotokoll 1 Anwendung, 

wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder 

sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 
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RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31985 L 0374: Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Angleichung der 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte 

Produkte (ABl. L 210 vom 7.8.1985, S. 29), geändert durch: 

 

– 31999 L 0034: Richtlinie 1999/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

10. Mai 1999 (ABl. L 141 vom 4.6.1999, S. 20) 

 

Die Richtlinie 85/374/EWG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) für die Haftung des Einführers gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 85/374/EWG 

gilt Folgendes: 

 

i) unbeschadet der Haftung des Herstellers ist als Hersteller verantwortlich, wer im 

Rahmen seiner Geschäftstätigkeit ein Produkt zum Zweck des Verkaufs, der 

Vermietung, des Mietkaufs oder einer anderen Form des Vertriebs nach Andorra 

einführt; 

 

ii) unbeschadet der Haftung des Herstellers gilt dasselbe für Einfuhren aus Andorra 

in die EU oder aus der EU nach Andorra. 
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Ab dem Tag des Inkrafttretens des Übereinkommens über die gerichtliche Zuständigkeit 

und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen1, 

unterzeichnet in Lugano am 16. September 1988 für einen EU-Mitgliedstaat oder 

Andorra gilt der erste Satz dieses Unterabsatzes zwischen Andorra und den Staaten, die 

das genannte Übereinkommen ratifiziert haben, nicht mehr, soweit ein nationales Urteil 

zugunsten des Geschädigten aufgrund dieser Ratifikationen gegen den Hersteller oder 

Einführer im Sinne von Ziffer i vollstreckbar ist; 

 

b) für Artikel 14 der Richtlinie 85/374/EWG gilt Folgendes: 

 

Die Richtlinie 85/374/EWG ist nicht auf Verletzungen oder Schäden infolge eines 

nuklearen Zwischenfalls anwendbar, die in einem von Andorra und jedwedem EU-

Mitgliedstaat ratifizierten internationalen Übereinkommen erfasst sind. 

 

 

________________ 

                                                 
1 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. EU L 319 vom 25.11.1988, S. 9). 
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ANHANG IV – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

ENERGIE 

 

Liste nach Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe d des Rahmenabkommens 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1 Allgemein 

2 Erdöl 

3 Erdgas 

4 Elektrizität 

5 Erneuerbare Energie 

6 Energieeffizienz – Allgemeines 

7 Energieverbrauchskennzeichnung 

8 Energieeffizienz von Gebäuden 

9 Reifen 

10 Ökodesign energieverbrauchsrelevanter Produkte 
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EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, findet das Rahmenprotokoll 1 Anwendung, 

wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder 

sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 
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KAPITEL 1 

 

ALLGEMEIN 

 

1. 31994 L 0022: Richtlinie 94/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 

1994 über die Erteilung und Nutzung von Genehmigungen zur Prospektion, Exploration und 

Gewinnung von Kohlenwasserstoffen (ABl. L 164 vom 30.6.1994, S. 3), geändert durch: 

 

– 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) 

 

Die Richtlinie 94/22/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 erteilt Andorra keine Genehmigungen zur Prospektion, Exploration 

und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen auf seinem Hoheitsgebiet. 

 

2. 32011 R 1227: Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Oktober 2011 über die Integrität und Transparenz des Energiegroßhandelsmarkts 

(ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 1) 

 

3. 32013 L 0030: Richtlinie 2013/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Juni 2013 über die Sicherheit von Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten und zur 

Änderung der Richtlinie 2004/35/EG (ABl. L 178 vom 28.6.2013, S. 66), geändert durch: 

 

– 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) 
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4. 32016 R 1952: Verordnung (EU) 2016/1952 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Oktober 2016 über europäische Erdgas- und Strompreisstatistik und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2008/92/EG (ABl. L 311 vom 17.11.2016, S. 1) 

 

Hier nur informationshalber aufgeführt. Für die Zwecke der Anwendung der Richtlinie 

Verordnung (EU) 2016/1952, siehe Anhang XXI dieses Abkommens. 

 

5. 32017 D 0684: Beschluss (EU) 2017/684 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. April 2017 zur Einrichtung eines Mechanismus für den Informationsaustausch über 

zwischenstaatliche Abkommen und nicht verbindliche Instrumente zwischen Mitgliedstaaten 

und Drittländern im Energiebereich, und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 994/2012/EU 

(ABl. L 99 vom 12.4.2017, S. 1) 

 

6. 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 über das Governance-System für die Energieunion und für den 

Klimaschutz, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des 

Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 

2009/73,/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 

21.12.2018, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 D 0504: Beschluss (EU) 2019/504 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 19. März 2019 (ABl. L 85 I vom 27.3.2019, S. 66) 

 

– 32021 R 1119: Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 30. Juni 2021 (ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 1) 
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Die Verordnung (EU) 2018/1999 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

 

(1) Mit dieser Verordnung wird ein Governance-Mechanismus eingerichtet 

 

a) zur Umsetzung von Politiken und Maßnahmen, um die Ziele und Vorgaben 

der Energieunion und die langfristigen Verpflichtungen der EU im Bereich 

Treibhausgasemissionen im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris, 

und – im ersten Zehnjahreszeitraum 2021–2030 – insbesondere die energie- 

und klimapolitischen Vorgaben der EU für 2030 zu erreichen, und zur 

Umsetzung von Strategien und Maßnahmen, mit denen die entsprechenden 

Ziele und Vorgaben Andorras und – im ersten Vierjahreszeitraum 2027–

2030 – insbesondere dessen energie- und klimapolitische Vorgaben für 2030 

erreicht werden sollen; 

 

b) zur Anregung der Zusammenarbeit zwischen den EU-Mitgliedstaaten und 

Andorra, erforderlichenfalls auch auf regionaler Ebene, um die Ziele und 

Vorgaben der Energieunion und Andorras energie- und klimapolitische 

Vorgaben zu erreichen; 

 

c) zur Gewährleistung der rechtzeitigen Verfügbarkeit, Transparenz, 

Genauigkeit, Kohärenz, Vergleichbarkeit und Vollständigkeit der 

Berichterstattung der EU und der EU-Mitgliedstaaten an das Sekretariat des 

UNFCCC und des Übereinkommens von Paris und 
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d) als Beitrag zu mehr Rechtssicherheit und zu mehr Sicherheit für Investoren 

und zur vollen Ausschöpfung der Möglichkeiten für die 

Wirtschaftsentwicklung, die Schaffung von Anreizen für Investitionen, die 

Schaffung von Arbeitsplätzen und den sozialen Zusammenhalt. 

 

Der Governance-Mechanismus stützt sich für Andorra auf Energie- und 

Klimaschutzpläne für den ersten Vierjahreszeitraum von 2027 bis 2030 und 

anschließend auf Zehnjahreszeiträume ab 2031 bis 2040 sowie auf die 

entsprechenden integrierten nationalen energie- und klimaschutzbezogenen 

Fortschrittsberichte Andorras. Der Governance-Mechanismus ermöglicht es der 

Öffentlichkeit, sich konkret an der Ausarbeitung dieser Energie- und 

Klimaschutzpläne und der langfristigen Strategien für Energie und Klimawandel 

gemäß Artikel 15 zu beteiligen. 

 

2. Diese Verordnung betrifft die folgenden fünf Dimensionen der Energie- und 

Klimapolitik, die eng miteinander verbunden sind und sich gegenseitig verstärken: 

 

a) Sicherheit der Energieversorgung; 

 

b) Energiebinnenmarkt; 

 

c) Energieeffizienz; 

 

d) Dekarbonisierung sowie 

 

e) Forschung, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit.“ 

 

b) Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

 

i) Nummer 6 wird gestrichen. 
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ii) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

 

„7. ,Projektionen‘ bezeichnet Projektionen anthropogener Emissionen von 

Treibhausgasen aus Quellen und des Abbaus dieser Gase durch Senken oder 

von Entwicklungen des Energiesystems.“ 

 

iii) Nummer 11 erhält folgende Fassung: 

 

„11. die ,energie- und klimapolitischen Vorgaben Andorras für 2030‘ sind der 

Wert, der auf der Grundlage der für Andorra angenommenen Ziele wie folgt 

berechnet wird: ein verbindliches Mindestziel für die Verringerung der 

nationalen Treibhausgasemissionen in der gesamten Wirtschaft im 

Vergleich zu 2005 – den höchsten Treibhausgasemissionen in Andorra – bis 

2030, ein Mindestanteil an in Andorra genutzter Energie aus erneuerbaren 

Quellen im Jahr 2030, ein Mindestziel für die Verbesserung der 

Energieeffizienz bis 2030 und ein Mindestprozentsatz des 

Stromverbundziels für 2030 oder späterer Zielvorgaben unter den von 

Andorra in diesem Zusammenhang festzulegenden Bedingungen;“ 

 

iv) Nummer 12 wird gestrichen; 

 

v) Nummer 14 erhält folgende Fassung: 

 

„14. ‚Schlüsselindikatoren‘ bezeichnet die von der Europäischen Kommission 

vorgeschlagenen Indikatoren für die Fortschritte bei den fünf Dimensionen 

der Energie- und Klimapolitik;“ 

 

v) Die Nummern 15, 16, 19 und 20 gelten nicht für Andorra; 
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c) Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

 

i) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Andorra übermittelt dem Gemeinsamen Ausschuss bis zum 1. Januar 2027 

und anschließend bis zum 1. Januar 2029 und danach alle zehn Jahre seine 

Energie- und Klimaschutzpläne. Diese Pläne enthalten die in Absatz 2 dieses 

Artikels genannten Elemente und tragen den in Anhang I aufgeführten Elementen 

weitestmöglich Rechnung. Der erste Plan deckt – unter Berücksichtigung der 

längerfristigen Perspektive – den Zeitraum 2027–2030 ab. Die nachfolgenden 

Pläne beziehen sich auf den Zehnjahreszeitraum, der unmittelbar an das Ende des 

unter den vorigen Plan fallenden Zeitraums anschließt.“ 

 

ii) In Absatz 2 erhält der einleitende Satz folgende Fassung: 

 

„Die Energie- und Klimaschutzpläne umfassen die folgenden Hauptabschnitte:“ 

 

iii) Absatz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

 

„a) einen Überblick über das Verfahren, nach dem der Energie- und 

Klimaschutzplan aufgestellt wurde, in Form einer Zusammenfassung und 

einer Beschreibung der öffentlichen Konsultation und Einbeziehung von 

Interessenträgern, einschließlich der Ergebnisse sowie der regionalen 

Zusammenarbeit mit EU-Mitgliedstaaten bei der Planaufstellung, wie in den 

Artikeln 10, 11 und 12 festgelegt;“ 
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iv) Absatz 2 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

 

„b) eine Beschreibung der nationalen Ziele, Vorgaben und Beiträge im 

Zusammenhang mit den Dimensionen der Energie- und Klimapolitik gemäß 

Artikel 4;“ 

 

v) Absatz 2 Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

 

„d) eine Beschreibung der aktuellen Situation der fünf Dimensionen der 

Energie- und Klimapolitik, auch im Hinblick auf das Energiesystem und die 

Emissionen bzw. den Abbau von Treibhausgasen, sowie Projektionen für 

die unter Buchstabe b genannten Ziele mit den derzeitigen Politiken und 

Maßnahmen;“ 

 

vi) Absatz 2 Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

 

„h) einen gemäß den Anforderungen und der Struktur in Anhang III der 

vorliegenden Verordnung erstellten Anhang, der die Methoden und 

Maßnahmen Andorras zur Erfüllung der Energieeinsparungsverpflichtung 

gemäß Artikel 7 und Anhang V der Richtlinie 2012/27/EU enthält.“ 

 

vii) In Absatz 3 erhält der einleitende Teil folgende Fassung: 

 

„Für die Energie- und Klimaschutzpläne muss Andorra“ 

 

viii) Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

 

„b) den Querverbindungen zwischen den fünf Dimensionen der Energie- und 

Klimapolitik Rechnung tragen, insbesondere dem Grundsatz 

,Energieeffizienz an erster Stelle‘;“ 
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ix) Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„Gelangt Andorra gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe d auf der Grundlage seiner 

Bewertung überprüfbarer Daten zu der Erkenntnis, dass in seinem Hoheitsgebiet 

eine erhebliche Anzahl von Haushalten von Energiearmut betroffen ist, so nimmt 

es ein nationales Richtziel für die Verringerung der Energiearmut in seinen 

Energie- und Klimaschutzplan auf. Andorra beschreibt in seinem Energie- und 

Klimaschutzplan die Politiken und Maßnahmen gegen Energiearmut, soweit 

einschlägig, einschließlich sozialpolitischer Maßnahmen und anderer nationaler 

Programme.“ 

 

x) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

 

„(4) Andorra macht seinen Energie- und Klimaschutzplan, der dem 

Gemeinsamen Ausschuss gemäß diesem Artikel vorgelegt wird, öffentlich 

zugänglich.“ 

 

xi) Absatz 5 gilt nicht für Andorra; 
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d) Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 4 

Nationale Ziele, Vorgaben und Beiträge im Zusammenhang mit den fünf Dimensionen 

der Energie- und Klimapolitik 

 

Andorra erläutert in seinem Energie- und Klimaschutzplan für jede Energie- und 

Klimadimension die folgenden Ziele und Vorgaben: 

 

a) Dimension ,Dekarbonisierung‘: 

 

1. nationales Treibhausgasreduktionsziel und gegebenenfalls zur Erreichung 

dieses Treibhausgasreduktionsziels andere Ziele und Vorgaben, 

einschließlich sektorspezifischer Vorgaben und Anpassungsziele; 

 

2. nationales Ziel in Bezug auf den Anteil von Energie aus erneuerbaren 

Quellen am Bruttoendverbrauch; 

 

b) nationales Ziel in Bezug auf die Dimension ‚Energieeffizienz‘ in absoluten Zahlen 

für den Primärenergieverbrauch und den Endenergieverbrauch: 

 

1. nationales Ziel für die kumulierten Energieeinsparungen beim 

Energieendverbrauch; 

 

2. nationales Ziel in Bezug auf die Gebäuderenovierung; 

 

c) nationale Ziele in Bezug auf die Dimension ,Sicherheit der Energieversorgung‘; 
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d) nationale Ziele in Bezug auf die Dimension ,Energiebinnenmarkt‘; 

 

e) nationale Ziele und Finanzierungsvorgaben für öffentliche und, soweit vorhanden, 

private Forschung und Innovation in Bezug auf die Dimensionen der Energie- und 

Klimapolitik.“ 

 

e) Die Artikel 5 und 6 gelten nicht für Andorra; 

 

f) Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 7 

Nationale Politiken und Maßnahmen für jede der fünf Dimensionen der Energie- und 

Klimapolitik 

 

Andorra beschreibt in seinem Energie- und Klimaschutzplan die wichtigsten derzeitigen 

und geplanten Politiken und Maßnahmen zur Verwirklichung insbesondere der in dem 

Plan festgelegten Ziele, einschließlich etwaiger Maßnahmen, mit denen eine regionale 

Zusammenarbeit und eine angemessene Finanzierung auf nationaler und regionaler 

Ebene eingerichtet/geregelt wird, darunter die Mobilisierung von Programmen und 

Instrumenten der EU. 

 

Andorra legt einen allgemeinen Überblick über die Investitionen vor, die erforderlich 

sind, um die im Energie- und Klimaschutzplan festgelegten Ziele, Vorgaben und 

Beiträge zu verwirklichen, und eine allgemeine Einschätzung der Quellen für solche 

Investitionen.“ 
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g) Artikel 8 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 8 

Analysegrundlage des Energie- und Klimaschutzplans 

 

Andorra beschreibt die derzeitige Lage jeder der fünf Dimensionen, einschließlich des 

Energiesystems und der Emissionen von Treibhausgasen und des Abbaus dieser Gase 

zum Zeitpunkt der Vorlage des Energie- und Klimaschutzplans oder auf Grundlage der 

jüngsten verfügbaren Informationen. Darüber hinaus beschreibt und erläutert Andorra 

die Projektionen für jede der fünf Dimensionen der Energie- und Klimapolitik 

mindestens für die Laufzeit des Energie- und Klimaschutzplans, die sich voraussichtlich 

aus den derzeitigen Politiken und Maßnahmen ergeben. Andorra ist bestrebt, zusätzliche 

längerfristige Perspektiven für die fünf Dimensionen über die Laufzeit des Energie- und 

Klimaschutzplans hinaus zu beschreiben, wenn das sinnvoll und möglich ist.“ 

 

h) Artikel 9 gilt nicht für Andorra; 
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i) Artikel 10 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 10 

Konsultation der Öffentlichkeit 

 

Unbeschadet anderer Anforderungen des EU-Rechts stellt Andorra sicher, dass der 

Öffentlichkeit frühzeitig und wirksam Gelegenheit geboten wird, an der Ausarbeitung 

des Energie- und Klimaschutzplans sowie der langfristigen Strategien gemäß Artikel 15 

mitzuwirken. Andorra fügt bei der Übermittlung solcher Dokumente an den 

Gemeinsamen Ausschuss eine Zusammenfassung der Stellungnahmen der 

Öffentlichkeit bei. Soweit die Richtlinie 2001/42/EG anwendbar ist, gelten mit der 

Durchführung der Konsultationen zu dem Energie- und Klimaschutzplan gemäß jener 

Richtlinie die Verpflichtungen zur Konsultation der Öffentlichkeit gemäß der 

vorliegenden Verordnung als erfüllt. 

 

Andorra stellt sicher, dass die Öffentlichkeit unterrichtet wird. Bei der Umsetzung 

dieses Artikels begrenzt Andorra den Verwaltungsaufwand.“ 
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j) Artikel 11 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 11 

Dialog über klima- und energiepolitische Fragen auf mehreren Ebenen 

 

Andorra richtet gemäß seinen jeweiligen nationalen Vorschriften einen Dialog über 

klima- und energiepolitische Fragen auf mehreren Ebenen ein, in den sich lokale 

Gebietskörperschaften, Organisationen der Zivilgesellschaft, die Wirtschaft, Investoren, 

andere bedeutende Interessenträger und die Allgemeinheit aktiv einbringen können und 

in dem sie die Verwirklichung des Ziels Andorras der Klimaneutralität und die 

verschiedenen, auch langfristigen Szenarien, die in der Energie- und Klimapolitik ins 

Auge gefasst werden, erörtern und die Fortschritte überprüfen können, es sei denn, 

Andorra hat bereits eine Struktur, die dem gleichen Zweck dient. Im Rahmen dieses 

Dialogs kann der Energie- und Klimaschutzplan erörtert werden.“ 

 

k) Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 12 

Regionale Zusammenarbeit 

 

(1) Andorra arbeitet unter Berücksichtigung aller bestehenden und potenziellen 

Formen der regionalen Zusammenarbeit mit den benachbarten EU-Mitgliedstaaten 

zusammen, um die Ziele, Vorgaben und Beiträge seines integrierten nationalen 

Energie- und Klimaschutzplans zu verwirklichen. 
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(2) Andorra ermittelt ausreichend lange vor der Annahme seines Energie- und 

Klimaschutzplans Möglichkeiten für eine regionale Zusammenarbeit und 

konsultiert die benachbarten EU-Mitgliedstaaten, auch in Foren der regionalen 

Zusammenarbeit. Wenn Andorra dies für angemessen hält, kann es die EU-

Mitgliedstaaten konsultieren, die ihr Interesse bekundet haben. Andorra und den 

konsultierten EU-Mitgliedstaaten sollte ein angemessener Zeitraum eingeräumt 

werden, in dem sie reagieren können. Andorra erläutert in seinem Energie- und 

Klimaschutzplan mindestens die vorläufigen Ergebnisse dieser regionalen 

Konsultationen, wobei anzugeben ist, wie die Anmerkungen der konsultierten EU-

Mitgliedstaaten gegebenenfalls berücksichtigt wurden. 

 

(3) Andorra kann Teile seiner Energie- und Klimaschutzpläne und 

Fortschrittsberichte freiwillig in Zusammenarbeit mit anderen ausarbeiten, auch in 

Foren der regionalen Zusammenarbeit. In diesem Fall werden durch das Ergebnis 

die entsprechenden Teile der Energie- und Klimaschutzpläne Andorras und der 

Fortschrittsberichte ersetzt. 

 

(4) Andorra trägt den Anmerkungen der EU-Mitgliedstaaten gemäß den Absätzen 2 

und 3 in seinem Energie- und Klimaschutzplan Rechnung und erläutert in diesem 

Plan, wie diesen Anmerkungen Rechnung getragen wurde. 

 

(5) Bei der Durchführung der einschlägigen Politiken und Maßnahmen seines 

Energie- und Klimaschutzplans setzt Andorra für die Zwecke des Absatzes 1 seine 

Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten auf regionaler Ebene und in 

etwaigen Foren der regionalen Zusammenarbeit fort. 

 

(6) Andorra kann darüber hinaus die Zusammenarbeit mit den Vertragsparteien der 

Energiegemeinschaft und mit den Mitgliedern des Europäischen 

Wirtschaftsraums, die nicht Mitgliedstaaten der EU sind, in Erwägung ziehen. 
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(7) Soweit die Richtlinie 2001/42/EG anwendbar ist, gelten mit den 

grenzüberschreitenden Konsultationen über den Energie- und Klimaschutzplan 

gemäß Artikel 7 jener Richtlinie auch die Verpflichtungen zur regionalen 

Zusammenarbeit gemäß der vorliegenden Verordnung als erfüllt, sofern die 

Anforderungen des vorliegenden Artikels erfüllt sind.“ 

 

l) Artikel 13 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 13 

Bewertung des Energie- und Klimaschutzplans 

 

Auf der Grundlage der gemäß den Artikeln 3 und 14 mitgeteilten Energie- und 

Klimaschutzpläne und ihren aktualisierten Fassungen kann der Gemeinsame Ausschuss 

Stellungnahmen zu diesen Plänen abgeben.“ 

 

m) Artikel 14 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 14 

Aktualisierung des Energie- und Klimaschutzplans 

 

(1) Bis zum 1. Januar 2034 und danach alle zehn Jahre legt Andorra dem 

Gemeinsamen Ausschuss eine aktualisierte Fassung des zuletzt vorgelegten 

Energie- und Klimaschutzplans vor oder nennt dem Gemeinsamen Ausschuss die 

Gründe, warum dieser Plan nicht aktualisiert werden muss. 
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(2) Bei der Aktualisierung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels ändert Andorra 

sein nationales Ziel, seine nationale Vorgabe oder seinen nationalen Beitrag, um 

einem ehrgeizigeren Ziel als im zuletzt übermittelten Energie- und 

Klimaschutzplan gemäß Artikel 2 oder dem letzten national festgelegten Beitrag, 

der dem UNFCCC-Sekretariat vorgelegt wurde, Ausdruck zu verleihen, je 

nachdem, was ehrgeiziger ist. 

 

(3) Andorra bemüht sich, in seinem aktualisierten Energie- und Klimaschutzplan 

etwaige negative Auswirkungen auf die Umwelt einzudämmen, die im Rahmen 

der Umsetzung seiner Energie- und Klimaschutzpläne zutage treten. 

 

(4) Für die Ausarbeitung der aktualisierten Energie- und Klimaschutzpläne gelten die 

in den Artikeln 10 und 12 festgelegten Verfahren. 

 

(5) Dieser Artikel berührt nicht das Recht Andorras, jederzeit Änderungen und 

Anpassungen an den nationalen Politiken vorzunehmen, die in seinen Energie- 

und Klimaschutzplänen festgelegt oder aufgeführt sind, sofern diese Änderungen 

und Anpassungen in den integrierten nationalen energie- und 

klimaschutzbezogenen Fortschrittsbericht aufgenommen werden.“ 
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n) Artikel 15 wird wie folgt geändert: 

 

i) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Wie in Artikel 3 vorgesehen, übermittelt Andorra dem Gemeinsamen 

Ausschuss für die Zwecke der Governance-Mechanismen, die zum 

Nachweis der Einhaltung des Energie- und Klimaschutzplans zu entwickeln 

sind, seine langfristige Strategie für Energie und Klimawandel und die 

Kommunikationsdokumente im Rahmen des UNFCCC und des 

Übereinkommens von Paris, insbesondere den halbjährlichen 

Transparenzbericht, die nationale Mitteilung und den national festgelegten 

Beitrag. Bis zum 1. Januar 2027 und anschließend alle zehn Jahre ab dem 

1. Januar 2029 erstellt Andorra seine langfristige Strategie mit einer 

Perspektive von 30 Jahren und im Einklang mit seinem Ziel der 

Klimaneutralität und übermittelt sie dem Gemeinsamen Ausschuss.“ 

 

ii) Absatz 2 gilt nicht für Andorra; 

 

iii) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

 

„(3) Die langfristige Strategie Andorras dient als Beitrag zu 

 

a) der Erfüllung der Verpflichtungen, die Andorra aus dem UNFCCC 

und dem Übereinkommen von Paris erwachsen, um die 

anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen zu verringern und den 

Abbau dieser Gase durch Senken zu verbessern sowie die stärkere 

Einbindung von Kohlenstoff zu fördern; 

 

b) der Verwirklichung des Ziels des Übereinkommens von Paris, den 

Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C über 

dem vorindustriellen Niveau zu halten und Anstrengungen zu 

unternehmen, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C über dem 

vorindustriellen Niveau zu begrenzen; 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IV/de 20 

c) der Erzielung von langfristigen Reduktionen von 

Treibhausgasemissionen sowie eines verstärkten Abbaus dieser Gase 

durch Senken in allen Sektoren im Einklang mit dem Ziel der 

Klimaneutralität im Kontext erforderlicher Reduktionen von 

Treibhausgasemissionen und des verstärkten Abbaus der Gase durch 

Senken laut Zwischenstaatlichem Ausschuss für Klimaänderungen 

(Intergovernmental Panel for Climate Change, IPCC), um die 

Treibhausgasemissionen kosteneffizient zu verringern und zur 

Verwirklichung der Temperaturziele gemäß dem Übereinkommen von 

Paris den Abbau durch Senken zu verbessern, damit ein 

Gleichgewicht zwischen anthropogenen Emissionen von 

Treibhausgasen aus Quellen und ihrem Abbau durch Senken 

hergestellt wird und danach, falls möglich, negative Emissionen 

erreicht werden; 

 

d) einem hochgradig energieeffizienten Energiesystem, das in hohem 

Maße auf erneuerbaren Energieträgern beruht.“ 

 

iv) in Absatz 4 erhält der einleitende Teil folgende Fassung: 

 

„Die langfristigen Strategien Andorras sollten die in Anhang IV aufgeführten 

Elemente enthalten. Darüber hinaus umfassen die langfristigen Strategien 

Andorras Folgendes:“ 

 

v) die Absätze 5 und 6 gelten nicht für Andorra; 

 

vi) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

 

„(7) Andorra unterrichtet die Öffentlichkeit über ihre langfristige Strategie und 

etwaige Aktualisierungen dieser Strategie und veröffentlicht sie umgehend.“ 

 

vii) die Absätze 8 und 9 gelten nicht für Andorra; 
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o) Artikel 16 gilt nicht für Andorra; 

 

p) Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

 

i) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Bis zum 15. März 2030 und danach alle zwei Jahre berichtet Andorra dem 

Gemeinsamen Ausschuss über den Stand der Umsetzung seines Energie- 

und Klimaschutzplans, indem es einen integrierten nationalen energie- und 

klimaschutzbezogenen Fortschrittsbericht übermittelt, in dem auf alle fünf 

Dimensionen der Energie- und Klimapolitik eingegangen wird. 

Unbeschadet der Verpflichtungen der EU-Mitgliedstaaten nach den 

Artikeln 20 bis 25 kann Andorra in seine energie- und klimabezogenen 

Fortschrittsberichte die in diesen Artikeln genannten Elemente aufnehmen.“ 

 

ii) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„(2) Der integrierte nationale energie- und klimaschutzbezogene 

Fortschrittsbericht enthält Folgendes: 

 

a) Informationen über die Fortschritte, die bei der Verwirklichung der in 

Artikel 2 genannten Ziele sowie bei der Finanzierung und Umsetzung 

der zu ihrer Erreichung erforderlichen Politiken und Maßnahmen 

erzielt wurden, einschließlich einer Überprüfung der tatsächlichen 

Investitionen im Vergleich zu den Investitionsannahmen; 

 

b) etwaige Informationen zu den Fortschritten bei der Einrichtung des in 

Artikel 11 genannten Dialog über klima- und energiepolitische Fragen 

auf mehreren Ebenen; 

 

c) Informationen über die Anpassung gemäß Artikel 4.“ 
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iii) die Absätze 3 bis 6 gelten nicht für Andorra; 

 

iv) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

 

„(7) Andorra macht die dem Gemeinsamen Ausschuss vorgelegten Berichte 

öffentlich zugänglich.“ 

 

q) die Artikel 18 bis 40 gelten nicht für Andorra; 

 

r) Artikel 41 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Im Zusammenhang mit den Verpflichtungen aus dieser Verordnung pflegt 

Andorra eine umfassende Zusammenarbeit und Abstimmung mit der EU 

und den EU-Mitgliedstaaten.“ 

 

7. 32014 R 1112: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1112/2014 der Kommission vom 

13. Oktober 2014 zur Festlegung eines gemeinsamen Formats für den 

Informationsaustausch über Indikatoren für ernste Gefahren durch die Betreiber und 

Eigentümer von Offshore-Erdöl- und -Erdgasanlagen sowie eines gemeinsamen 

Formats für die Veröffentlichung der Informationen über Indikatoren für ernste 

Gefahren durch die Mitgliedstaaten (ABl. L 302 vom 22.10.2014, S. 1) 
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KAPITEL 2 

 

ERDÖL 

 

1. 31995 R 2964: Verordnung (EG) Nr. 2964/95 des Rates vom 20. Dezember 1995 zur 

Schaffung eines Registrierungssystems für Rohöleinfuhren und -lieferungen in der 

Gemeinschaft (ABl. L 310 vom 22.12.1995, S. 5) 

 

Die Verordnung (EG) Nr. 2964/95 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 führt Andorra kein Rohöl ein. 

 

2. 31999 D 0280: Entscheidung 1999/280/EG des Rates vom 22. April 1999 über ein 

gemeinschaftliches Verfahren zur Unterrichtung und Konsultation über die Kosten der 

Versorgung mit Rohöl und die Verbraucherpreise für Mineralölerzeugnisse (ABl. L 110 vom 

28.4.1999, S. 8) 

 

Die Entscheidung 1999/280/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 führt Andorra kein Rohöl ein. 
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3. 31999 D 0566: Entscheidung 1999/566/EG der Kommission vom 26. Juli 1999 zur 

Durchführung der Entscheidung 1999/280/EG des Rates über ein gemeinschaftliches 

Verfahren zur Unterrichtung und Konsultation über die Kosten der Versorgung mit Rohöl und 

die Verbraucherpreise für Mineralölerzeugnisse (ABl. L 216 vom 14.8.1999, S. 8) 

 

Die Entscheidung 1999/566/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 führt Andorra kein Rohöl ein. 

 

4. 32009 L 0119: Richtlinie 2009/119/EG des Rates vom 14. September 2009 zur Verpflichtung 

der Mitgliedstaaten, Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdölerzeugnissen zu halten (ABl. 

L 265 vom 9.10.2009, S. 9), geändert durch: 

 

– 32018 L 1581: Durchführungsrichtlinie (EU) 2018/1581 der Kommission vom 

19. Oktober 2018 (ABl. L 263 vom 22.10.2018, S. 57) 

 

– 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) 
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Die Richtlinie 2009/119/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Andorra stellt sicher, dass es die Verpflichtung nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 

2009/119/EG, dass die Erdölvorräte, die im Gebiet der Assoziationsparteien zum 

Nutzen Andorras ständig gehalten werden, insgesamt mindestens den täglichen 

Durchschnittsnettoeinfuhren für 90 Tage oder dem täglichen durchschnittlichen 

Inlandsverbrauch für 61 Tage entsprechen, je nachdem, welche Menge größer ist, durch 

bilaterale Abkommen mit benachbarten EU-Mitgliedstaaten tatsächlich erfüllt; 

 

b) die Artikel 5 bis 15 und die Artikel  17, 18, 20 und 21 der Richtlinie 2009/119/EG 

gelten nicht; 

 

c) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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KAPITEL 3 

 

ERDGAS 

 

1. 32009 L 0073: Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung 

der Richtlinie 2003/55/EG (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 94), geändert durch: 

 

– 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) 

 

– 32019 L 0692: Richtlinie (EU) 2019/692 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. April 2019 (ABl. L 117 vom 3.5.2019, S. 1) 

 

– 32022 R 0869: Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2022 (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 45) 

 

Die Richtlinie 2009/73/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungs- oder -verteilernetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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2. 32009 R 0715: Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. Juli 2009 über die Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und 

zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 36), 

geändert durch: 

 

– 32010 D 0685: Beschluss 2010/685/EU der Kommission vom 10. November 2010 

(ABl. L 293 vom 11.11.2010, S. 67) 

 

– 32012 D 0490: Beschluss 2012/490/EU der Kommission vom 24. August 2012 (ABl. 

L 231 vom 28.8.2012, S. 16) 

 

– 32013 R 0347: Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. April 2013 (ABl. L 115 vom 25.4.2013, S. 39) 

 

– 32015 D 0715: Beschluss (EU) 2015/715 der Kommission vom 30. April 2015 (ABl. 

L 114 vom 5.5.2015, S. 9) 

 

– 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) 

 

– 32022 R 0869: Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2022 (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 45) 

 

– 32022 R 1032: Verordnung (EU) 2022/1032 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 29. Juni 2022 (ABl. L 173 vom 30.6.2022, S. 17) 
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Die Verordnung (EG) Nr. 715/2009 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

3. 32017 R 1938: Verordnung (EU) 2017/1938 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2017 über Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung und zur 

Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 994/2010 (ABl. L 280 vom 28.10.2017, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32022 R 0517: Delegierte Verordnung (EU) 2022/517 der Kommission vom 

18. November 2021 (ABl. L 104 vom 1.4.2022, S. 53) 

 

– 32022 R 1032: Verordnung (EU) 2022/1032 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 29. Juni 2022 (ABl. L 173 vom 30.6.2022, S. 17) 

 

Die Verordnung (EU) 2017/1938 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungs- oder -verteilernetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

4. 32014 R 0312: Verordnung (EU) Nr. 312/2014 der Kommission vom 26. März 2014 zur 

Festlegung eines Netzkodex für die Gasbilanzierung in Fernleitungsnetzen (ABl. L 91 vom 

27.3.2014, S. 15) 
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Die Verordnung (EU) Nr. 312/2014 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

5. 32015 R 0703: Verordnung (EU) 2015/703 der Kommission vom 30. April 2015 zur 

Festlegung eines Netzkodex mit Vorschriften für die Interoperabilität und den Datenaustausch 

(ABl. L 113 vom 1.5.2015, S. 13) 

 

Die Verordnung (EU) 2015/703 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

6. 32015 D 0715: Beschluss (EU) 2015/715 der Kommission vom 30. April 2015 zur Änderung 

von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

über die Bedingungen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen (ABl. L 114 vom 

5.5.2015, S. 9) 

 

Der Beschluss (EU) 2015/715 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IV/de 30 

7. 32017 R 0459: Verordnung (EU) 2017/459 der Kommission vom 16. März 2017 zur 

Festlegung eines Netzkodex über Mechanismen für die Kapazitätszuweisung in 

Fernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 984/2013 (ABl. L 72 vom 

17.3.2017, S. 1) 

 

Die Verordnung (EU) 2017/459 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

8. 32017 R 0460: Verordnung (EU) 2017/460 der Kommission vom 16. März 2017 zur 

Festlegung eines Netzkodex über harmonisierte Fernleitungsentgeltstrukturen (ABl. L 72 vom 

17.3.2017, S. 29) 

 

Die Verordnung (EU) 2017/460 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Erdgasfernleitungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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KAPITEL 4 

 

ELEKTRIZITÄT 

 

1. 32019 R 0941: Verordnung (EU) 2019/941 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2019 über die Risikovorsorge im Elektrizitätssektor und zur Aufhebung der 

Richtlinie 2005/89/EG (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 1) 

 

2. 32019 R 943: Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 54), geändert 

durch: 

 

– 32022 R 0869: Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2022 (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 45) 

 

3. 32019 L 0944: Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur 

Änderung der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 125), geändert durch: 

 

– 32022 R 0869: Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2022 (ABl. L 152 vom 3.6.2022, S. 45) 

 

Die Richtlinie (EU) 2019/944 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) In Artikel 66 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

„Artikel 59 Absatz 1 Buchstabe y und Artikel 59 Absätze 5 bis 8 gelten nicht für 

Andorra, solange Ausnahmeregelungen gemäß Absatz 6 des vorliegenden Artikels 

gewährt werden.“ 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IV/de 32 

b) in Artikel 66 wird folgender Absatz angefügt: 

 

„(6) Als Land mit einem kleinen Verbundnetz kann Andorra bis zum 31. Dezember 

2030 von den Artikeln 4 bis 7, Artikel 10 Absätze 1 und 12, Artikel 12 und 

Artikel 14 abweichen, sofern 

 

a) die nationalen Elektrizitätsunternehmen verpflichtet werden, Maßnahmen zu 

befolgen, die ihren umsichtigen und effizienten Betrieb gewährleisten, 

einschließlich Maßnahmen zum Ausgleich der Konten innerhalb eines 

angemessenen Zeitraums; 

 

b) nationale Elektrizitätsunternehmen ihren Kunden Preise, 

Dienstleistungsstandards und Wahlmöglichkeiten anbieten, die denen 

entsprechen, die Verbrauchern auf gut funktionierenden 

wettbewerbsorientierten Märkten zur Verfügung stehen, einschließlich 

mindestens drei unterschiedlicher Tarife; 

 

c) nationale Elektrizitätsunternehmen, die als Versorger fungieren, verpflichtet 

sind, die Laststeuerung durch Aggregierung zu fördern und zumindest 

größeren Kunden die Teilnahme an der Laststeuerung durch Aggregierung 

zu ermöglichen; 

 

d) eine unabhängige Regulierungsbehörde die Lieferpreise der nationalen 

Elektrizitätsunternehmen an ihre Endkunden festlegt. Für die Zwecke der 

uneingeschränkten Durchführung der Artikel 15 und 16 wird keine 

Ausnahme von Artikel 6 gewährt, soweit es um den Zugang aktiver Kunden 

und Bürgerenergiegemeinschaften zum Verteilernetz geht. 

 

Die nationalen Behörden erheben und melden der Europäischen Kommission 

jährlich Indikatoren für Preise, Dienstleistungsstandards und Wahlmöglichkeiten, 

die den Verbrauchern im Elektrizitätssektor zur Verfügung stehen. 
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Auf begründeten Antrag Andorras kann der Gemeinsame Ausschuss einige oder 

alle der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes vorgesehenen Ausnahmeregelungen 

verlängern. In dem Beschluss des Gemeinsamen Ausschusses wird der Zeitraum 

festgelegt, für den die Verlängerung gewährt wird. Der Gemeinsame Ausschuss 

kann an seinen Beschluss Bedingungen und Pflichten knüpfen, um 

sicherzustellen, dass die in den Unterabsätzen 1 und 2 dieses Absatzes genannten 

Anforderungen erfüllt sind. Auf begründeten Antrag kann der Gemeinsame 

Ausschuss nach Ablauf der in seinem ursprünglichen Beschluss gesetzten Frist 

weitere Verlängerungen gewähren, sofern die Voraussetzungen für die 

Gewährung einer solchen Verlängerung weiterhin erfüllt sind.“ 

 

c) für die Kapitel V und VI sowie Artikel 59 Absatz 1 Buchstaben h, k und w und 

Artikel 62 der Richtlinie (EU) 2019/944 gilt Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1. 

Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genehmigt 

Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines Elektrizitätsübertragungsnetzes in 

seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

4. 32010 R 0838: Verordnung (EU) Nr. 838/2010 der Kommission vom 23. September 2010 zur 

Festlegung von Leitlinien für den Ausgleichsmechanismus zwischen 

Übertragungsnetzbetreibern und für einen gemeinsamen Regelungsrahmen im Bereich der 

Übertragungsentgelte (ABl. L 250 vom 24.9.2010, S. 5) 

 

Die Verordnung (EU) Nr. 838/2010 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Elektrizitätsübertragungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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5. 32013 R 0543: Verordnung (EU) Nr. 543/2013 der Kommission vom 14. Juni 2013 über die 

Übermittlung und die Veröffentlichung von Daten in Strommärkten und zur Änderung des 

Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 163 vom 15.6.2013, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 943: Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. Juni 2019 (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 54) 

 

Die Verordnung (EU) Nr. 543/2013 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Elektrizitätsübertragungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

6. 32015 R 1222: Verordnung (EU) 2015/1222 der Kommission vom 24. Juli 2015 zur 

Festlegung einer Leitlinie für die Kapazitätsvergabe und das Engpassmanagement (ABl. 

L 197 vom 25.7.2015, S. 24), geändert durch: 

 

– 32021 R 0280: Durchführungsverordnung (EU) 2021/280 der Kommission vom 

22. Februar 2021 (ABl. L 62 vom 23.2.2021, S. 24) 

 

Die Verordnung (EU) 2015/1222 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Elektrizitätsübertragungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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7. 32016 R 0631: Verordnung (EU) 2016/631 der Kommission vom 14. April 2016 zur 

Festlegung eines Netzkodex mit Netzanschlussbestimmungen für Stromerzeuger (ABl. L 112 

vom 27.4.2016, S. 1) 

 

8. 32016 R 1388: Verordnung (EU) 2016/1388 der Kommission vom 17. August 2016 zur 

Festlegung eines Netzkodex für den Lastanschluss (ABl. L 223 vom 18.8.2016, S. 10) 

 

9. 32016 R 1447: Verordnung (EU) 2016/1447 der Kommission vom 26. August 2016 zur 

Festlegung eines Netzkodex mit Netzanschlussbestimmungen für Hochspannungs-

Gleichstrom-Übertragungssysteme und nichtsynchrone Stromerzeugungsanlagen mit 

Gleichstromanbindung (ABl. L 241 vom 8.9.2016, S. 1) 

 

10. 32016 R 1719: Verordnung (EU) 2016/1719 der Kommission vom 26. September 2016 zur 

Festlegung einer Leitlinie für die Vergabe langfristiger Kapazität (ABl. L 259 vom 27.9.2016, 

S. 42), geändert durch: 

 

– 32021 R 0280: Durchführungsverordnung (EU) 2021/280 der Kommission vom 

22. Februar 2021 (ABl. L 62 vom 23.2.2021, S. 24) 

 

Die Verordnung (EU) 2016/1719 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Elektrizitätsübertragungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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11. 32017 R 1485: Verordnung (EU) 2017/1485 der Kommission vom 2. August 2017 zur 

Festlegung einer Leitlinie für den Übertragungsnetzbetrieb (ABl. L 220 vom 25.8.2017, S. 1), 

geändert durch: 

 

– 32021 R 0280: Durchführungsverordnung (EU) 2021/280 der Kommission vom 

22. Februar 2021 (ABl. L 62 vom 23.2.2021, S. 24) 

 

Die Verordnung (EU) 2017/1485 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Elektrizitätsübertragungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 

 

12. 32017 R 2195: Verordnung (EU) 2017/2195 der Kommission vom 23. November 2017 zur 

Festlegung einer Leitlinie über den Systemausgleich im Elektrizitätsversorgungssystem (ABl. 

L 312 vom 28.11.2017, S. 6), geändert durch: 

 

– 32021 R 0280: Durchführungsverordnung (EU) 2021/280 der Kommission vom 

22. Februar 2021 (ABl. L 62 vom 23.2.2021, S. 24) 

 

Die Verordnung (EU) 2017/2195 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Elektrizitätsübertragungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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13. 32017 R 2196: Verordnung (EU) 2017/2196 der Kommission vom 24. November 2017 zur 

Festlegung eines Netzkodex über den Notzustand und den Netzwiederaufbau des 

Übertragungsnetzes (ABl. L 312 vom 28.11.2017, S. 54) 

 

Die Verordnung (EU) 2017/2196 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 4 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Während der Aussetzung gemäß Artikel 4 Absatz 2 

des Rahmenprotokolls 1 genehmigt Andorra den Bau und die Inbetriebnahme eines 

Elektrizitätsübertragungsnetzes in seinem Hoheitsgebiet nicht. 
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KAPITEL 5 

 

ERNEUERBARE ENERGIE 

 

Die in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte 

Zeitraum endet am 31. Dezember 2026. 

 

1. 32018 L 2001: Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. 

L 328 vom 21.12.2018, S. 82), geändert durch: 

 

– 32022 R 0759: Delegierte Verordnung (EU) 2022/759 der Kommission vom 

14. Dezember 2021 (ABl. L 139 vom 18.5.2022, S. 1) 

 

Die Richtlinie (EU) 2018/2001 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 Absatz 1 gilt nicht; 
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b) Artikel 3 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„(2) Andorra legt bis zum 31. Dezember 2026 als Teil seines Energie- und 

Klimaschutzplans gemäß den Artikeln 3 und 4 und den Artikeln 10 bis 14 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 ein indikatives nationales Ziel für den Anteil von 

Energie aus erneuerbaren Quellen an seinem Bruttoendenergieverbrauch im 

Jahr 2030 fest. 

 

Abweichend von Absatz 4 darf der Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen 

am Bruttoendenergieverbrauch Andorras ab dem 1. Januar 2027 nicht niedriger 

sein als dieser Anteil im Jahr 2020. Hält Andorra seinen Ausgangswert, gemessen 

über einen Zeitraum von einem Jahr, nicht ein, so ergreift es innerhalb eines 

Jahres zusätzliche Maßnahmen, die ausreichen, um die Lücke innerhalb eines 

Jahres zu schließen.“ 

 

c) Artikel 25 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 25 

Indikatives nationales Ziel für den Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen 

 

Andorra legt bis zum 31. Dezember 2026 als Teil seines Energie- und Klimaschutzplans 

gemäß Artikel 3 der Verordnung (EU) 2018/1999 ein indikatives nationales Ziel für den 

Anteil von Energie aus erneuerbaren Quellen am Endenergieverbrauch im Verkehr im 

Jahr 2030 fest.“ 

 

d) Artikel 28 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

 

„(3) Andorra trifft Maßnahmen, um nach und nach die Verfügbarkeit von Kraftstoffen 

aus erneuerbaren Quellen für den Verkehrssektor in Hinblick darauf 

sicherzustellen, dass im Einklang mit seinem nationalen Strategierahmen gemäß 

der Richtlinie 2014/94/EU öffentlich zugängliche Hochleistungsladestationen und 

andere Betankungsinfrastrukturen bereitgestellt werden.“ 
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e) Artikel 30 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Werden Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe, oder 

andere Brennstoffe, die auf den Zähler gemäß Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe b 

angerechnet werden können, für die in den Artikeln 23 und 25 sowie in Artikel 29 

Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a, b und c genannten Zwecke berücksichtigt, 

verpflichtet Andorra die Kraftstoffanbieter, eine Bescheinigung vom Verkäufer 

einzuholen, die bestätigt, dass die Nachhaltigkeitskriterien und Kriterien für 

Treibhausgaseinsparungen für diese Kraftstoffe erfüllt sind, und die über ein 

freiwilliges oder nationales System ausgestellt wird.“ 

 

f) Artikel 30 Absätze 2, 3, 6, 9 und 10 gilt nicht. 

 

2. 32019 R 0807: Delegierte Verordnung (EU) 2019/807 der Kommission vom 13. März 2019 

zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Bestimmung der Rohstoffe mit hohem Risiko indirekter 

Landnutzungsänderungen, in deren Fall eine wesentliche Ausdehnung der Produktionsflächen 

auf Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand zu beobachten ist, und die Zertifizierung von 

Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen mit geringem Risiko 

indirekter Landnutzungsänderungen (ABl. L 133 vom 21.5.2019, S. 1) 

 

3. 32022 D 0599: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/599 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „Biomass Biofuels Sustainability voluntary 

scheme“ (2BSvs) zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 

(ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 173) 
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4. 32022 D 0600: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/600 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „Bonsucro EU“ zum Nachweis der 

Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 

festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-

Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und 

wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 176) 

 

5. 32022 D 0601: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/601 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „Better Biomass“ zum Nachweis der 

Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 

festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-

Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und 

wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 179) 

 

6. 32022 D 0602: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/602 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „International Sustainability & Carbon 

Certification — ISCC EU“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie 

(EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für 

Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige 

erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige 

Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 182) 

 

7. 32022 D 0604: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/604 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „Red Tractor Farm Assurance Crops and 

Sugar Beet Scheme“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 

(ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 188) 
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8. 32022 D 0605: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/605 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „REDcert-EU“ zum Nachweis der Einhaltung 

der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten 

Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige 

oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete 

kohlenstoffhaltige Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 191) 

 

9. 32022 D 0606: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/606 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „Round Table on Responsible Soy with EU 

RED Requirements (RTRS EU RED)“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie 

(EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für 

Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige 

erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige 

Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 194) 

 

10. 32022 D 0607: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/607 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „Roundtable on Sustainable Biomaterials 

(RSB) EU RED“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 

(ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 197) 

 

11. 32022 D 0608: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/608 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des Systems „Scottish Quality Crops Farm Assurance Scheme (SQC)“ 

zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen 

Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige 

Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht 

biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 

12.4.2022, S. 200) 
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12. 32022 D 0609: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/609 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des freiwilligen Systems „SURE“ zum Nachweis der Einhaltung der in 

der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten 

Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige 

oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete 

kohlenstoffhaltige Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 203) 

 

13. 32022 D 0610: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/610 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des Systems „Trade Assurance Scheme for Combinable Crops 

(TASCC)“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 

(ABl. L 114 vom 12.4.2022, S. 206) 

 

14. 32022 D 0611: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/611 der Kommission vom 8. April 2022 

über die Anerkennung des Systems „Universal Feed Assurance Scheme (UFAS)“ zum 

Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments 

und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, 

Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen 

Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe (ABl. L 114 vom 12.4.2022, 

S. 209) 

 

15. 32022 R 0996: Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 der Kommission vom 14. Juni 2022 

über Vorschriften für die Überprüfung in Bezug auf die Nachhaltigkeitskriterien und die 

Kriterien für Treibhausgaseinsparungen sowie die Kriterien für ein geringes Risiko indirekter 

Landnutzungsänderungen (ABl. L 168 vom 27.6.2022, S. 1) 

 

16. 32022 D 1655: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1655 der Kommission vom 

26. September 2022 über die Anerkennung des Berichts mit Angaben zu den typischen 

Treibhausgasemissionen aus dem Anbau von Sojabohnen in Argentinien gemäß Artikel 31 

Absätze 3 und 4 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 249 vom 27.9.2022, S. 47) 
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17. 32022 D 1656: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1656 der Kommission vom 

26. September 2022 über die Anerkennung des Systems „Austrian agricultural certification 

scheme (AACS)“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 

(ABl. L 249 vom 27.9.2022, S. 50) 

 

18. 32022 D 1657: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1657 der Kommission vom 

26. September 2022 über die Anerkennung des freiwilligen Systems „Sustainable Biomass 

Program“ zum Nachweis der Einhaltung der in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des 

Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Anforderungen für Biokraftstoffe, 

flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige oder gasförmige erneuerbare 

Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 

(ABl. L 249 vom 27.9.2022, S. 53) 

 

19. 32022 R 2448: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2448 der Kommission vom 

13. Dezember 2022 zur Festlegung operativer Leitlinien für den Nachweis der Einhaltung der 

in Artikel 29 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 

festgelegten Nachhaltigkeitskriterien für forstwirtschaftliche Biomasse (ABl. L 320 vom 

14.12.2022, S. 4) 

 

20. 32022 D 2461: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/2461 der Kommission vom 14. Dezember 

2022 zur Anerkennung des Systems „KZR INiG“ zum Nachweis der Einhaltung der in der 

Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten 

Anforderungen für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe, Biomasse-Brennstoffe, flüssige 

oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs und wiederverwertete 

kohlenstoffhaltige Kraftstoffe sowie zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses 

(EU) 2022/603 (ABl. L 321 vom 15.12.2022, S. 38) 
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KAPITEL 6 

 

ENERGIEEFFIZIENZ – ALLGEMEINES 

 

Die in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte 

Zeitraum endet am 31. Dezember 2026. 

 

1. 32012 L 0027: Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 

2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABl. L 315 

vom 14.11.2012, S. 1), geändert durch: 

 

– 32013 L 0012: Richtlinie 2013/12/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 141 vom 

28.5.2013, S. 28) 

 

– 32018 L 0844: Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2018 (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 75) 

 

– 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) 

 

– 32018 L 2002: Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 210) 
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– 32019 D 0504: Beschluss (EU) 2019/504 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 19. März 2019 (ABl. L 85 I vom 27.3.2019, S. 66) 

 

– 32019 R 0826: Delegierte Verordnung (EU) 2019/826 der Kommission vom 4. März 

2019 (ABl. L 137 vom 23.5.2019, S. 3) 

 

– 32019 L 0944: Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. Juni 2019 (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 125) 

 

Die Richtlinie 2012/27/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 1 Absatz 1 gilt nicht; 

 

b) Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 3 

Indikatives nationales Energieeffizienzziel 

 

Andorra legt bis zum 31. Dezember 2026 als Teil seines Energie- und Klimaschutzplans 

gemäß Artikel 3 der Verordnung (EU) 2018/1999 ein indikatives nationales 

Energieeffizienzziel für 2030 fest.“ 
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c) Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

„(1) Im Rahmen seines Energie- und Klimaschutzplans gemäß Artikel 3 der 

Verordnung (EU) 2018/1999 legt Andorra bis zum 31. Dezember 2026 ein 

indikatives nationales Ziel für den Anteil der Gesamtfläche der beheizten 

und/oder gekühlten Gebäude fest, die sich im Eigentum seiner Zentralregierung 

befinden und von ihr genutzt werden und die jedes Jahr bis 2030 renoviert werden 

sollen. Das indikative nationale Ziel muss dem in Artikel 5 Absatz 1 festgelegten 

Satz möglichst nahekommen.“ 

 

d) Artikel 5 Absatz 3 gilt nicht; 

 

e) Artikel 8 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

 

„(4) Andorra stellt sicher, dass Unternehmen, die kein KMU sind, Gegenstand eines 

Energieaudits sind, das innerhalb eines Jahres nachdem die Geltung dieser 

Richtlinie für Andorra eintritt und mindestens alle vier Jahre nach dem 

vorangegangenen Energieaudit in unabhängiger und kostenwirksamer Weise von 

qualifizierten und/oder akkreditierten Experten durchgeführt oder nach 

innerstaatlichem Recht von unabhängigen Behörden durchgeführt und überwacht 

wird.“ 

 

f) Anhang III Buchstabe c gilt nicht. 

 

2. 32008 D 0952: Entscheidung 2008/952/EG der Kommission vom 19. November 2008 zur 

Festlegung detaillierter Leitlinien für die Umsetzung und Anwendung des Anhangs II der 

Richtlinie 2004/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 338 vom 

17.12.2008, S. 55) 
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3. 32013 D 0242: Durchführungsbeschluss 2013/242/EU der Kommission vom 22. Mai 2013 

zur Festlegung eines Musters für die Nationalen Energieeffizienz-Aktionspläne im Rahmen 

der Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 141 vom 

28.5.2013, S. 48) 

 

4. 32015 R 2402: Delegierte Verordnung (EU) 2015/2402 der Kommission vom 12. Oktober 

2015 zur Überarbeitung der harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte für die getrennte 

Erzeugung von Strom und Wärme gemäß der Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses 2011/877/EU 

der Kommission (ABl. L 333 vom 19.12.2015, S. 54) 
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KAPITEL 7 

 

ENERGIEVERBRAUCHSKENNZEICHNUNG 

 

1. 32017 R 1369: Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Juli 2017 zur Festlegung eines Rahmens für die Energieverbrauchskennzeichnung und zur 

Aufhebung der Richtlinie 2010/30/EU (ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 1), geändert durch: 

 

– 32020 R 0740: Verordnung (EU) 2020/740 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Mai 2020 (ABl. L 177 vom 5.6.2020, S. 1) 

 

2. 32011 R 0626: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 626/2011 der Kommission vom 4. Mai 2011 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Kennzeichnung von Luftkonditionierern in Bezug auf den Energieverbrauch 

(ABl. L 178 vom 6.7.2011, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 R 0518: Delegierte Verordnung (EU) 518/2014 der Kommission vom 5. März 

2014 (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 1) 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 

 

3. 32012 R 0392: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 392/2012 der Kommission vom 1. März 2012 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Kennzeichnung von Haushaltswäschetrocknern in Bezug auf den 

Energieverbrauch (ABl. L 123 vom 9.5.2012, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 R 0518: Delegierte Verordnung (EU) 518/2014 der Kommission vom 5. März 

2014 (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 1) 
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– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 

 

4. 32013 R 0812: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 812/2013 der Kommission vom 18. Februar 

2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf die Energieeffizienzkennzeichnung von Warmwasserbereitern, 

Warmwasserspeichern und Verbundanlagen aus Warmwasserbereitern und 

Solareinrichtungen (ABl. L 239 vom 6.9.2013, S. 83), geändert durch: 

 

– 32014 R 0518: Delegierte Verordnung (EU) 518/2014 der Kommission vom 5. März 

2014 (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 1) 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 

 

5. 32013 R 0811: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 811/2013 der Kommission vom 18. Februar 

2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf die Energiekennzeichnung von Raumheizgeräten, Kombiheizgeräten, 

Verbundanlagen aus Raumheizgeräten, Temperaturreglern und Solareinrichtungen sowie von 

Verbundanlagen aus Kombiheizgeräten, Temperaturreglern und Solareinrichtungen (ABl. 

L 239 vom 6.9.2013, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 R 0518: Delegierte Verordnung (EU) 518/2014 der Kommission vom 5. März 

2014 (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 1) 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 
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6. 32014 R 0065: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 65/2014 der Kommission vom 1. Oktober 

2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Haushaltsbacköfen und  

-dunstabzugshauben (ABl. L 29 vom 31.1.2014, S. 1), geändert durch: 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 

 

7. 32014 R 0518: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 518/2014 der Kommission vom 5. März 2014 

zur Änderung der delegierten Verordnungen (EU) Nr. 1059/2010, (EU) Nr. 1060/2010, (EU) 

Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) Nr. 392/2012, (EU) 

Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013 und (EU) Nr. 812/2013 der 

Kommission im Hinblick auf die Kennzeichnung energieverbrauchsrelevanter Produkte im 

Internet  (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 1) 

 

8. 32014 R 1254: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1254/2014 der Kommission vom 11. Juli 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf die Kennzeichnung von Wohnraumlüftungsgeräten in Bezug auf den 

Energieverbrauch (ABl. L 337 vom 25.11.2014, S. 27), geändert durch: 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 

 

9. 32015 R 1186: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1186 der Kommission vom 24. April 2015 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Einzelraumheizgeräten (ABl. L 193 

vom 21.7.2015, S. 20), geändert durch: 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 
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10. 32015 R 1187: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1187 der Kommission vom 27. April 2015 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Festbrennstoffkesseln und 

Verbundanlagen aus einem Festbrennstoffkessel, Zusatzheizgeräten, Temperaturreglern und 

Solareinrichtungen (ABl. L 193 vom 21.7.2015, S. 43), geändert durch: 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 

 

11. 32015 R 1094: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1094 der Kommission vom 5. Mai 2015 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von gewerblichen Kühllagerschränken 

(ABl. L 177 vom 8.7.2015, S. 2), geändert durch: 

 

– 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 

30. November 2016 (ABl. L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 

 

12. 32017 R 0254: Delegierte Verordnung (EU) 2017/254 der Kommission vom 30. November 

2016 zur Änderung der Delegierten Verordnungen der Kommission (EU) Nr. 1059/2010, 

(EU) Nr. 1060/2010, (EU) Nr. 1061/2010, (EU) Nr. 1062/2010, (EU) Nr. 626/2011, (EU) 

Nr. 392/2012, (EU) Nr. 874/2012, (EU) Nr. 665/2013, (EU) Nr. 811/2013, (EU) 

Nr. 812/2013, (EU) Nr. 65/2014, (EU) Nr. 1254/2014, (EU) 2015/1094, (EU) 2015/1186 und 

(EU) 2015/1187 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren (ABl. 

L 38 vom 15.2.2017, S. 1) 
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13. 32019 R 2013: Delegierte Verordnung (EU) 2019/2013 der Kommission vom 11. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates 

in Bezug auf die Energieverbrauchskennzeichnung elektronischer Displays und zur 

Aufhebung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1062/2010 der Kommission (ABl. L 315 

vom 5.12.2019, S. 1), geändert durch: 

 

– 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62) 

 

14. 32019 R 2014: Delegierte Verordnung (EU) 2019/2014 der Kommission vom 11. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates 

in Bezug auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Haushaltswaschmaschinen und 

Haushaltswaschtrocknern sowie zur Aufhebung der Delegierten Verordnung (EU) 

Nr. 1061/2010 der Kommission und der Richtlinie 96/60/EG der Kommission (ABl. L 315 

vom 5.12.2019, S. 29), geändert durch: 

 

– 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62) 

 

15. 32019 R 2015: Delegierte Verordnung (EU) 2019/2015 der Kommission vom 11. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates 

in Bezug auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Lichtquellen und zur Aufhebung der 

Delegierten Verordnung (EU) Nr. 874/2012 der Kommission (ABl. L 315 vom 5.12.2019, 

S. 68), geändert durch: 

 

– 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62) 
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16. 32019 R 2016: Delegierte Verordnung (EU) 2019/2016 der Kommission vom 11. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Kühlgeräten und zur Aufhebung 

der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1060/2010 der Kommission (ABl. L 315 vom 

5.12.2019, S. 102), geändert durch: 

 

– 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62) 

 

17. 32019 R 2017: Delegierte Verordnung (EU) 2019/2017 der Kommission vom 11. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates 

in Bezug auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Haushaltsgeschirrspülern und zur 

Aufhebung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1059/2010 der Kommission (ABl. L 315 

vom 5.12.2019, S. 134), geändert durch: 

 

– 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62) 

 

18. 32019 R 2018: Delegierte Verordnung (EU) 2019/2018 der Kommission vom 11. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf die Energieverbrauchskennzeichnung von Kühlgeräten mit 

Direktverkaufsfunktion (ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 155), geändert durch: 

 

– 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62) 
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KAPITEL 8 

 

ENERGIEEFFIZIENZ VON GEBÄUDEN 

 

Die in diesem Kapitel aufgeführten EU-Rechtsakte gelten für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte 

Zeitraum endet am 31. Dezember 2026. 

 

1. 32010 L 0031: Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (ABl. L 153 vom 18.6.2010, 

S. 13), geändert durch: 

 

– 32018 L 0844: Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2018 (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 75) 

 

– 32018 R 1999: Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Dezember 2018 (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1) 
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Die Richtlinie 2010/31/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 2a wird wie folgt geändert: 

 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

„(2) Andorra legt im Rahmen seiner Energie- und Klimaschutzpläne gemäß 

Artikel 3 der Verordnung (EU) 2018/1999 bis zum 31. Dezember 2026 ein 

indikatives nationales Ziel fest, um für einen in hohem Maße 

energieeffizienten und dekarbonisierten nationalen Gebäudebestand zu 

sorgen und den kosteneffizienten Umbau bestehender Gebäude in 

Niedrigstenergiegebäude bis 2050 zu erleichtern. Andorra legt ferner 

indikative Meilensteine für 2030, 2040 und 2050 fest, um das indikative 

nationale Ziel zu erreichen.“ 

 

2. Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

 

„(8) Andorra legt der Europäischen Kommission bis zum 31. Dezember 2026 

seine langfristige Renovierungsstrategie vor.“ 

 

b) Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 letzter Satz erhält folgende Fassung: 

 

„Der erste Bericht ist bis 30. Juni 2027 zu übermitteln.“ 
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2. 32020 R 2155: Delegierte Verordnung (EU) 2020/2155 der Kommission vom 14. Oktober 

2020 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch Festlegung eines optionalen gemeinsamen Systems der Union zur Bewertung der 

Intelligenzfähigkeit von Gebäuden (ABl. L 431 vom 21.12.2020, S. 9) 

 

3. 32020 R 2156: Durchführungsverordnung (EU) 2020/2156 der Kommission vom 14. Oktober 

2020 zur Festlegung der technischen Modalitäten für die wirksame Umsetzung eines 

optionalen gemeinsamen Systems der Union zur Bewertung der Intelligenzfähigkeit von 

Gebäuden (ABl. L 431 vom 21.12.2020, S. 25) 

 

4. 32012 R 0244: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 244/2012 der Kommission vom 16. Januar 

2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden durch die Schaffung eines Rahmens für eine 

Vergleichsmethode zur Berechnung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an 

die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten (ABl. L 81 vom 

21.3.2012, S. 18) 
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KAPITEL 9 

 

REIFEN 

 

1. 32020 R 0740: Verordnung (EU) 2020/740 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Mai 2020 über die Kennzeichnung von Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und 

andere Parameter, zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1369 und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 (ABl. L 177 vom 5.6.2020, S. 1) 
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KAPITEL 10 

 

ÖKODESIGN ENERGIEVERBRAUCHSRELEVANTER PRODUKTE 

 

1. 31992 L 0042: Richtlinie 92/42/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 über die Wirkungsgrade 

von mit flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen beschickten neuen Warmwasserheizkesseln 

(ABl. L 167 vom 22.6.1992, S. 17), geändert durch: 

 

– 31993 L 0068: Richtlinie 93/68/EWG des Rates vom 22. Juli 1993 (ABl. L 220 vom 

30.8.1993, S. 1) 

 

– 32008 L 0028: Richtlinie 2008/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. März 2008 (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 48) 

 

– 32013 R 0813: Verordnung (EU) Nr. 813/2013 der Kommission vom 2. August 2013 

(ABl. L 239 vom 6.9.2013, S. 136) 

 

2. 32009 L 0125: Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die 

umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte (ABl. L 285 vom 

31.10.2009, S. 10), geändert durch: 

 

– 32012 L 0027: Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. Oktober 2012 (ABl. L 315 vom 14.11.2012, S. 1) 
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3. 32008 R 1275: Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 der Kommission vom 17. Dezember 2008 

zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an den Stromverbrauch 

elektrischer und elektronischer Haushalts- und Bürogeräte im Bereitschafts- und im Aus-

Zustand (ABl. L 339 vom 18.12.2008, S. 45), geändert durch: 

 

– 32009 R 0278: Verordnung (EG) Nr. 278/2009 der Kommission vom 6. April 2009 

(ABl. L 93 vom 7.4.2009, S. 3) 

 

– 32009 R 0642: Verordnung (EG) Nr. 642/2009 der Kommission vom 22. Juli 2009 

(ABl. L 191 vom 23.7.2009, S. 42) 

 

– 32013 R 0617: Verordnung (EU) Nr. 617/2013 der Kommission vom 26. Juni 2013 

(ABl. L 175 vom 27.6.2013, S. 13) 

 

– 32013 R 0801: Verordnung (EU) Nr. 801/2013 der Kommission vom 22. August 2013 

(ABl. L 225 vom 23.8.2013, S. 1) 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

– 32019 R 2021: Verordnung (EU) 2019/2021 der Kommission vom 1. Oktober 2019 

(ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 241) 
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– 32019 R 2022: Verordnung (EU) 2019/2022 der Kommission vom 1. Oktober 2019 

(ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 267) 

 

– 32019 R 2023: Verordnung (EU) 2019/2023 der Kommission vom 1. Oktober 2019 

(ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 285) 

 

4. 32009 R 0107: Verordnung (EG) Nr. 107/2009 der Kommission vom 4. Februar 2009 zur 

Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Set-

Top-Boxen (ABl. L 36 vom 5.2.2009, S. 8), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

5. 32009 R 0641: Verordnung (EG) Nr. 641/2009 der Kommission vom 22. Juli 2009 zur 

Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

externen Nassläufer-Umwälzpumpen und in Produkte integrierten Nassläufer-

Umwälzpumpen (ABl. L 191 vom 23.7.2009, S. 35), geändert durch: 

 

– 32012 R 0622: Verordnung (EU) Nr. 622/2012 der Kommission vom 11. Juli 2012 

(ABl. L 180 vom 12.7.2012, S. 4) 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 
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6. 32011 R 0327: Verordnung (EU) Nr. 327/2011 der Kommission vom 30. März 2011 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Ventilatoren, die durch Motoren mit einer elektrischen Eingangsleistung zwischen 125 W und 

500 kW angetrieben werden (ABl. L 90 vom 6.4.2011, S. 8), geändert durch: 

 

– 32013 R 0666: Verordnung (EU) Nr. 666/2013 der Kommission vom 8. Juli 2013 (ABl. 

L 192 vom 13.7.2013, S. 24) 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

7. 32012 R 0206: Verordnung (EU) Nr. 206/2012 der Kommission vom 6. März 2012 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Raumklimageräten und Komfortventilatoren (ABl. L 72 vom 10.3.2012, S. 7), geändert 

durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

8. 32012 R 0547: Verordnung (EU) Nr. 547/2012 der Kommission vom 25. Juni 2012 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Wasserpumpen (ABl. L 165 vom 26.6.2012, S. 28), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 
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9. 32012 R 0932: Verordnung (EU) Nr. 932/2012 der Kommission vom 3. Oktober 2012 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Haushaltswäschetrocknern (ABl. L 278 vom 12.10.2012, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

10. 32013 R 0617: Verordnung (EU) Nr. 617/2013 der Kommission vom 26. Juni 2013 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Computern und Computerservern (ABl. L 175 vom 27.6.2013, S. 13), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

– 32019 R 0424: Verordnung (EU) 2019/424 der Kommission vom 15. März 2019 

 

11. 32013 R 0666: Verordnung (EU) Nr. 666/2013 der Kommission vom 8. Juli 2013 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Staubsaugern (ABl. L 192 vom 13.7.2013, S. 24), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 
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12. 32013 R 0813: Verordnung (EU) Nr. 813/2013 der Kommission vom 2. August 2013 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Raumheizgeräten und Kombiheizgeräten (ABl. L 239 vom 6.9.2013, S. 136), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

13. 32013 R 0814: Verordnung (EU) Nr. 814/2013 der Kommission vom 2. August 2013 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Warmwasserbereitern und Warmwasserspeichern (ABl. L 239 vom 6.9.2013, S. 162), 

geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

14. 32014 R 0066: Verordnung (EU) Nr. 66/2014 der Kommission vom 14. Januar 2014 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Haushaltsbacköfen, -kochmulden und -dunstabzugshauben (ABl. L 29 vom 31.1.2014, S. 33), 

geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 
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15. 32014 R 0548: Verordnung (EU) Nr. 548/2014 der Kommission vom 21. Mai 2014 zur 

Umsetzung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich Kleinleistungs-, Mittelleistungs- und Großleistungstransformatoren (ABl. L 152 

vom 22.5.2014, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

– 32019 R 1783: Verordnung (EU) 2019/1783 der Kommission vom 1. Oktober 2019 

(ABl. L 272 vom 25.10.2019, S. 107) 

 

16. 32014 R 1253: Verordnung (EU) Nr. 1253/2014 der Kommission vom 7. Juli 2014 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Lüftungsanlagen (ABl. 

L 337 vom 25.11.2014, S. 8), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

17. 32015 R 1185: Verordnung (EU) 2015/1185 der Kommission vom 24. April 2015 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Festbrennstoff-Einzelraumheizgeräten (ABl. L 193 vom 21.7.2015, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IV/de 66 

18. 32015 R 1188: Verordnung (EU) 2015/1188 der Kommission vom 28. April 2015 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Einzelraumheizgeräten (ABl. L 193 vom 21.7.2015, S. 76), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

19. 32015 R 1189: Verordnung (EU) 2015/1189 der Kommission vom 28. April 2015 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

Festbrennstoffkesseln (ABl. L 193 vom 21.7.2015, S. 100), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

20. 32015 R 1095: Verordnung (EU) 2015/1095 der Kommission vom 5. Mai 2015 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von 

gewerblichen Kühllagerschränken, Schnellkühlern/-frostern, Verflüssigungssätzen und 

Prozesskühlern (ABl. L 177 vom 8.7.2015, S. 19), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 
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21. 32016 R 2281: Verordnung (EU) 2016/2281 der Kommission vom 30. November 2016 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte 

Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte im Hinblick auf Luftheizungsprodukte, 

Kühlungsprodukte, Prozesskühler mit hoher Betriebstemperatur und Gebläsekonvektoren 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51) 

 

22. 32016 R 2282: Verordnung (EU) 2016/2282 der Kommission vom 30. November 2016 zur 

Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1275/2008, (EG) Nr. 107/2009, (EG) Nr. 278/2009, 

(EG) Nr. 640/2009, (EG) Nr. 641/2009, (EG) Nr. 642/2009, (EG) Nr. 643/2009, (EU) 

Nr. 1015/2010, (EU) Nr. 1016/2010, (EU) Nr. 327/2011, (EU) Nr. 206/2012, (EU) 

Nr. 547/2012, (EU) Nr. 932/2012, (EU) Nr. 617/2013, (EU) Nr. 666/2013, (EU) 

Nr. 813/2013, (EU) Nr. 814/2013, (EU) Nr. 66/2014, (EU) Nr. 548/2014, (EU) 

Nr. 1253/2014, (EU) 2015/1095, (EU) 2015/1185, (EU) 2015/1188, (EU) 2015/1189 und 

(EU) 2016/2281 im Hinblick auf die Anwendung von Toleranzen bei Prüfverfahren 

(ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 51). 

 

23. 32019 R 0424: Verordnung (EU) 2019/424 der Kommission vom 15. März 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Server und Datenspeicherprodukte gemäß der 

Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 617/2013 der Kommission (ABl. L 74 vom 18.3.2019, S. 46), geändert 

durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 
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24. 32019 R 1781: Verordnung (EU) 2019/1781 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Elektromotoren und Drehzahlregelungen 

gemäß der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, zur 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 641/2009 im Hinblick auf die Festlegung von 

Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von externen Nassläufer-Umwälzpumpen 

und in Produkte integrierten Nassläufer-Umwälzpumpen und zur Aufhebung der Verordnung 

(EG) Nr. 640/2009 der Kommission (ABl. L 272 vom 25.10.2019, S. 74), geändert durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 

 

25. 32019 R 1782: Verordnung (EU) 2019/1782 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an externe Netzteile gemäß der 

Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 278/2009 der Kommission (ABl. L 272 vom 25.10.2019, S. 95) 

 

26. 32019 R 1784: Verordnung (EU) 2019/1784 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Schweißgeräten gemäß 

der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 272 vom 

25.10.2019, S. 121) 

 

27. 32019 R 2019: Verordnung (EU) 2019/2019 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Kühlgeräte gemäß der Richtlinie 2009/125/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 643/2009 der Kommission (ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 187), geändert durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 
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28. 32019 R 2020: Verordnung (EU) 2019/2020 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Lichtquellen und separate Betriebsgeräte 

gemäß der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur 

Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 244/2009, (EG) Nr. 245/2009 und (EU) 

Nr. 1194/2012 der Kommission (ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 209), geändert durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 

 

29. 32019 R 2021: Verordnung (EU) 2019/2021 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an elektronische Displays gemäß der 

Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, zur Änderung der 

Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 der Kommission und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 642/2009 der Kommission (ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 241), geändert durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 

 

30. 32019 R 2022: Verordnung (EU) 2019/2022 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Haushaltsgeschirrspüler gemäß der 

Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, zur Änderung der 

Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 der Kommission und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 

Nr. 1016/2010 der Kommission (ABl. L 315 vom 5.12.2019, S. 267), geändert durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IV/de 70 

31. 32019 R 2023: Verordnung (EU) 2019/2023 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Haushaltswaschmaschinen und 

Haushaltswaschtrockner gemäß der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1275/2008 der Kommission und zur 

Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1015/2010 der Kommission (ABl. L 315 vom 

5.12.2019, S. 285), geändert durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 

 

32. 32019 R 2024: Verordnung (EU) 2019/2024 der Kommission vom 1. Oktober 2019 zur 

Festlegung von Ökodesign-Anforderungen an Kühlgeräte mit Direktverkaufsfunktion gemäß 

der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 315 vom 

5.12.2019, S. 313), geändert durch: 

 

– 32021 R 0341: Verordnung (EU) 2021/341 der Kommission vom 23. Februar 2021 

(ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 108) 

 

 

________________ 
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ANHANG V – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

FREIZÜGIGKEIT DER ARBEITNEHMER 

 

Liste nach Artikel 14 Absatz 5 des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, findet das Rahmenprotokoll 1 Anwendung, 

wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder 

sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 
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SEKTORALE ANPASSUNGEN 

 

Die Bestimmungen über die sektoralen Anpassungen in Anhang VIII des Andorra-Protokolls gelten 

entsprechend für diesen Anhang. 

 

ÜBERGANGSZEITRÄUME 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, gelten die Artikel 32 bis 34 des Andorra-

Protokolls entsprechend für diesen Anhang. 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. Der unter Nummer 3 des Anhangs VIII des Andorra-Protokolls genannte EU-Rechtsakt 

(Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) in der für die Zwecke 

dieses Abkommens angepassten Fassung gilt entsprechend für die unter diesen Anhang 

fallenden Bereiche. 

 

2. Der unter Nummer 4 des Anhangs VIII des Andorra-Protokolls genannte EU-Rechtsakt 

(Verordnung (EU) 2019/1157 des Europäischen Parlaments und des Rates) in der für die 

Zwecke dieses Abkommens angepassten Fassung gilt entsprechend für die unter diesen 

Anhang fallenden Bereiche. 

 

3. 32011 R 0492: Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 5. April 2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union (ABl. L 141 

vom 27.5.2011, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 0589: Verordnung (EU) 2016/589 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. April 2016 (ABl. L 107 vom 22.4.2016, S. 1) 
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– 32019 R 1149: Verordnung (EU) 2019/1149 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 21) 

 

Die Verordnung (EU) Nr. 492/2011 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 36 Absatz 1 gilt nicht; 

 

b) in Artikel 36 Absatz 2 wird der Verweis auf Artikel 48 AEUV durch einen Verweis auf 

Artikel 15 des Rahmenabkommens ersetzt. 

 

4. 32016 R 0589: Verordnung (EU) 2016/589 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. April 2016 über ein Europäisches Netz der Arbeitsvermittlungen (EURES), den Zugang 

von Arbeitnehmern zu mobilitätsfördernden Diensten und die weitere Integration der 

Arbeitsmärkte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 492/2011 und (EU) 

Nr. 1296/2013 (ABl. L 107 vom 22.4.2016, S. 1) 

 

Die Verordnung (EU) 2016/589 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

5. 32018 D 0170: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/170 der Kommission vom 2. Februar 

2018 über einheitliche detaillierte Spezifikationen für die Datenerhebung und -analyse zur 

Überwachung und Bewertung der Funktionsweise des EURES-Netzes (ABl. L 31 vom 

3.2.2018, S. 104) 
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Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/170 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

6. 32017 D 1255: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1255 der Kommission vom 11. Juli 2017 

über ein Muster für die Beschreibung der nationalen Systeme und Verfahren zur Zulassung 

von Einrichtungen als EURES-Mitglieder und -Partner (ABl. L 179 vom 12.7.2017, S. 18) 

 

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1255 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

7. 32017 D 1256: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1256 der Kommission vom 11. Juli 2017 

über Muster und Verfahren für den Austausch auf Unionsebene von Informationen über die 

nationalen Arbeitsprogramme für die Tätigkeiten des EURES-Netzes (ABl. L 179 vom 

12.7.2017, S. 24) 

 

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1256 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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8. 32017 D 1257: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1257 der Kommission vom 11. Juli 2017 

über die notwendigen technischen Standards und Formate für ein einheitliches System zur 

Ermöglichung des Abgleichs von Stellenangeboten mit Stellengesuchen und Lebensläufen auf 

dem EURES-Portal (ABl. L 179 vom 12.7.2017, S. 32) 

 

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1257 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

9. 31977 L 0486: Richtlinie 77/486/EWG des Rates vom 25. Juli 1977 über die schulische 

Betreuung der Kinder von Wanderarbeitnehmern (ABl. L 199 vom 6.8.1977, S. 32) 

 

10. 32014 L 0054: Richtlinie 2014/54/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der Rechte, die 

Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen (ABl. L 128 vom 30.4.2014, S. 8) 

 

Die Richtlinie 2014/54/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Bezugnahmen auf „Unionsbürger“ bzw. „Bürger der Union“ werden durch 

Bezugnahmen auf „Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaats oder Andorras“ ersetzt; 

 

b) Bezugnahmen auf „Arbeitnehmer der Union“ werden durch Bezugnahmen auf 

„Arbeitnehmer“ ersetzt; 

 

c) in Artikel 1 und Artikel 3 Absatz 1 wird die Angabe „Artikel 45 AEUV“ durch die 

Angabe „Artikel 14 des Assoziierungsabkommens“ ersetzt. 
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d) In Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe e werden die Worte „des Unionsrechts im Bereich der 

Arbeitnehmerfreizügigkeit“ durch die Worte „der Vorschriften über die 

Arbeitnehmerfreizügigkeit gemäß dem Assoziierungsabkommen“ ersetzt. 

 

e) In Artikel 6 Absatz 2 wird das Wort „Unionsrecht“ durch das Wort 

„Assoziierungsabkommen“ ersetzt. 

 

f) In Artikel 7 Absatz 2 gelten die Worte „Artikel 21 AEUV und“ nicht. 

 

11. 32018 D 1020: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1020 der Kommission vom 18. Juli 2018 

zur Annahme und Aktualisierung der Liste der Fähigkeiten, Kompetenzen und Berufe der 

europäischen Klassifikation zum Zweck des automatisierten Abgleichs über die gemeinsame 

IT-Plattform von EURES (ABl. L 183 vom 19.7.2018, S. 17) 

 

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1020 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

12. 32018 D 1021: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1021 der Kommission vom 18. Juli 2018 

zur Festlegung der technischen Standards und Formate, die für die Anwendung des 

automatisierten Abgleichs über die gemeinsame IT-Plattform unter Nutzung der europäischen 

Klassifikation und für die Interoperabilität zwischen den nationalen Systemen und der 

europäischen Klassifikation benötigt werden (ABl. L 183 vom 19.7.2018, S. 20) 
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Der Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1021 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

13. 32019 R 1149: Verordnung (EU) 2019/1149 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 zur Errichtung einer Europäischen Arbeitsbehörde und zur Änderung der 

Verordnungen (EG) Nr. 883/2004, (EU) Nr. 492/2011 und (EU) 2016/589 sowie zur 

Aufhebung des Beschlusses (EU) 2016/344 (ABl. L 186 vom 11.7.2019, S. 21) 

 

Die Verordnung (EU) 2019/1149 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

In Artikel 17 wird folgender Absatz eingefügt: 

 

„(1a) Andorra kann an den Sitzungen und Beratungen des Verwaltungsrats als Beobachter 

teilnehmen, ohne sich an anderen Tätigkeiten der Europäischen Arbeitsbehörde zu 

beteiligen.“ 

 

Diese Anpassung wird fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens überprüft. 

 

 

________________ 
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ANHANG VI – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

SOZIALE SICHERHEIT 

 

Liste nach Artikel 15 des Rahmenabkommens 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1 Allgemeine Koordinierung der sozialen Sicherheit 

2 Wahrung ergänzender Rentenansprüche 
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EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, findet das Rahmenprotokoll 1 Anwendung, 

wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder 

sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 
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KAPITEL 1 

 

ALLGEMEINE KOORDINIERUNG DER SOZIALEN SICHERHEIT 

 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 32004 R 0883: Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. L 166 vom 

30.4.2004, S. 1), geändert durch: 

 

– 32009 R 0988: Verordnung (EG) Nr. 988/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 16. September 2009 (ABl. L 284 vom 30.10.2009, S. 43) 

 

– 32010 R 1244: Verordnung (EU) Nr. 1244/2010 der Kommission vom 9. Dezember 

2010 (ABl. L 338 vom 22.12.2010, S. 35) 

 

– 32012 R 0465: Verordnung (EU) Nr. 465/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Mai 2012 (ABl. L 149 vom 8.6.2012, S. 4) 

 

– 32012 R 1224: Verordnung (EU) Nr. 1224/2012 der Kommission vom 18. Dezember 

2012 (ABl. L 349 vom 19.12.2012, S. 45) 

 

– 32013 R 0517: Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. 

L 158 vom 10.6.2013, S. 1) 
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– 32013 R 1372: Verordnung (EU) Nr. 1372/2013 der Kommission vom 19. Dezember 

2013 (ABl. L 346 vom 20.12.2013, S. 27), geändert durch: 

 

– 32014 R 1368: Verordnung (EU) Nr. 1368/2014 der Kommission vom 

17. Dezember 2014 (ABl. L 366 vom 20.12.2014, S. 15) 

 

– 32017 R 0492: Verordnung (EU) 2017/492 der Kommission vom 21. März 2017 (ABl. 

L 76 vom 22.3.2017, S. 13) 

 

Die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) in Anhang II wird Folgendes angefügt: 

 

„ANDORRA — SPANIEN 

 

Artikel 11.4 des bilateralen Abkommens zwischen Spanien und Andorra vom 14. April 

1978 über soziale Sicherheit (betreffend die Ansprüche von in Andorra wohnenden 

Versicherten, die eine spanische Rente beziehen, auf Beibehaltung des Anspruchs auf 

Sachleistungen, als ob sie zu 100 % weiterhin in Spanien wohnten). 

 

Artikel 46 des bilateralen Abkommens zwischen Spanien und Andorra vom 1. Januar 

2003 über soziale Sicherheit (betreffend die Ansprüche von in Andorra wohnenden 

Versicherten, die eine spanische Rente beziehen, auf Beibehaltung des Anspruchs auf 

Sachleistungen, als ob sie zu 100 % weiterhin in Spanien wohnten).“ 
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b) in Anhang III wird Folgendes angefügt: 

 

„ANDORRA“ 

 

c) in Anhang X wird Folgendes angefügt: 

 

„ANDORRA 

 

a) Beitragsunabhängige Zulage zu Invaliditätsrenten (Artikel 170a des Gesetzes über 

die soziale Sicherheit Nr. 17/2008 vom 3. Oktober 2008); 

 

b) Beitragsunabhängige Zulage zu Witwen- und Witwerrenten (Artikel 184 des 

Gesetzes über die soziale Sicherheit Nr. 17/2008 vom 3. Oktober 2008); 

 

c) Solidaritätsbeihilfe für Menschen mit Behinderungen (Artikel 25 des 

Gesetzesdekrets vom 30. Mai 2018 zur Veröffentlichung der Neufassung des 

Gesetzes 6/2014 vom 24. April über Sozial- und Gesundheitsdienste; und 

Artikel 9 und 10 des Dekrets vom 7. Oktober 2020 zur Genehmigung der 

Verordnung über wirtschaftliche Vorteile von Sozial- und Gesundheitsdiensten); 

 

d) Solidaritätsbeihilfe für ältere Menschen (Artikel 26 des Gesetzesdekrets vom 

30. Mai 2018 zur Veröffentlichung der Neufassung des Gesetzes 6/2014 vom 

24. April über Sozial- und Gesundheitsdienste; und Artikel 9 und 11 des Dekrets 

vom 7. Oktober 2020 zur Genehmigung der Leistungsverordnungen).“ 
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d) Modalitäten für die Beteiligung Andorras an der Verwaltungskommission für die 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und an dem Fachausschuss für 

Datenverarbeitung sowie dem Rechnungsausschuss der Verwaltungskommission für die 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit nach Artikel 80 Absatz 7des 

Rahmenabkommens: 

 

Andorra kann einen Vertreter in beratender Funktion als Beobachter zu den Sitzungen 

der bei der Europäischen Kommission eingesetzten Verwaltungskommission für die 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit sowie zu den Sitzungen des 

Fachausschusses für Datenverarbeitung und des Rechnungsausschusses dieser 

Verwaltungskommission für die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 

entsenden; 

 

e) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 

Abkommens, mit Ausnahme der Bestimmungen über den elektronischen Austausch von 

Sozialversicherungsdaten, für die dieser Zeitraum fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses 

Abkommens beträgt. 

 

2. 32019 R 0500: Verordnung (EU) 2019/500 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. März 2019 zur Einführung von Notfallmaßnahmen im Bereich der Koordinierung der 

sozialen Sicherheit nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Union (ABl. L 85I 

vom 27.3.2019, S. 35) 
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Die Verordnung (EU) 2019/500 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens, mit Ausnahme 

der Bestimmungen über den elektronischen Austausch von Sozialversicherungsdaten, für die 

dieser Zeitraum fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens beträgt. 

 

3. 32009 R 0987: Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. September 2009 zur Festlegung der Modalitäten für die Durchführung der 

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 

(ABl. L 284 vom 30.10.2009, S. 1), geändert durch: 

 

– 32010 R 1244: Verordnung (EU) Nr. 1244/2010 der Kommission vom 9. Dezember 

2010 (ABl. L 338 vom 22.12.2010, S. 35) 

 

– 32012 R 0465: Verordnung (EU) Nr. 465/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Mai 2012 (ABl. L 149 vom 8.6.2012, S. 4) 

 

– 32012 R 1224: Verordnung (EU) Nr. 1224/2012 der Kommission vom 18. Dezember 

2012 (ABl. L 349 vom 19.12.2012, S. 45) 

 

– 32013 R 1372: Verordnung (EU) Nr. 1372/2013 der Kommission vom 19. Dezember 

2013 (ABl. L 346 vom 20.12.2013, S. 27) 

 

– 32014 R 1368: Verordnung (EU) Nr. 1368/2014 der Kommission vom 17. Dezember 

2014 (ABl. L 366 vom 20.12.2014, S. 15) 
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– 32017 R 0492: Verordnung (EU) 2017/492 der Kommission vom 21. März 2017 (ABl. 

L 76 vom 22.3.2017, S. 13) 

 

Die Verordnung (EC) Nr. 987/2009 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 zu diesem Abkommen gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 

Abkommens, mit Ausnahme der Bestimmungen über den elektronischen Austausch von 

Sozialversicherungsdaten, für die dieser Zeitraum fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses 

Abkommens beträgt. 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32010 D 0424(01): Beschluss Nr. A1 vom 12. Juni 2009 über die Einrichtung eines Dialog- 

und Vermittlungsverfahrens zu Fragen der Gültigkeit von Dokumenten, der Bestimmung der 

anzuwendenden Rechtsvorschriften und der Leistungserbringung gemäß der Verordnung 

(EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. C 106 vom 24.4.2010, 

S. 1) 

 

2. 32010 D 0424(02): Beschluss Nr. A2 vom 12. Juni 2009 zur Auslegung des Artikels 12 der 

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 

auf entsandte Arbeitnehmer sowie auf Selbständige, die vorübergehend eine Tätigkeit in 

einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat ausüben, anzuwendenden 

Rechtsvorschriften (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 5) 

 

3. 32010 D 0608(01): Beschluss Nr. A3 vom 17. Dezember 2009 über die Zusammenrechnung 

ununterbrochener Entsendezeiten, die gemäß den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 des 

Rates und der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

zurückgelegt wurden (ABl. C 149 vom 8.6.2010, S. 3) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang VI/de 9 

4. 32010 D 0710(01): Beschluss Nr. E2 vom 3. März 2010 über die Einführung eines Verfahrens 

für die Vornahme von Änderungen an den Angaben zu den in Artikel 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates genannten Stellen, die in dem 

elektronischen Verzeichnis, das Bestandteil von EESSI ist, aufgeführt sind (ABl. C 187 vom 

10.7.2010, S. 5) 

 

5. 32014 D 0520(03): Beschluss Nr. E4 vom 13. März 2014 über die Übergangszeit gemäß 

Artikel 95 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(ABl. C 152 vom 20.5.2014, S. 21) 

 

6. 32017 D 0719(01): Beschluss Nr. E5 vom 16. März 2017 über die praktischen Modalitäten 

für die Übergangszeit zum elektronischen Datenaustausch nach Artikel 4 der Verordnung 

(EG) Nr. 987/2009 (ABl. C 233 vom 19.7.2017, S. 3) 

 

7. 32018 D 1004(02): Beschluss Nr. E6 vom 19. Oktober 2017 zur Bestimmung des Zeitpunkts, 

ab dem eine Nachricht im System für den elektronischen Austausch von 

Sozialversicherungsdaten (EESSI) als rechtlich zugestellt gilt (ABl. C 355 vom 4.10.2018, 

S. 5) 

 

8. 32020 D 0306(01): Beschluss NR. E7 vom 27. Juni 2019 über die praktischen Modalitäten 

der Zusammenarbeit und des Datenaustauschs bis zur vollständigen Umsetzung des 

elektronischen Austauschs von Sozialversicherungsdaten (EESSI) in den Mitgliedstaaten 

(ABl. C 73 vom 6.3.2020, S. 5) 

 

9. 32010 D 0424(04): Beschluss Nr. F1 vom 12. Juni 2009 zur Auslegung des Artikels 68 der 

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 

Prioritätsregeln beim Zusammentreffen von Familienleistungen (ABl. C 106 vom 24.4.2010, 

S. 11) 
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10. 32016 D 0211(05): Beschluss Nr. F2 vom 23. Juni 2015 über den Datenaustausch zwischen 

den Trägern zum Zweck der Gewährung von Familienleistungen (ABl. C 52 vom 11.2.2016, 

S. 11) 

 

11. 32019 D 0626(01): Beschluss Nr. F3 vom 19. Dezember 2018 zur Auslegung des Artikels 68 

der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 in Bezug auf die Methode zur Berechnung des 

Unterschiedsbetrags (ABl. C 215 vom 26.6.2019, S. 2) 

 

12. 32010 D 0424(05): Beschluss Nr. H1 vom 12. Juni 2009 über die Rahmenbedingungen für 

den Übergang von den Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und (EWG) Nr. 574/72 des Rates 

zu den Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen 

Parlaments und des Rates sowie über die Anwendung der Beschlüsse und Empfehlungen der 

Verwaltungskommission für die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. 

C 106 vom 24.4.2010, S. 13) 

 

13. 32010 D 0608(02): Beschluss Nr. H5 vom 18. März 2010 über die Zusammenarbeit zur 

Bekämpfung von Betrug und Fehlern im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der 

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. C 149 vom 8.6.2010, S. 5) 

 

14. 32011 D 0212(01): Beschluss Nr. H6 vom 16. Dezember 2010 über die Anwendung 

bestimmter Grundsätze für die Zusammenrechnung der Zeiten gemäß Artikel 6 der 

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. 

C 45 vom 12.2.2011, S. 5) 

 

15. 32020 D 0807(01): Beschluss Nr. H9 vom 17. Juni 2020 zur Verlängerung der in den 

Artikeln 67 und 70 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates sowie im Beschluss Nr. S9 genannten Fristen aufgrund der COVID-19-Pandemie (ABl. 

C 259 vom 7.8.2020, S. 9) 
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16. 32021 D 0316(01): Beschluss Nr. H10 vom 21. Oktober 2020 über die Arbeitsweise und 

Zusammensetzung des Fachausschusses für Datenverarbeitung der Verwaltungskommission 

für die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. C 89 vom 16.3.2021, S. 6) 

 

17. 32021 D 0506(01): Beschluss Nr. H11 vom 9. Dezember 2020 zur Verlängerung der in den 

Artikeln 67 und 70 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 sowie im Beschluss Nr. S9 genannten 

Fristen aufgrund der COVID-19-Pandemie (ABl. C 170 vom 6.5.2021, S. 4) 

 

18. 32022 D 0228(01): Beschluss Nr. H12 vom 19. Oktober 2021 über den Bezugszeitpunkt für 

die Festlegung der Umrechnungskurse gemäß Artikel 90 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 

des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. C 93 vom 28.2.2022, S. 6) 

 

19. 32022 D 0810(01): Beschluss Nr. H13 vom 30. März 2022 über die Zusammensetzung und 

die Arbeitsweise des Rechnungsausschusses der Verwaltungskommission für die 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. C 305 vom 10.8.2022, S. 4) 

 

20. 32010 D 0424(07): Beschluss Nr. P1 vom 12. Juni 2009 zur Auslegung der Artikel 50 

Absatz 4, 58 und 87 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen 

Parlaments und des Rates hinsichtlich der Feststellung von Leistungen bei Invalidität und 

Alter sowie Leistungen an Hinterbliebene (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 21) 

 

21. 32013 D 0927(01): Beschluss Nr. R1 vom 20. Juni 2013 über die Auslegung des Artikels 85 

der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 (ABl. C 279 vom 27.9.2013, S. 11) 

 

22. 32010 D 0424(08): Beschluss Nr. S1 vom 12. Juni 2009 betreffend die europäische 

Krankenversicherungskarte (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 23) 
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23. 32010 D 0424(09): Beschluss Nr. S2 vom 12. Juni 2009 betreffend die technischen Merkmale 

der europäischen Krankenversicherungskarte (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 26) 

 

Der Beschluss Nr. S2 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Ungeachtet der Nummer 3.3.2 des Anhangs des Beschlusses Nr. S2 hat Andorra die 

Möglichkeit, auf den von Andorra ausgestellten europäischen Krankenversicherungskarten 

die europäischen Sterne zu verwenden. 

 

24. 32010 D 0424(10): Beschluss Nr. S3 vom 12. Juni 2009 zur Bestimmung der durch Artikel 19 

Absatz 1 und Artikel 27 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen 

Parlaments und des Rates sowie Artikel 25 Buchstabe A Absatz 3 der Verordnung (EG) 

Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates abgedeckten Leistungen (ABl. 

C 106 vom 24.4.2010, S. 40) 

 

25. 32010 D 0424(15): Beschluss Nr. S5 vom 2. Oktober 2009 zur Auslegung des in Artikel 1 

Buchstabe va der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

definierten Begriffs „Sachleistungen“ bei Krankheit und Mutterschaft gemäß den Artikeln 17, 

19, 20, 22, 24 Absatz 1, 25, 26, 27 Absätze 1, 3, 4 und 5, 28, 34 und 36 Absätze 1 und 2 der 

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 sowie zur Berechnung der Erstattungsbeträge nach den 

Artikeln 62, 63 und 64 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 54) 

 

26. 32010 D 0427(02): Beschluss Nr. S6 vom 22. Dezember 2009 über die Eintragung im 

Wohnmitgliedstaat gemäß Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 und die Erstellung 

der in Artikel 64 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 vorgesehenen Verzeichnisse 

(ABl. C 107 vom 27.4.2010, S. 6) 
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27. 32011 D 0906(01): Beschluss Nr. S8 vom 15. Juni 2011 über die Zuerkennung des Anspruchs 

auf Körperersatzstücke, größere Hilfsmittel oder andere Sachleistungen von erheblicher 

Bedeutung gemäß Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der 

Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. C 262 vom 6.9.2011, S. 6) 

 

28. 32014 D 0520(02): Beschluss Nr. S10 vom 19. Dezember 2013 betreffend den Übergang von 

den Verordnungen (EWG) Nrn. 1408/71 und 574/72 zu den Verordnungen (EG) 

Nrn. 883/2004 und 987/2009 sowie die Anwendung der Erstattungsverfahren (ABl. C 152 

vom 20.5.2014, S. 16) 

 

29. 32021 D 0618(01): Beschluss Nr. S11 vom 9. Dezember 2020 über Erstattungsverfahren zur 

Durchführung der Artikel 35 und 41 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (ABl. C 236 vom 

18.6.2021, S. 4) 

 

30. 32010 D 0424(11): Beschluss Nr. U1 vom 12. Juni 2009 zu Artikel 54 Absatz 3 der 

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 

Familienzuschläge zu Leistungen bei Arbeitslosigkeit (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 42) 

 

31. 32010 D 0424(12): Beschluss Nr. U2 vom 12. Juni 2009 zum Geltungsbereich des Artikels 65 

Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

den Anspruch auf Leistungen wegen Arbeitslosigkeit bei anderen Vollarbeitslosen als 

Grenzgängern, die während ihrer letzten Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit 

im Gebiet eines anderen als des zuständigen Mitgliedstaats gewohnt haben (ABl. C 106 vom 

24.4.2010, S. 43) 

 

32. 32010 D 0424(13): Beschluss Nr. U3 vom 12. Juni 2009 zur Bedeutung des Begriffs 

„Kurzarbeit“ im Hinblick auf die in Artikel 65 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 

genannten Personen (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 45) 
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33. 32012 D 0225(01): Beschluss Nr. U4 vom 13. Dezember 2011 über die Erstattungsverfahren 

gemäß Artikel 65 Absätze 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und Artikel 70 der 

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 (ABl. C 57 vom 25.2.2012, S. 4) 

 

Die unter den Nummern 1 bis 33 genannten Beschlüsse gelten gilt für die Zwecke dieses 

Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte 

Zeitraum beträgt für die Anwendung der Beschlüsse der Verwaltungskommission für die 

Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 

Abkommens, mit Ausnahme der Bestimmungen über den elektronischen Austausch von 

Sozialversicherungsdaten (Entscheidungen Serie E), für die dieser Zeitraum fünf Jahre nach 

Inkrafttreten dieses Abkommens beträgt. 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32018 H 0529(01): Empfehlung Nr. A1 vom 18. Oktober 2017 zur Ausstellung der 

Bescheinigung gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. C 183 vom 29.5.2018, S. 5) 

 

2. 32013 H 0927(01): Empfehlung Nr. H1 vom 19. Juni 2013 betreffend das Urteil Gottardo, 

wonach die Vorteile, die den eigenen Staatsangehörigen aufgrund eines mit einem Drittstaat 

geschlossenen bilateralen Abkommens über soziale Sicherheit zustehen, auch Arbeitnehmern 

gewährt werden müssen, die Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten sind (ABl. C 279 vom 

27.9.2013, S. 13) 
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3. 32019 H 0429(01): Empfehlung Nr. H2 vom 10. Oktober 2018 betreffend die Aufnahme von 

Authentifizierungsmerkmalen in portablen Dokumenten, die von einem Träger eines 

Mitgliedstaats ausgestellt werden und den Status einer Person für die Zwecke der Anwendung 

der Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments 

und des Rates bescheinigen (ABl. C 147 vom 29.4.2019, S. 6) 

 

4. 32012 H 0810(01): Empfehlung Nr. S1 vom 15. März 2012 über die finanziellen Aspekte 

grenzübergreifender Lebendorganspenden (ABl. C 240 vom 10.8.2012, S. 3) 

 

5. 32014 H 0218(01): Empfehlung Nr. S2 vom 22. Oktober 2013 über den 

Sachleistungsanspruch von Versicherten und ihren Familienangehörigen gemäß einem 

bilateralen Abkommen zwischen dem zuständigen Mitgliedstaat und einem Drittstaat während 

eines Aufenthalts in dem Drittstaat (ABl. C 46 vom 18.2.2014, S. 8) 

 

6. 32010 H 0424(02): Empfehlung Nr. U1 vom 12. Juni 2009 über die Rechtsvorschriften, die 

auf Arbeitslose anzuwenden sind, die in einem anderen Mitgliedstaat als dem Wohnstaat eine 

Teilzeittätigkeit ausüben (ABl. C 106 vom 24.4.2010, S. 49) 

 

7. 32010 H 0424(03): Empfehlung Nr. U2 vom 12. Juni 2009 zur Anwendung des Artikels 64 

Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und 

des Rates auf Arbeitslose, die ihren Ehepartner oder Partner begleiten, der in einem anderen 

Mitgliedstaat als dem zuständigen Staat eine Erwerbstätigkeit ausübt (ABl. C 106 vom 

24.4.2010, S. 51) 
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Die unter den Nummern 1 bis 7 genannten Empfehlungen gelten für die Zwecke dieses 

Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 genannte 

Zeitraum beträgt zwei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens für die Anwendung 

der Empfehlungen der Verwaltungskommission für die Koordinierung der Systeme der sozialen 

Sicherheit. 

 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang VI/de 17 

KAPITEL 2 

 

WAHRUNG ERGÄNZENDER RENTENANSPRÜCHE 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31998 L 0049: Richtlinie 98/49/EG des Rates vom 29. Juni 1998 zur Wahrung ergänzender 

Rentenansprüche von Arbeitnehmern und Selbständigen, die innerhalb der Europäischen 

Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl. L 209 vom 25.7.1998, S. 46) 

 

2. 32014 L 0050: Richtlinie 2014/50/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 über Mindestvorschriften zur Erhöhung der Mobilität von Arbeitnehmern 

zwischen den Mitgliedstaaten durch Verbesserung des Erwerbs und der Wahrung von 

Zusatzrentenansprüchen (ABl. L 128 vom 30.4.2014, S. 1) 

 

 

________________ 
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ANHANG VII – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

ANERKENNUNG VON BERUFSQUALIFIKATIONEN 

 

Liste nach Artikel 16 des Rahmenabkommens 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1 Allgemeine Regelung, Anerkennung der Berufserfahrung und automatische Anerkennung 

2 Rechtsberufe 

3 Handels- und Vermittlungstätigkeiten 
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EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, findet das Rahmenprotokoll 1 Anwendung, 

wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder 

sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 

 

RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 
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KAPITEL 1 

 

ALLGEMEINE REGELUNG, ANERKENNUNG DER BERUFSERFAHRUNG  

UND AUTOMATISCHE ANERKENNUNG 

 

1. 32005 L 0036: Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 

30.9.2005, S. 22), geändert durch: 

 

– 32006 L 0100: Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 

vom 20.12.2006, S. 141) 

 

– 32011 R 0213: Verordnung (EU) Nr. 213/2011 der Kommission vom 3. März 2011 

(ABl. L 59 vom 4.3.2011, S. 4) 

 

– 12012 J 003: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die 

Anpassungen des Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen 

Atomgemeinschaft vom 9. Dezember 2011 (ABl. L 112 vom 24.4.2012, S. 21) 

 

– 32013 L 0025: Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 368) 

 

– 32013 L 0055: Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 2013 (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) 

 

– 32016 D 0790: Delegierter Beschluss (EU) 2016/790 der Kommission vom 13. Januar 

2016 (ABl. L 134 vom 24.5.2016, S. 135) 
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– 32017 D 2113: Delegierter Beschluss (EU) 2017/2113 der Kommission vom 

11. September 2017 (ABl. L 317 vom 1.12.2017, S. 119) 

 

– 32019 D 0608: Delegierter Beschluss (EU) 2019/608 der Kommission vom 16. Januar 

2019 (ABl. L 104 vom 15.4.2019, S. 1) 

 

– 32020 D 0548: Delegierter Beschluss (EU) 2020/548 der Kommission vom 23. Januar 

2020 (ABl. L 131 vom 24.4.2020, S. 1) 

 

– 32021 D 2183: Delegierter Beschluss (EU) 2021/2183 der Kommission vom 25. August 

2021 (ABl. L 444 vom 10.12.2021, S. 16) 

 

Die Richtlinie 2005/36/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens 

dieses Abkommens; 

 

b) Artikel 9 Buchstabe e der Richtlinie 2005/36/EG gilt nicht. 

 

2. 32007 D 0172: Beschluss 2007/172/EG der Kommission vom 19. März 2007 zur Einsetzung 

einer Koordinatorengruppe auf dem Gebiet der Anerkennung der Berufsqualifikationen (ABl. 

L 79 vom 20.3.2007, S. 38) 
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Der Beschluss 2007/172/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens 

dieses Abkommens. 

 

b) Modalitäten für die Teilnahme Andorras an der Koordinatorengruppe auf dem Gebiet 

der Anerkennung von Berufsqualifikationen gemäß Artikel 80 Absatz 7 des 

Rahmenabkommens: 

 

i) Andorra kann gemäß Artikel 4 Absatz 1 des Beschlusses 2007/172/EG 

Beobachter zur Teilnahme an den Sitzungen der Koordinatorengruppe auf dem 

Gebiet der Anerkennung der Berufsqualifikationen ernennen, 

 

ii) die Europäische Kommission informiert die unter Buchstabe b) Ziffer i) 

genannten Personen rechtzeitig über die Sitzungstermine der Gruppe der 

Koordinatoren für die Anerkennung von Berufsqualifikationen und lässt ihnen die 

entsprechenden Unterlagen zukommen. 

 

3. 32015 R 0983: Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 der Kommission vom 24. Juni 2015 

betreffend das Verfahren zur Ausstellung des Europäischen Berufsausweises und die 

Anwendung des Vorwarnmechanismus gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 159 vom 25.6.2015, S. 27) 

 

Die Durchführungsverordnung (EU) 2015/983 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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4. 32018 L 0958: Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) 

 

Die Richtlinie (EU) 2018/958 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

5. 32019 R 0907: Delegierte Verordnung (EU) 2019/907 der Kommission vom 14. März 2019 

zur Festlegung einer gemeinsamen Ausbildungsprüfung für Skilehrer gemäß Artikel 49b der 

Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 

über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 145 vom 4.6.2019, S. 7) 

 

Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/907 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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KAPITEL 2 

 

RECHTSBERUFE 

 

1. 31977 L 0249: Richtlinie 77/249/EWG des Rates vom 22. März 1977 zur Erleichterung der 

tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs der Rechtsanwälte (ABl. L 78 

vom 26.3.1977, S. 17), geändert durch: 

 

– 11979 H: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Griechenland und die 

Anpassungen der Verträge (ABl. L 291 vom 19.11.1979, S. 17) 

 

– 11985 I: Akte über die Bedingungen des Beitritts des Königreichs Spanien und der 

Portugiesischen Republik und die Anpassungen der Verträge (ABl. L 302 vom 

15.11.1985, S. 23) 

 

– 11994 N: Akte über die Bedingungen des Beitritts des Königreichs Norwegen, der 

Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden und die 

Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge (ABl. C 241 vom 

29.8.1994, S. 21), geändert durch:  

 

- 31995 D 0001: Beschluss 95/1/EG, Euratom, EGKS des Rates der Europäischen 

Union vom 1. Januar 1995 (ABl. L 1 vom 1.1.1995, S. 1) 
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– 12003 T: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der 

Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 

der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien 

und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die Europäische Union 

begründenden Verträge, angenommen am 16. April 2003 (ABl. L 236 vom 23.9.2003, 

S. 33) 

 

– 32006 L 0100: Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 

vom 20.12.2006, S. 141) 

 

– 32013 L 0025: Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 368) 

 

Die Richtlinie 77/249/EWG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens 

dieses Abkommens; 

 

b) In Artikel 1 Absatz 2 wird Folgendes angefügt: 

 

„Andorra: Advocat“. 
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2. 31998 L 0005: Richtlinie 98/5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Februar 1998 zur Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in 

einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Qualifikation erworben wurde (ABl. L 77 

vom 14.3.1998, S. 36), geändert durch: 

 

– 12003 T: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der 

Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 

der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien 

und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die Europäische Union 

begründenden Verträge, angenommen am 16. April 2003 (ABl. L 236 vom 23.9.2003, 

S. 33) 

 

– 32006 L 0100: Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 

vom 20.12.2006, S. 141) 

 

– 32013 L 0025: Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 368) 

 

Die Richtlinie 98/5/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

 

a) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens 

dieses Abkommens; 

 

b) In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a wird Folgendes angefügt: 

 

„Andorra: Advocat“. 
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KAPITEL 3 

 

HANDELS- UND VERMITTLUNGSTÄTIGKEITEN 

 

1. 31974 L 0556: Richtlinie 74/556/EWG des Rates vom 4. Juni 1974 über die Einzelheiten der 

Übergangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Tätigkeiten des Handels mit und der Verteilung 

von Giftstoffen und der Tätigkeiten, die die berufliche Verwendung dieser Stoffe umfassen, 

einschließlich der Vermittlertätigkeiten (ABl. L 307 vom 18.11.1974, S. 1) 

 

2. 31974 L 0557: Richtlinie 74/557/EWG des Rates vom 4. Juni 1974 über die Verwirklichung 

der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbstständigen 

Tätigkeiten und die Vermittlertätigkeiten des Handels mit und der Verteilung von Giftstoffen 

(ABl. L 307 vom 18.11.1974, S. 5), geändert durch: 

 

– 11994 N: Akte über die Bedingungen des Beitritts des Königreichs Norwegen, der 

Republik Österreich, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden und die 

Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge (ABl. C 241 vom 

29.8.1994, S. 21), geändert durch:  

 

- 31995 D 0001: Beschluss 95/1/EG, Euratom, EGKS des Rates der Europäischen 

Union vom 1. Januar 1995 (ABl. L 1 vom 1.1.1995, S. 1) 

 

– 12003 T: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der 

Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 

der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien 

und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die Europäische Union 

begründenden Verträge, angenommen am 16. April 2003 (ABl. L 236 vom 23.9.2003, 

S. 33) 
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– 32006 L 0101: Richtlinie 2006/101/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. L 363 

vom 20.12.2006, S. 238) 

 

– 32013 L 0025: Richtlinie 2013/25/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 368) 

 

3. 31986 L 0653: Richtlinie 86/653/EWG des Rates vom 18. Dezember 1986 zur Koordinierung 

der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die selbstständigen Handelsvertreter 

(ABl. L 382 vom 31.12.1986, S. 17) 

 

 

________________ 
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ANHANG VIII – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

NIEDERLASSUNGSFREIHEIT 

 

Liste nach Artikel 17 Absatz 4 des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, findet das Rahmenprotokoll 1 Anwendung, 

wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder 

sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 
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SEKTORALE ANPASSUNGEN 

 

Die folgenden sektoralen Anpassungen gelten angesichts seiner besonderen geografischen Lage für 

Andorra. Die folgende Regelung wird alle zehn Jahre und erstmals vor dem 1. Januar 2037 

überprüft. 

 

I 

 

Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten dürfen sich nur dann in Andorra aufhalten, wenn sie von 

den Behörden Andorras eine Aufenthaltsgenehmigung erhalten haben. Mit den unten aufgeführten 

Einschränkungen haben diese Staatsangehörige einen Rechtsanspruch auf diese 

Aufenthaltsgenehmigung. Für Aufenthalte von weniger als drei Monaten brauchen Personen, die in 

Andorra keine Beschäftigung oder sonstige ständige Erwerbstätigkeit aufnehmen, und Personen, die 

grenzüberschreitende Dienste erbringen, keine derartige Aufenthaltsgenehmigung. 

 

Die Bedingungen für Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten dürfen nicht restriktiver sein als 

diejenigen, die für Drittstaatsangehörige gelten. 

 

II 

 

1. Die Zahl der neuen Aufenthaltsgenehmigungen für Aufenthalte von mehr als 12 Monaten (im 

Folgenden „Langzeitaufenthaltsgenehmigungen“), die Staatsangehörigen der EU-

Mitgliedstaaten, die in Andorra eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, jedes Jahr (Jahr N) zur 

Verfügung stehen, ist so zu bestimmen, dass der jährliche Nettoanstieg der Zahl in Andorra 

wohnhaften Staatsangehörigen mindestens 7 % der durchschnittlichen Anzahl der gültigen 

Aufenthaltsgenehmigungen in den fünf vorangegangenen Jahren (Jahre N-5 bis N-1) beträgt. 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang VIII/de 3 

Wenn die Zahl der Staatsangehörigen von EU-Mitgliedstaaten, die in Andorra eine 

wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, im vergangenen Jahr (Jahr N-1) im Vergleich zum Vorjahr 

(Jahr N-2) zurückgegangen ist und dieser Rückgang größer ist als die Zahl der nach 

Unterabsatz 1 verfügbaren neuen Aufenthaltsgenehmigungen, sollte die Zahl der verfügbaren 

Aufenthaltsgenehmigungen (Jahr N) diesem Rückgang entsprechen. 

Aufenthaltsgenehmigungen für im Laufe des vergangenen Jahres eingebürgerte Personen sind 

von der Berechnungsgrundlage für das folgende Jahr abzuziehen. Über das Mindestmaß 

hinaus erteilte Langzeitaufenthaltsgenehmigungen sind nicht auf den für das Folgejahr 

fälligen Anstieg anzurechnen. 

 

2. Die Zahl der neuen Aufenthaltsgenehmigungen für Aufenthalte von mehr als 3 Monaten 

(Aufenthaltsgenehmigungen ohne wirtschaftliche Tätigkeit), die jedes Jahr Staatsangehörigen 

von EU-Mitgliedstaaten, die in Andorra keine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, zur 

Verfügung stehen, ist so zu bestimmen, dass der jährliche Nettoanstieg der Zahl dieser 

Staatsangehörigen, die sich in Andorra aufhalten, mindestens 2,5 % der durchschnittlichen 

Zahl der gültigen Aufenthaltsgenehmigungen in den fünf vorangegangenen Jahren beträgt. 

 

Wenn die Zahl der Staatsangehörigen von EU-Mitgliedstaaten, die in Andorra eine 

wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, im vergangenen Jahr im Vergleich zum Vorjahr 

zurückgegangen ist und dieser Rückgang größer ist als die Zahl der nach Unterabsatz 1 

verfügbaren neuen Aufenthaltsgenehmigungen, sollte die Zahl der verfügbaren 

Aufenthaltsgenehmigungen diesem Rückgang entsprechen. Aufenthaltsgenehmigungen für im 

Laufe des vergangenen Jahres eingebürgerte Personen sind von der Berechnungsgrundlage für 

das folgende Jahr abzuziehen. Über das Mindestmaß hinaus erteilte 

Aufenthaltsgenehmigungen sind nicht auf den für das Folgejahr fälligen Anstieg anzurechnen. 

 

Für Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten, die sich auf der Grundlage von Artikel 7 

Absatz 1 Buchstabe c der Richtlinie 2004/38/EG niederlassen wollen, gilt keine Quote. 
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3. Die Behörden Andorras erteilen Staatsangehörigen von EU-Mitgliedstaaten, die eine 

wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, Aufenthaltsgenehmigungen für Aufenthalte von höchstens 

12 Monaten (im Folgenden „Kurzzeitaufenthaltsgenehmigungen“). 

 

Die Zahl der neuen Kurzzeitaufenthaltsgenehmigungen, die jedes Jahr (Jahr N) 

Staatsangehörigen von EU-Mitgliedstaaten, die in Andorra eine wirtschaftliche Tätigkeit 

ausüben, zur Verfügung stehen, ist so zu bestimmen, dass der jährliche Nettoanstieg der Zahl 

dieser Staatsangehörigen, die sich in Andorra aufhalten, mindestens 5 % der 

durchschnittlichen Zahl der verfügbaren Aufenthaltsgenehmigungen in den fünf 

vorangegangenen Jahren (Jahre N-5 bis N-1) beträgt. Die Anzahl der jährlich verfügbaren 

Aufenthaltsgenehmigungen muss mindestens der Anzahl der im Vorjahr verfügbaren 

Aufenthaltsgenehmigungen entsprechen. 

 

4. Nach Ablauf ihrer Aufenthaltsgenehmigung können Personen, die sich weiterhin in Andorra 

aufhalten wollen, eine neue Aufenthaltsgenehmigung erhalten. Unterliegt die neue 

Aufenthaltsgenehmigung einer Quote gemäß dieser sektoralen Anpassung, so wird die neue 

Aufenthaltsgenehmigung von der Anzahl der verfügbaren Aufenthaltsgenehmigungen 

abgezogen, es sei denn, der Antrag auf Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung wird im 

selben Kalenderjahr gestellt, in dem die ursprüngliche Aufenthaltsgenehmigung ausgestellt 

wurde, und betrifft eine gleichartige Aufenthaltsgenehmigung. 

 

5. Die Behörden Andorras vermeiden bei der Erteilung der Aufenthaltsgenehmigungen 

Diskriminierungen und Wettbewerbsverzerrungen. 
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III 

 

Familienangehörige der Staatsangehörigen der EU-Mitgliedstaaten, die ihren rechtmäßigen 

Aufenthalt in Andorra haben, haben ein Anrecht auf eine Aufenthaltsgenehmigung der gleichen 

Gültigkeitsdauer wie die der Person, von der sie abhängen. Diese Familienangehörigen haben das 

Recht, eine wirtschaftliche Tätigkeit aufzunehmen; in diesem Fall werden sie in die Anzahl der 

Aufenthaltsgenehmigungen einbezogen, die Erwerbstätigen gemäß der sektoralen Anpassung II 

erteilt werden. Die Bedingungen der sektoralen Anpassung II dürfen jedoch nicht zu einer 

Ablehnung der Aufenthaltsgenehmigung für diese Familienangehörigen herangezogen werden, 

wenn die jährliche Quote der Genehmigungen für Erwerbstätige erschöpft ist. 

 

IV 

 

Das Recht auf Daueraufenthalt nach Kapitel IV der Richtlinie 2004/38/EG gilt für 1. 

Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten, die sich vor dem zweiten Jahrestag des Tags des 

Inkrafttretens dieses Abkommens rechtmäßig und gemäß den in der Richtlinie 2004/38/EG 

festgelegten Bedingungen in Andorra aufgehalten haben; 2. Staatsangehörige von EU-

Mitgliedstaaten, die sich aufgrund einer auf der Grundlage dieser sektoralen Anpassung erteilten 

Aufenthaltsgenehmigung in Andorra aufhalten; und 3. Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten, 

die sich rechtmäßig und im Einklang mit den in der Richtlinie 2004/38/EG festgelegten 

Bedingungen in Andorra aufhalten und nicht unter die Nummern 1 und 2 fallen. Staatsangehörige 

von EU-Mitgliedstaaten, die unter den in der Richtlinie 2004/38/EG festgelegten Bedingungen ein 

Recht auf Daueraufenthalt haben, werden nicht mehr in die Anzahl der gültigen 

Aufenthaltsgenehmigungen einbezogen. 
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V 

 

Wer eine Aufenthaltsgenehmigung beantragt, erhält spätestens vor Ablauf des zweiten Monats ab 

dem Tag der Antragstellung einen schriftlichen Bescheid. Abgelehnte Antragsteller haben ein 

Anrecht auf eine schriftliche Begründung der Ablehnung. Abgelehnte Antragsteller müssen die 

gleichen Rechtsbehelfe einlegen können, die den Staatsangehörigen Andorras gegenüber 

Verwaltungsakten zustehen. 

 

Das Aufenthaltsrecht von Staatsangehörigen der EU-Mitgliedstaaten wird durch die Ausstellung 

eines Aufenthaltsdokuments nachgewiesen, das die Anforderungen des Artikels 6 der Verordnung 

(EU) 2019/1157 erfüllt. 

 

Das Aufenthaltsrecht von Familienangehörigen von Staatsangehörigen der EU-Mitgliedstaaten, die 

selbst nicht Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaats sind, wird durch die Ausstellung einer 

Aufenthaltskarte nachgewiesen, die die Anforderungen des Artikels 7 der Verordnung 

(EU) 2019/1157 erfüllt. 

 

VI 

 

Andorra ist verpflichtet, der EU alle Informationen zu übermitteln, die erforderlich sind, um die 

Einhaltung dieser sektoralen Anpassung zu überprüfen. 

 

ÜBERGANGSZEITRAUM 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, gelten die Artikel 32 bis 34 des Andorra-

Protokolls entsprechend für diesen Anhang Anwendung. 
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RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31961 X 1202: Allgemeines Programm zur Aufhebung der Beschränkungen der 

Niederlassungsfreiheit (französische Fassung: ABl. P 2 vom 15. Januar 1962, S. 36; englische 

Fassung: englische Sonderausgabe, Reihe II Band IX S. 7) 

 

2. 32006 L 0123: Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, 

S. 36) 

 

Die Richtlinie 2006/123/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

Bei der in Artikel 3 Absatz 5 des Rahmenprotokolls 1 genannten besonderen Bestimmung 

handelt es sich um Folgendes: Andorra darf während eines Zeitraums von drei Jahren nach 

Inkrafttreten dieses Abkommens keine diskriminierende Behandlung von EU-Dienstleistern 

aufrechterhalten oder einführen. 

 

3. 32004 L 0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im 

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der 

Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 

68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 

90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 77) 
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Die Richtlinie 2004/38/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) die Richtlinie 2004/38/EG gilt entsprechend für die unter diesen Anhang fallenden 

Bereiche; 

 

b) dieses Abkommen gilt für Staatsangehörige der Assoziationsparteien. Ihren 

Familienangehörigen mit Drittstaatsangehörigkeit stehen jedoch bestimmte aus der 

Richtlinie 2004/38/EG abgeleitete Rechte zu; 

 

c) Bezugnahmen auf „Unionsbürger“ bzw. „Bürger der Union“ werden durch 

Bezugnahmen auf „Staatsangehöriger eines EU-Mitgliedstaats oder Andorras“ bzw. 

„Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaats oder Andorras“ ersetzt; 

 

d) in Artikel 8 Absatz 3 wird folgender Gedankenstrich angefügt: 

 

„– die Vorlage einer Eigenerklärung über frühere strafrechtliche Verurteilungen, die 

nach dem Recht des Urteilsstaats in das Strafregister aufgenommen werden 

können“; 

 

e) in Artikel 8 Absatz 5 wird folgende Buchstabe angefügt: 

 

„g) eine Eigenerklärung über frühere strafrechtliche Verurteilungen, die nach dem 

Recht des Urteilsstaats in das Strafregister aufgenommen werden können.“; 

 

f) In Artikel 10 Absatz 2 wird folgende Buchstabe angefügt: 

 

„g) eine Eigenerklärung über frühere strafrechtliche Verurteilungen, die nach dem 

Recht des Urteilsstaats in das Strafregister aufgenommen werden können.“; 
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g) in Artikel 24 Absatz 1 werden die Worte „Vorbehaltlich spezifischer und ausdrücklich 

im Vertrag und im abgeleiteten Recht vorgesehener Bestimmungen“ durch die Worte 

„Vorbehaltlich spezifischer Bestimmungen, die ausdrücklich in diesem Abkommen und 

im abgeleiteten Recht, das im Assoziierungsabkommen aufgeführt ist, vorgesehen sind“ 

und das Wort „Vertrags“ durch das Wort „Assoziierungsabkommens“ ersetzt. 

 

4. 32019 R 1157: Verordnung (EU) 2019/1157 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 zur Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise von Unionsbürgern und der 

Aufenthaltsdokumente, die Unionsbürgern und deren Familienangehörigen ausgestellt 

werden, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 67) 

 

Die Verordnung (EU) 2019/1157 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) Bezugnahmen auf „Unionsbürger“ bzw. „Bürger der Union“ werden durch 

Bezugnahmen auf „Staatsangehöriger eines EU-Mitgliedstaats oder Andorras“ bzw. 

„Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaats oder Andorras“ ersetzt; 

 

b) in Artikel 3 Absatz 4 gilt der Einschub „im Negativdruck in einem blauen Rechteck, 

umgeben von zwölf gelben Sternen“ nicht; 

 

c) in Artikel 5 Absatz 1 wird die Angabe „3. August 2031“ durch die Angabe „1. Januar 

2037“ ersetzt; 

 

d) in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a wird die Angabe „3. August 2026“ durch die Angabe 

„1. Januar 2032“ ersetzt; 

 

e) in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h gilt der Einschub „im Negativdruck in einem blauen 

Rechteck, umgeben von 12 gelben Sternen“ nicht; 
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f) in Artikel 7 Absatz 2 werden die Worte „EU – Familienangehöriger“ für die EU-

Mitgliedstaaten durch „Andorra – Familienangehöriger“ ersetzt; 

 

g) in Artikel 8 Absatz 1 wird die Angabe „3. August 2026“ durch die Angabe „1. Januar 

2032“ ersetzt; 

 

h) in Artikel 8 Absatz 2 wird die Angabe „3. August 2023“ durch die Angabe „1. Januar 

2029“ ersetzt; 

 

i) in Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 1 gelten die Wörter „in der Charta“ nicht: 

 

j) in Artikel 16 wird die Angabe „ab dem 2. August 2021“ durch die Angabe „ab dem Tag 

zwei Jahre nach dem Inkrafttreten des Assoziierungsabkommens“ ersetzt. 

 

 

________________ 
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ANHANG IX – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

FINANZDIENSTLEISTUNGEN 

 

Liste nach Artikel 17 Absatz 4 und Artikel 24 Absatz 5 des Rahmenabkommens 

 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

1 Versicherung 

2 Banken und Kreditinstitute 

3 Börse und Wertpapiermärkte 

4 Betriebliche Altersversorgung 

5 Bestimmungen für alle Arten von Finanzdienstleistungen 
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EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, finden die Rahmenprotokolle 1 und 3 

Anwendung, wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe 

enthalten oder sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, 

wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 

 

ÜBERGANGSREGELUNGEN 

 

Die in Artikel 4 Absatz 1 des Rahmenprotokolls 3 festgelegten Übergangsbestimmungen gelten für 

diesen Anhang und im Einklang mit Artikel 4 Absatz 5 des Rahmenprotokolls 3.  
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RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

 

KAPITEL 1 

 

VERSICHERUNG 

 

 

ABSCHNITT A 

 

NICHTLEBENS- UND LEBENSVERSICHERUNG 

 

1. 32009 L 0138: Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II)g (ABl. L 335 vom 17.12.2009, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32012 L 0023: Richtlinie 2012/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. September 2012 (ABl. L 249 vom 14.9.2012, S. 1) 

 

– 32013 L 0058: Richtlinie 2013/58/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2013 (ABl. L 341 vom 18.12.2013, S. 1) 

 

– 32013 L 0023: Richtlinie 2013/23/EU des Rates vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 362) 
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– 32014 L 0051: Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1) 

 

– 32018 L 0843: Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2018 (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 43) 

 

– 32011 L 0089: Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. November 2011 (ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 113) 

 

– 32016 L 2341: Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Dezember 2016 (ABl. L 354 vom 23.12.2016, S. 37) 

 

2. 32015 D 1602: Delegierter Beschluss (EU) 2015/1602 der Kommission vom 5. Juni 2015 

über die Gleichwertigkeit der in der Schweiz geltenden Solvabilitäts- und Aufsichtssysteme 

für Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen auf der Grundlage von Artikel 172 

Absatz 2, Artikel 227 Absatz 4 und Artikel 260 Absatz 3 der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 248 vom 24.9.2015, S. 95) 

 

3. 32015 D 2290: Delegierter Beschluss (EU) 2015/2290 der Kommission vom 12. Juni 2015 

über die vorläufige Gleichwertigkeit der geltenden Solvabilitätssysteme in Australien, 

Bermuda, Brasilien, Kanada, Mexiko und den Vereinigten Staaten, die auf Versicherungs- 

und Rückversicherungsunternehmen mit Sitz in diesen Ländern anwendbar sind (ABl. L 323 

vom 9.12.2015, S. 22), geändert durch: 

 

– 32016 D 0309: Delegierter Beschluss (EU) 2016/309 der Kommission vom 

26. November 2015 (ABl. L 58 vom 4.3.2016, S. 50) 
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4. 32016 D 0309: Delegierter Beschluss (EU) 2016/309 der Kommission vom 26. November 

2015 über die Gleichwertigkeit des in Bermuda geltenden Aufsichtssystems für 

Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen mit dem in der Richtlinie 2009/138/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten System, und zur Änderung des 

Delegierten Beschlusses (EU) 2015/2290 der Kommission (ABl. L 58 vom 4.3.2016, S. 50) 

 

5. 32016 D 0310: Delegierter Beschluss (EU) 2016/310 der Kommission vom 26. November 

2015 über die Gleichwertigkeit des japanischen Solvabilitätssystems für Versicherungs- und 

Rückversicherungsunternehmen mit dem in der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates festgelegten System (ABl. L 58 vom 4.3.2016, S. 55) 

 

6. 32015 R 0035: Delegierte Verordnung (EU) 2015/35 der Kommission vom 10. Oktober 2014 

zur Ergänzung der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 12 vom 17.1.2015, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 0467: Delegierte Verordnung (EU) 2016/467 der Kommission vom 

30. September 2015 (ABl. L 85 vom 1.4.2016, S. 6) 

 

– 32016 R 2283: Delegierte Verordnung (EU) 2016/2283 der Kommission vom 

22. August 2016 (ABl. L 346 vom 20.12.2016, S. 11) 

 

– 32017 R 0669: Delegierte Verordnung (EU) 2017/669 der Kommission vom 

16. Dezember 2016 (ABl. L 97 vom 8.4.2017, S. 3) 
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– 32017 R 1542: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1542 der Kommission vom 8. Juni 

2017 (ABl. L 236 vom 14.9.2017, S. 14) 

 

– 32019 R 0981: Delegierte Verordnung (EU) 2019/981 der Kommission vom 8. März 

2019 (ABl. L 161 vom 18.6.2019, S. 1) 

 

– 32019 R 1865: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1865 der Kommission vom 6. Juni 

2019 (ABl. L 289 vom 8.11.2019, S. 3) 

 

– 32020 R 0442: Delegierte Verordnung (EU) 2020/442 der Kommission vom 

17. Dezember 2019 (ABl. L 92 vom 26.3.2020, S. 1) 

 

– 32020 R 0988: Delegierte Verordnung (EU) 2020/988 der Kommission vom 12. März 

2020 (ABl. L 221 vom 10.7.2020, S. 3) 

 

– 32021 R 0526: Delegierte Verordnung (EU) 2021/526 der Kommission vom 

23. Oktober 2020 (ABl. L 106 vom 26.3.2021, S. 29) 

 

– 32021 R 1256: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1256 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 14) 

 

7. 32015 R 0460: Durchführungsverordnung (EU) 2015/460 der Kommission vom 19. März 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards hinsichtlich des Verfahrens zur 

Genehmigung eines internen Modells gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 76 vom 20.3.2015, S. 13) 
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8. 32015 R 0461: Durchführungsverordnung (EU) 2015/461 der Kommission vom 19. März 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards hinsichtlich des Prozesses zur 

Erzielung einer gemeinsamen Entscheidung über den Antrag auf Verwendung eines 

gruppeninternen Modells gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 76 vom 20.3.2015, S. 19) 

 

9. 32015 R 0462: Durchführungsverordnung (EU) 2015/462 der Kommission vom 19. März 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards hinsichtlich der Verfahren für die 

aufsichtliche Genehmigung für die Errichtung von Zweckgesellschaften, für die 

Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den Aufsichtsbehörden im 

Hinblick auf Zweckgesellschaften sowie zur Festlegung der Formate und Muster für die von 

Zweckgesellschaften gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vorzulegenden Angaben (ABl. L 76 vom 20.3.2015, S. 23) 

 

10. 32015 R 0498: Durchführungsverordnung (EU) 2015/498 der Kommission vom 24. März 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Verfahren zur aufsichtlichen 

Genehmigung der Verwendung unternehmensspezifischer Parameter gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 79 vom 

25.3.2015, S. 8) 

 

11. 32015 R 0499: Durchführungsverordnung (EU) 2015/499 der Kommission vom 24. März 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Verfahren zur aufsichtlichen 

Genehmigung der Verwendung ergänzender Eigenmittelbestandteile gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 79 vom 

25.3.2015, S. 12) 
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12. 32015 R 0500: Durchführungsverordnung (EU) 2015/500 der Kommission vom 24. März 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Verfahren zur aufsichtlichen 

Genehmigung der Anwendung einer Matching-Anpassung gemäß der Richtlinie 2009/138/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 79 vom 25.3.2015, S. 18) 

 

13. 32015 R 2011: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2011 der Kommission vom 

11. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die 

Verzeichnisse regionaler und lokaler Gebietskörperschaften, für die gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates gilt, dass Risiken ihnen 

gegenüber als Risiken gegenüber dem Zentralstaat zu betrachten sind (ABl. L 295 vom 

12.11.2015, S. 3) 

 

14. 32015 R 2012: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2012 der Kommission vom 

11. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf die 

Verfahren für Beschlüsse zur Festsetzung, Berechnung und Aufhebung von 

Kapitalaufschlägen im Einklang mit der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 295 vom 12.11.2015, S. 5) 

 

15. 32015 R 2013: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2013 der Kommission vom 

11. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf 

Standardabweichungen bei gesundheitsbasierten Risikoausgleichssystemen gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 295 vom 

12.11.2015, S. 9) 

 

16. 32015 R 2014: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2014 der Kommission vom 

11. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die 

Verfahren und Muster für die Übermittlung der Informationen an die für die Gruppenaufsicht 

zuständige Behörde und für den Informationsaustausch zwischen den Aufsichtsbehörden 

gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 295 

vom 12.11.2015, S. 11) 
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17. 32015 R 2015: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2015 der Kommission vom 

11. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Verfahren zur 

Bewertung externer Ratings im Einklang mit der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 295 vom 12.11.2015, S. 16) 

 

18. 32015 R 2016: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2016 der Kommission vom 

11. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den 

Aktienindex für die symmetrische Anpassung der Standardkapitalanforderung für 

Aktienanlagen gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 295 vom 12.11.2015, S. 18) 

 

19. 32015 R 2017: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2017 der Kommission vom 

11. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf die 

angepassten Faktoren zur Berechnung der Kapitalanforderung für das Wechselkursrisiko für 

an den Euro gekoppelte Währungen im Einklang mit der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 295 vom 12.11.2015, S. 21) 

 

20. 32015 R 2450: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2450 der Kommission vom 

2. Dezember 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards hinsichtlich der 

Meldebögen für die Übermittlung von Informationen an die Aufsichtsbehörde gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 347 vom 

31.12.2015, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 1868: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1868 der Kommission vom 

20. Oktober 2016 (ABl. L 286 vom 21.10.2016, S. 35) 

 

– 32017 R 2189: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2189 der Kommission vom 

24. November 2017 (ABl. L 310 vom 25.11.2017, S. 3) 
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– 32018 R 1844: Verordnung (EU) 2018/1844 der Kommission vom 23. November 2018 

(ABl. L 299 vom 26.11.2018, S. 5) 

 

– 32019 R 2103: Durchführungsverordnung (EU) 2019/2103 der Kommission vom 

27. November 2019 (ABl. L 318 vom 10.12.2019, S. 13) 

 

– 32020 R 0657: Durchführungsverordnung (EU) 2020/657 der Kommission vom 15. Mai 

2020 (ABl. L 155 vom 18.5.2020, S. 1) 

 

21. 32015 R 2451: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2451 der Kommission vom 

2. Dezember 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die 

Meldebögen und die Struktur für die gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates von den Aufsichtsbehörden offenzulegenden Informationen (ABl. 

L 347 vom 31.12.2015, S. 1224) 

 

22. 32015 R 2452: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2452 der Kommission vom 

2. Dezember 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards hinsichtlich der 

Verfahren, Formate und Meldebögen für den Bericht über Solvabilität und Finanzlage gemäß 

der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 347 vom 

31.12.2015, S. 1285), geändert durch: 

 

– 32017 R 2190: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2190 der Kommission vom 

24. November 2017 (ABl. L 310 vom 25.11.2017, S. 30) 

 

– 32018 R 1843: Verordnung (EU) 2018/1843 der Kommission vom 23. November 2018 

(ABl. L 299 vom 26.11.2018, S. 2) 
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– 32019 R 2102: Durchführungsverordnung (EU) 2019/2102 der Kommission vom 

27. November 2019 (ABl. L 318 vom 10.12.2019, S. 6) 

 

23. 32016 R 0165: Durchführungsverordnung (EU) 2016/165 der Kommission vom 5. Februar 

2016 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 1. Januar bis zum 30. März 2016 im Einklang mit der Richtlinie 2009/138/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates („Solvabilität II“) (ABl. L 32 vom 9.2.2016, 

S. 31) 

 

24. 32016 R 0869: Durchführungsverordnung (EU) 2016/869 der Kommission vom 27. Mai 2016 

zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen 

Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 31. März bis 

29. Juni 2016 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 147 vom 3.6.2016, S. 1) 

 

25. 32016 R 1376: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1376 der Kommission vom 8. August 

2016 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. Juni bis 29. September 2016 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 224 vom 18.8.2016, S. 1) 

 

26. 32016 R 1630: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1630 der Kommission vom 

9. September 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Verfahren zur 

Anwendung der Übergangsmaßnahme für das Untermodul „Aktienrisiko“ im Einklang mit 

der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 243 vom 

10.9.2016, S. 1) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 12 

27. 32016 R 1800: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1800 der Kommission vom 11. Oktober 

2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Zuweisung der 

Ratings externer Ratingagenturen zu einer objektiven Skala von Bonitätsstufen gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 275 vom 

12.10.2016, S. 19), geändert durch: 

 

– 32018 R 0633: Durchführungsverordnung (EU) 2018/633 der Kommission vom 

24. April 2018 (ABl. L 105 vom 25.4.2018, S. 6) 

 

– 32020 R 0744: Durchführungsverordnung (EU) 2020/744 der Kommission vom 4. Juni 

2020 (ABl. L 176 vom 5.6.2020, S. 4) 

 

– 32021 R 2006: Durchführungsverordnung (EU) 2021/2006 der Kommission vom 

16. November 2021 (ABl. L 407 vom 17.11.2021, S. 18) 

 

28. 32016 R 1976: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1976 der Kommission vom 

10. November 2016 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. September bis 30. Dezember 2016 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 309 vom 16.11.2016, S. 1) 

 

29. 32018 R 0165: Durchführungsverordnung (EU) 2018/165 der Kommission vom 31. Januar 

2018 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 31. Dezember 2017 bis 30. März 2018 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 31 vom 3.2.2018, S. 3) 
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30. 32018 R 0730: Durchführungsverordnung (EU) 2018/730 der Kommission vom 4. Mai 2018 

zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen 

Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 31. März 2018 bis 

29. Juni 2018 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 123 vom 18.5.2018, S. 6) 

 

31. 32018 R 1078: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1078 der Kommission vom 30. Juli 

2018 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. Juni 2018 bis 29. September 2018 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 194 vom 31.7.2018, S. 47) 

 

32. 32017 R 0309: Durchführungsverordnung (EU) 2017/309 der Kommission vom 23. Februar 

2017 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 31. Dezember 2016 bis 30. März 2017 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 53 vom 28.2.2017, S. 1) 

 

33. 32017 R 0812: Durchführungsverordnung (EU) 2017/812 der Kommission vom 15. Mai 2017 

zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen 

Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 31. März bis 

29. Juni 2017 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 126 vom 18.5.2017, S. 1) 
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34. 32017 R 1421: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1421 der Kommission vom 2. August 

2017 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. Juni bis 29. September 2017 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 204 vom 5.8.2017, S. 7) 

 

35. 32017 R 2015: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2015 der Kommission vom 

9. November 2017 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. September 2017 bis 30. Dezember 2017 gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme 

und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 296 vom 

14.11.2017, S. 1) 

 

36. 32018 R 1699: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1699 der Kommission vom 

9. November 2018 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. September 2018 bis 30. Dezember 2018 gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme 

und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 285 vom 

13.11.2018, S. 1) 

 

37. 32019 R 0228: Durchführungsverordnung (EU) 2019/228 der Kommission vom 7. Februar 

2019 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 31. Dezember 2018 bis 30. März 2019 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 37 vom 8.2.2019, S. 22) 
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38. 32019 R 0699: Durchführungsverordnung (EU) 2019/699 der Kommission vom 6. Mai 2019 

zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen 

Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 31. März 2019 bis 

29. Juni 2019 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 119 vom 7.5.2019, S. 70) 

 

39. 32019 R 1285: Durchführungsverordnung (EU) 2019/1285 der Kommission vom 30. Juli 

2019 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. Juni 2019 bis 29. September 2019 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 202 vom 31.7.2019, S. 1) 

 

40. 32019 R 1902: Durchführungsverordnung (EU) 2019/1902 der Kommission vom 

7. November 2019 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. September 2019 bis 30. Dezember 2019 gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme 

und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 293 vom 

14.11.2019, S. 5) 

 

41. 32020 R 0193: Durchführungsverordnung (EU) 2020/193 der Kommission vom 12. Februar 

2020 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 31. Dezember 2019 bis 30. März 2020 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 40 vom 13.2.2020, S. 18) 
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42. 32020 R 0641: Durchführungsverordnung (EU) 2020/641 der Kommission vom 12. Mai 2020 

zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen 

Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 31. März 2020 bis 

29. Juni 2020 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 150 vom 13.5.2020, S. 34) 

 

43. 32020 R 1145: Durchführungsverordnung (EU) 2020/1145 der Kommission vom 31. Juli 

2020 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. Juni 2020 bis 29. September 2020 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 250 vom 3.8.2020, S. 1) 

 

44. 32020 R 1647: Durchführungsverordnung (EU) 2020/1647 der Kommission vom 

9. November 2020 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. September 2020 bis 30. Dezember 2020 gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme 

und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 375 vom 

10.11.2020, S. 1) 

 

45. 32021 R 0178: Durchführungsverordnung (EU) 2021/178 der Kommission vom 8. Februar 

2021 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 31. Dezember 2020 bis 30. März 2021 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 53 vom 16.2.2021, S. 6) 
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46. 32021 R 0744: Durchführungsverordnung (EU) 2021/744 der Kommission vom 6. Mai 2021 

zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen 

Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 31. März 2021 bis 

29. Juni 2021 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 160 vom 7.5.2021, S. 3) 

 

47. 32021 R 1354: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1354 der Kommission vom 6. August 

2021 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. Juni 2021 bis 29. September 2021 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 291 vom 13.8.2021, S. 24) 

 

48. 32021 R 1964: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1964 der Kommission vom 

11. November 2021 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. September 2021 bis 30. Dezember 2021 gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme 

und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 400 vom 

12.11.2021, S. 52) 

 

49. 32022 R 0186: Durchführungsverordnung (EU) 2022/186 der Kommission vom 10. Februar 

2022 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 31. Dezember 2021 bis 30. März 2022 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 30 vom 11.2.2022, S. 7) 
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50. 32022 R 0732: Durchführungsverordnung (EU) 2022/732 der Kommission vom 12. Mai 2022 

zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von versicherungstechnischen 

Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit Stichtagen vom 31. März 2022 bis 

29. Juni 2022 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der 

Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 136 vom 13.5.2022, S. 8) 

 

51. 32022 R 1384: Durchführungsverordnung (EU) 2022/1384 der Kommission vom 8. August 

2022 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. Juni 2022 bis 29. September 2022 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 207 vom 9.8.2022, S. 24) 

 

52. 32022 R 2282: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2282 der Kommission vom 

21. November 2022 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 30. September 2022 bis 30. Dezember 2022 gemäß der 

Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme 

und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 301 vom 

22.11.2022, S. 22) 

 

53. 32023 R 0266: Durchführungsverordnung (EU) 2023/266 der Kommission vom 9. Februar 

2023 zur Festlegung technischer Informationen für die Berechnung von 

versicherungstechnischen Rückstellungen und Basiseigenmitteln für Meldungen mit 

Stichtagen vom 31. Dezember 2022 bis 30. März 2023 gemäß der Richtlinie 2009/138/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufnahme und Ausübung der 

Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (ABl. L 41 vom 10.2.2023, S. 77) 
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54. 32019 L 2177: Richtlinie (EU) 2019/2177 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Dezember 2019 zur Änderung der Richtlinie 2009/138/EG betreffend die Aufnahme und 

Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II), der 

Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanzinstrumente, und der Richtlinie (EU) 2015/849 

zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 

Terrorismusfinanzierung (ABl. L 334 vom 27.12.2019, S. 155) 

 

 

ABSCHNITT B 

 

KFZ-VERSICHERUNG 

 

55. 32009 L 0103: Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. September 2009 über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die Kontrolle der 

entsprechenden Versicherungspflicht (ABl. L 263 vom 7.10.2009, S. 11) 

 

56. 32003 D 0564: Entscheidung 2003/564/EG der Kommission vom 28. Juli 2003 zur 

Durchführung der Richtlinie 72/166/EWG des Rates in Bezug auf die Kontrolle der 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (ABl. L 192 vom 31.7.2003, S. 23) 

 

57. 32004 D 0332: Entscheidung 2004/332/EG der Kommission vom 2. April 2004 zur 

Durchführung der Richtlinie 72/166/EWG des Rates in Bezug auf die Kontrolle der 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (ABl. L 105 vom 14.4.2004, S. 39) 

 

58. 32005 D 0849: Entscheidung 2005/849/EG der Kommission vom 29. November 2005 zur 

Durchführung der Richtlinie 72/166/EWG des Rates in Bezug auf die Kontrolle der 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (ABl. L 315 vom 1.12.2005, S. 16) 
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59. 32007 D 0482: Entscheidung 2007/482/EG der Kommission vom 9. Juli 2007 zur 

Durchführung der Richtlinie 72/166/EWG des Rates in Bezug auf die Kontrolle der 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (ABl. L 180 vom 10.7.2007, S. 42) 

 

60. 32011 D 0754: Durchführungsbeschluss 2011/754/EU der Kommission vom 22. November 

2011 zur Durchführung der Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates in Bezug auf die Kontrolle der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (ABl. L 310 vom 

25.11.2011, S. 17) 

 

61. 32020 D 1358: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1358 der Kommission vom 

28. September 2020 zur Anwendung der Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf die Kontrolle der Haftpflichtversicherung für 

Kraftfahrzeuge mit gewöhnlichem Standort in Bosnien und Herzegowina (ABl. L 314 vom 

29.9.2020, S. 66) 

 

62. 32021 D 1145: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1145 der Kommission vom 30. Juni 2021 

zur Anwendung der Richtlinie 2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf die Kontrolle der Haftpflichtversicherung bei Fahrzeugen mit gewöhnlichem 

Standort in Montenegro und im Vereinigten Königreich (ABl. L 247 vom 13.7.2021, S. 100) 
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ABSCHNITT C 

 

BEAUFSICHTIGUNG UND ABSCHLÜSSE 

 

63. 31991 L 0674: Richtlinie 91/674/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über den 

Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. 

L 374 vom 31.12.1991, S. 7), geändert durch: 

 

– 32003 L 0051: Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Juni 2003 (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16) 

 

– 32006 L 0046: Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Juni 2006 (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1) 

 

 

ABSCHNITT D 

 

SONSTIGES 

 

64. 32016 L 0097: Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Januar 2016 über Versicherungsvertrieb (ABl. L 26 vom 2.2.2016, S. 19), geändert durch: 

 

– 32018 L 0411: Richtlinie (EU) 2018/411 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. März 2018 (ABl. L 76 vom 19.3.2018, S. 28) 

 

– 32019 R 1935: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1935 der Kommission vom 13. Mai 

2019 (ABl. L 301 vom 22.11.2019, S. 3) 
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65. 32017 R 1469: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1469 der Kommission vom 11. August 

2017 zur Festlegung eines Standardformats für das Informationsblatt zu 

Versicherungsprodukten (ABl. L 209 vom 12.8.2017, S. 19) 

 

66. 32017 R 2358: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2358 der Kommission vom 21. September 

2017 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und des Rates 

in Bezug auf die Aufsichts- und Lenkungsanforderungen für Versicherungsunternehmen und 

Versicherungsvertreiber (ABl. L 341 vom 20.12.2017, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 R 0541: Delegierte Verordnung (EU) 2018/541 der Kommission vom 

20. Dezember 2017 (ABl. L 90 vom 6.4.2018, S. 59) 

 

– 32021 R 1257: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1257 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 18) 

 

67. 32017 R 2359: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2359 der Kommission vom 21. September 

2017 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und des Rates 

in Bezug auf die für den Vertrieb von Versicherungsanlageprodukten geltenden 

Informationspflichten und Wohlverhaltensregeln (ABl. L 341 vom 20.12.2017, S. 8), geändert 

durch: 

 

– 32018 R 0541: Delegierte Verordnung (EU) 2018/541 der Kommission vom 

20. Dezember 2017 (ABl. L 90 vom 6.4.2018, S. 59) 

 

– 32021 R 1257: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1257 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 18) 
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KAPITEL 2 

 

BANKEN UND KREDITINSTITUTE 

 

 

ABSCHNITT A 

 

KOORDINIERUNG DER RECHTSVORSCHRIFTEN  

ÜBER DIE NIEDERLASSUNGSFREIHEIT  

UND DEN FREIEN DIENSTLEISTUNGSVERKEHR 

 

1. 32013 L 0036: Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 

von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur 

Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338), 

geändert durch: 

 

– 32014 L 0059: Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) 

 

– 32015 L 2366: Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. November 2015 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35) 

 

– 32018 L 0843: Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2018 (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 43) 
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– 32019 L 0878: Richtlinie (EU) 2019/878 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2019 (ABl. L 150 vom 7.6.2019, S. 253) 

 

– 32021 L 0338: Richtlinie (EU) 2021/338 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2021 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 14) 

 

2. 32013 R 0575: Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32017 R 2395: Verordnung (EU) 2017/2395 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 12. Dezember 2017 (ABl. L 345 vom 27.12.2017, S. 27) 

 

– 32015 R 0062: Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 

2014 (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 37) 

 

– 32016 R 1014: Verordnung (EU) 2016/1014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 8. Juni 2016 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 153) 

 

– 32019 R 0630: Verordnung (EU) 2019/630 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. April 2019 (ABl. L 111 vom 25.4.2019, S. 4) 
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– 32017 R 2188: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2188 der Kommission vom 

11. August 2017 (ABl. L 310 vom 25.11.2017, S. 1) 

 

– 32018 R 0405: Delegierte Verordnung (EU) 2018/405 der Kommission vom 

21. November 2017 (ABl. L 74 vom 16.3.2018, S. 3) 

 

– 32019 R 0876: Verordnung (EU) 2019/876 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2019 (ABl. L 150 vom 7.6.2019, S. 1) 

 

– 32020 R 0873: Verordnung (EU) 2020/873 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. Juni 2020 (ABl. L 204 vom 26.6.2020, S. 4) 

 

– 32021 R 0424: Delegierte Verordnung (EU) 2021/424 der Kommission vom 

17. Dezember 2019 (ABl. L 84 vom 11.3.2021, S. 1) 

 

– 32019 R 2160: Verordnung (EU) 2019/2160 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. November 2019 (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 1) 

 

– 32021 R 0558: Verordnung (EU) 2021/558 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 31. März 2021 (ABl. L 116 vom 6.4.2021, S. 25) 

 

– 32022 R 2257: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2257 der Kommission vom 

11. August 2022 (ABl. L 299 vom 18.11.2022, S. 1) 
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3. 32014 R 0241: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die 

Eigenmittelanforderungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8), geändert durch: 

 

– 32015 R 0488: Delegierte Verordnung (EU) 2015/488 der Kommission vom 

4. September 2014 (ABl. L 78 vom 24.3.2015, S. 1) 

 

– 32015 R 0850: Delegierte Verordnung (EU) 2015/850 der Kommission vom 30. Januar 

2015 (ABl. L 135 vom 2.6.2015, S. 1) 

 

– 32015 R 0923: Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 

2015 (ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1) 

 

– 32020 R 2176: Delegierte Verordnung (EU) 2020/2176 der Kommission vom 

12. November 2020 (ABl. L 433 vom 22.12.2020, S. 27) 

 

4. 32021 R 0451: Durchführungsverordnung (EU) 2021/451 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung 

der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates auf die 

aufsichtlichen Meldungen der Institute und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung 

(EU) Nr. 680/2014 (ABl. L 97 vom 19.3.2021, S. 1), geändert durch: 

 

– 32022 R 0185: Durchführungsverordnung (EU) 2022/185 der Kommission vom 

10. Februar 2022 (ABl. L 30 vom 11.2.2022, S. 5) 
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5. 32015 R 0061: Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute (ABl. L 11 vom 

17.1.2015, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 R 1620: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1620 der Kommission vom 13. Juli 

2018 (ABl. L 271 vom 30.10.2018, S. 10) 

 

– 32022 R 0786: Delegierte Verordnung (EU) 2022/786 der Kommission vom 

10. Februar 2022 (ABl. L 141 vom 20.5.2022, S. 1) 

 

6. 32015 R 0585: Delegierte Verordnung (EU) 2015/585 der Kommission vom 18. Dezember 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der 

Nachschuss-Risikoperioden (ABl. L 98 vom 15.4.2015, S. 1) 

 

7. 32016 R 0100: Durchführungsverordnung (EU) 2016/100 der Kommission vom 16. Oktober 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Spezifizierung des Verfahrens 

für gemeinsame Entscheidungen über Anträge auf bestimmte aufsichtliche Genehmigungen 

gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 21 vom 28.1.2016, S. 45) 

 

8. 32016 R 0101: Delegierte Verordnung (EU) 2016/101 der Kommission vom 26. Oktober 

2015 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die vorsichtige Bewertung 

nach Artikel 105 Absatz 14 (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 54), geändert durch: 

 

– 32020 R 0866: Delegierte Verordnung (EU) 2020/866 der Kommission vom 28. Mai 

2020 (ABl. L 201 vom 25.6.2020, S. 1) 
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9. 32021 R 0637: Durchführungsverordnung (EU) 2021/637 der Kommission vom 15. März 

2021 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegung der in Teil 8 

Titel II und III der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates genannten Informationen durch die Institute und zur Aufhebung der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1423/2013 der Kommission, der Delegierten Verordnung 

(EU) 2015/1555 der Kommission, der Durchführungsverordnung (EU) 2016/200 der 

Kommission und der Delegierten Verordnung (EU) 2017/2295 der Kommission (ABl. L 136 

vom 21.4.2021, S. 1), geändert durch: 

 

– 32021 R 1018: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1018 der Kommission vom 

22. Juni 2021 (ABl. L 224 vom 24.6.2021, S. 6) 

 

– 32022 R 0631: Durchführungsverordnung (EU) 2022/631 der Kommission vom 

13. April 2022 (ABl. L 117 vom 19.4.2022, S. 3) 

 

– 32022 R 2453: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2453 der Kommission vom 

30. November 2022 (ABl. L 324 vom 19.12.2022, S. 1) 

 

10. 32014 R 0183: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 183/2014 der Kommission vom 

20. Dezember 2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und 

Wertpapierfirmen durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Berechnung 

der spezifischen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen (ABl. L 57 vom 27.2.2014, S. 3), 

geändert durch: 

 

– 32022 R 0954: Delegierte Verordnung (EU) 2022/954 der Kommission vom 12. Mai 

2022 (ABl. L 165 vom 21.6.2022, S. 24) 
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11. 32014 R 0523: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 523/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, was eine enge 

Übereinstimmung zwischen dem Wert der gedeckten Schuldverschreibungen und dem Wert 

der Aktiva eines Instituts darstellt (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 4) 

 

12. 32014 R 0525: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 525/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Definition des Terminus „Markt“ (ABl. 

L 148 vom 20.5.2014, S. 15) 

 

13. 32014 R 0526: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 526/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Ermittlung eines Näherungswerts 

für die Risikoprämie und für die Bestimmung begrenzter kleinerer Portfolios für das Risiko 

einer Anpassung der Kreditbewertung (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 17) 

 

14. 32014 R 0528: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für Nicht-Delta-Risiken von Optionen 

gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 29), geändert 

durch: 

 

– 32016 R 0861: Delegierte Verordnung (EU) 2016/861 der Kommission vom 

18. Februar 2016 (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 21) 
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15. 32014 R 0529: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Beurteilung der Wesentlichkeit von 

Erweiterungen und Änderungen des auf internen Beurteilungen basierenden Ansatzes und des 

fortgeschrittenen Messansatzes (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 36), geändert durch: 

 

– 32015 R 0942: Delegierte Verordnung (EU) 2015/942 der Kommission vom 4. März 

2015 (ABl. L 154 vom 19.6.2015, S. 1) 

 

16. 32014 R 0591: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 591/2014 der Kommission vom 3. Juni 

2014 zur Verlängerung der in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume 

in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 

Gegenparteien (ABl. L 165 vom 4.6.2014, S. 31) 

 

17. 32014 R 0602: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 602/2014 der Kommission vom 4. Juni 

2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Erleichterung der Konvergenz 

der Aufsichtspraxis bezüglich der Anwendung zusätzlicher Risikogewichte gemäß 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 166 vom 

5.6.2014, S. 22) 

 

18. 32014 R 0625: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 625/2014 der Kommission vom 13. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, denen 

Anleger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf 

Risikopositionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 174 vom 13.6.2014, 

S. 16), geändert durch: 

 

– 32015 R 1798: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1798 der Kommission vom 2. Juli 

2015 (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 12) 
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19. 32014 R 0945: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 945/2014 der Kommission vom 

4. September 2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf 

relevante angemessen breit gestreute Indizes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 265 vom 5.9.2014, S. 3), geändert durch: 

 

– 32020 R 0125: Durchführungsverordnung (EU) 2020/125 der Kommission vom 

29. Januar 2020 (ABl. L 24 vom 30.1.2020, S. 1) 

 

20. 32014 R 1187: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1187/2014 der Kommission vom 2. Oktober 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bestimmung der Gesamtrisikoposition 

gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener Kunden bei Geschäften mit 

zugrunde liegenden Vermögenswerten (ABl. L 324 vom 7.11.2014, S. 1) 

 

21. 32021 D 1753: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1753 der Kommission vom 1. Oktober 

2021 über die Gleichwertigkeit der aufsichtlichen und rechtlichen Anforderungen bestimmter 

Drittländer und Gebiete für die Zwecke der Behandlung von Risikopositionen gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 349 vom 

4.10.2021, S. 31) 

 

22. 32015 R 0233: Durchführungsverordnung (EU) 2015/233 der Kommission vom 13. Februar 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Währungen, deren 

Zentralbankfähigkeit äußerst eng definiert ist (ABl. L 39 vom 14.2.2015, S. 11) 
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23. 32015 R 1556: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1556 der Kommission vom 11. Juni 2015 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die Übergangsbehandlung von 

Beteiligungspositionen bei der Anwendung des IRB-Ansatzes (ABl. L 244 vom 19.9.2015, 

S. 9) 

 

24. 32015 R 2197: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2197 der Kommission vom 

27. November 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf eng 

verbundene Währungen im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 313 vom 28.11.2015, S. 30), geändert durch: 

 

– 32018 R 1580: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1580 der Kommission vom 

19. Oktober 2018 (ABl. L 263 vom 22.10.2018, S. 53) 

 

– 32019 R 2091: Durchführungsverordnung (EU) 2019/2091 der Kommission vom 

28. November 2019 (ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 38) 

 

– 32021 R 0249: Durchführungsverordnung (EU) 2021/249 der Kommission vom 

17. Februar 2021 (ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 86) 

 

25. 32015 R 2344: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2344 der Kommission vom 

15. Dezember 2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf 

Währungen mit begrenzter Verfügbarkeit liquider Aktiva gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 330 vom 16.12.2015, 

S. 26) 
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26. 32016 R 0709: Delegierte Verordnung (EU) 2016/709 der Kommission vom 26. Januar 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Voraussetzungen für die 

Anwendung der Ausnahmen bezüglich Währungen mit begrenzter Verfügbarkeit liquider 

Aktiva (ABl. L 125 vom 13.5.2016, S. 1) 

 

27. 32016 R 1646: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1646 der Kommission vom 

13. September 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf 

Hauptindizes und anerkannte Börsen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und 

Wertpapierfirmen (ABl. L 245 vom 14.9.2016, S. 5), geändert durch: 

 

– 32022 R 1650: Durchführungsverordnung (EU) 2022/1650 der Kommission vom 

24. März 2022 (ABl. L 249 vom 27.9.2022, S. 1) 

 

28. 32016 R 1799: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1799 der Kommission vom 7. Oktober 

2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Zuordnung der 

Bonitätsbeurteilungen des Kreditrisikos durch externe Ratingagenturen gemäß Artikel 136 

Absatz 1 und Artikel 136 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 275 vom 12.10.2016, S. 3), geändert durch: 

 

– 32018 R 0634: Durchführungsverordnung (EU) 2018/634 der Kommission vom 

24. April 2018 (ABl. L 105 vom 25.4.2018, S. 14) 

 

– 32019 R 2028: Durchführungsverordnung (EU) 2019/2028 der Kommission vom 

29. November 2019 (ABl. L 313 vom 4.12.2019, S. 34) 
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– 32021 R 2005: Durchführungsverordnung (EU) 2021/2005 der Kommission vom 

16. November 2021 (ABl. L 407 vom 17.11.2021, S. 10) 

 

29. 32016 R 1801: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1801 der Kommission vom 11. Oktober 

2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Zuordnung der 

Bonitätsbeurteilungen für Verbriefungen durch externe Ratingagenturen gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 275 vom 

12.10.2016, S. 27), geändert durch: 

 

– 32022 R 2365: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2365 der Kommission vom 

2. Dezember 2022 (ABl. L 312 vom 5.12.2022, S. 101) 

 

30. 32017 R 0072: Delegierte Verordnung (EU) 2017/72 der Kommission vom 23. September 

2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Bedingungen für 

Genehmigungen zum Datenverzicht (ABl. L 10 vom 14.1.2017, S. 1) 

 

31. 32017 R 0208: Delegierte Verordnung (EU) 2017/208 der Kommission vom 31. Oktober 

2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards im Hinblick auf zusätzliche 

Liquiditätsabflüsse für Sicherheiten, die aufgrund der Auswirkungen ungünstiger 

Marktbedingungen auf die Derivatgeschäfte eines Instituts benötigt werden (ABl. L 33 vom 

8.2.2017, S. 14) 

 

32. 32014 R 1317: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1317/2014 der Kommission vom 

11. Dezember 2014 zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume 

in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 

Gegenparteien (ABl. L 355 vom 12.12.2014, S. 6) 
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33. 32015 R 0880: Durchführungsverordnung (EU) 2015/880 der Kommission vom 4. Juni 2015 

zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in Bezug auf die 

Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien (ABl. 

L 143 vom 9.6.2015, S. 7) 

 

34. 32015 R 2326: Durchführungsverordnung (EU) 2015/2326 der Kommission vom 

11. Dezember 2015 zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume 

in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 

Gegenparteien (ABl. L 328 vom 12.12.2015, S. 108) 

 

35. 32016 R 0892: Durchführungsverordnung (EU) 2016/892 der Kommission vom 7. Juni 2016 

zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in Bezug auf die 

Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien (ABl. 

L 151 vom 8.6.2016, S. 4) 

 

36. 32016 R 2227: Durchführungsverordnung (EU) 2016/2227 der Kommission vom 

9. Dezember 2016 zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume 

in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 

Gegenparteien (ABl. L 336 vom 10.12.2016, S. 36) 

 

37. 32017 R 0954: Durchführungsverordnung (EU) 2017/954 der Kommission vom 6. Juni 2017 

zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in Bezug auf die 

Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien (ABl. 

L 144 vom 7.6.2017, S. 14) 
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38. 32017 R 1230: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1230 der Kommission vom 31. Mai 2017 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Spezifizierung der zusätzlichen objektiven 

Kriterien für die Anwendung einer günstigeren Liquiditätsabfluss- oder -zuflussrate bei 

grenzüberschreitenden, nicht in Anspruch genommenen Kredit- oder Liquiditätsfazilitäten 

innerhalb einer Gruppe oder eines institutsbezogenen Sicherungssystems (ABl. L 177 vom 

8.7.2017, S. 7) 

 

39. 32018 R 0171: Delegierte Verordnung (EU) 2018/171 der Kommission vom 19. Oktober 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards bezüglich der Erheblichkeitsschwelle für 

überfällige Verbindlichkeiten (ABl. L 32 vom 6.2.2018, S. 1) 

 

40. 32018 R 0728: Delegierte Verordnung (EU) 2018/728 der Kommission vom 24. Januar 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für Verfahren, nach denen Geschäfte mit in 

Drittländern niedergelassenen nichtfinanziellen Gegenparteien von der 

Eigenmittelanforderung für das CVA-Risiko ausgenommen werden können (ABl. L 123 vom 

18.5.2018, S. 1) 

 

41. 32018 R 0959: Delegierte Verordnung (EU) 2018/959 der Kommission vom 14. März 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Beurteilungsmethode, nach 

der die zuständigen Behörden Instituten die Verwendung fortgeschrittener Messansätze für 

operationelle Risiken gestatten (ABl. L 169 vom 6.7.2018, S. 1) 
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42. 32017 R 2241: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2241 der Kommission vom 

6. Dezember 2017 zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume 

in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 

Gegenparteien (ABl. L 322 vom 7.12.2017, S. 27) 

 

43. 32018 R 0815: Durchführungsverordnung (EU) 2018/815 der Kommission vom 1. Juni 2018 

zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume in Bezug auf die 

Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien (ABl. 

L 137 vom 4.6.2018, S. 3) 

 

44. 32018 R 1889: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1889 der Kommission vom 

4. Dezember 2018 zur Verlängerung der in den Verordnungen (EU) Nr. 575/2013 und (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangszeiträume 

in Bezug auf die Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen 

Gegenparteien (ABl. L 309 vom 5.12.2018, S. 1) 

 

45. 32021 R 0453: Durchführungsverordnung (EU) 2021/453 der Kommission vom 15. März 

2021 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Verordnung 

(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 

besonderen Meldepflichten für Marktrisiken (ABl. L 89 vom 16.3.2021, S. 3) 

 

46. 32021 R 0598: Delegierte Verordnung (EU) 2021/598 der Kommission vom 14. Dezember 

2020 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Zuweisung von Risikogewichten 

für Spezialfinanzierungsrisikopositionen (ABl. L 127 vom 14.4.2021, S. 1) 
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47. 32021 R 0930: Delegierte Verordnung (EU) 2021/930 der Kommission vom 1. März 2021 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung von Art, Schwere und Dauer eines 

Konjunkturabschwungs im Sinne von Artikel 181 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 182 

Absatz 1 Buchstabe b jener Verordnung (ABl. L 204 vom 10.6.2021, S. 1) 

 

48. 32021 R 0931: Delegierte Verordnung (EU) 2021/931 der Kommission vom 1. März 2021 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Methode zur Ermittlung der 

Derivategeschäfte mit einem oder mehreren wesentlichen Risikofaktoren für die Zwecke von 

Artikel 277 Absatz 5, der Formel für die Berechnung des Aufsichtsdeltas von Kauf- und 

Verkaufsoptionen der Kategorie „Zinsrisiko“ und der Methode zur Bestimmung eines 

Geschäfts als Kauf- oder Verkaufsposition im primären Risikofaktor oder im wesentlichsten 

Risikofaktor der betreffenden Risikokategorie für die Zwecke von Artikel 279a Absatz 3 

Buchstaben a und b des Standardansatzes für das Gegenparteiausfallrisiko (ABl. L 204 vom 

10.6.2021, S. 7) 

 

49. 32021 R 1043: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1043 der Kommission vom 24. Juni 

2021 zur Verlängerung der in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vorgesehenen Übergangsbestimmungen zu den 

Eigenmittelanforderungen für Risikopositionen gegenüber zentralen Gegenparteien (ABl. 

L 225 vom 25.6.2021, S. 52) 

 

50. 32021 R 0763: Durchführungsverordnung (EU) 2021/763 der Kommission vom 23. April 

2021 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Verordnung 

(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates und der 

Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 

aufsichtlichen Meldungen und die Offenlegung der Mindestanforderung an Eigenmittel und 

berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten (ABl. L 168 vom 12.5.2021, S. 1) 
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51. 32019 R 2160: Verordnung (EU) 2019/2160 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. November 2019 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 hinsichtlich 

Risikopositionen in Form gedeckter Schuldverschreibungen (ABl. L 328 vom 18.12.2019, 

S. 1) 

 

52. 32022 R 0439: Delegierte Verordnung (EU) 2022/439 der Kommission vom 20. Oktober 

2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Bewertungsmethode, 

nach der die zuständigen Behörden beurteilen, ob Kreditinstitute und Wertpapierfirmen die 

Anforderungen für die Anwendung des auf internen Beurteilungen basierenden Ansatzes 

(IRB-Ansatzes) erfüllen (ABl. L 90 vom 18.3.2022, S. 1) 

 

53. 32022 R 0676: Delegierte Verordnung (EU) 2022/676 der Kommission vom 3. Dezember 

2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Bedingungen für eine 

Konsolidierung in den in Artikel 18 Absätze 3 bis 6 sowie 8 beschriebenen Fällen (ABl. 

L 123 vom 26.4.2022, S. 1) 

 

54. 32022 R 1011: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1011 der Kommission vom 10. März 2022 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Festlegung, wie die indirekten 

Risikopositionen gegenüber einem Kunden aus Derivatkontrakten und aus 

Kreditderivatkontrakten zu ermitteln sind, wenn der Kontrakt nicht direkt mit dem Kunden 

abgeschlossen wurde, jedoch der zugrunde liegende Schuldtitel oder das zugrunde liegende 

Eigenkapitalinstrument von diesem Kunden begeben wurde (ABl. L 170 vom 28.6.2022, 

S. 22) 
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55. 32022 R 2058: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2058 der Kommission vom 28. Februar 

2022 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bestimmung der Liquiditätshorizonte 

beim alternativen auf einem internen Modell beruhenden Ansatz gemäß Artikel 325bd 

Absatz 7 (ABl. L 276 vom 26.10.2022, S. 40) 

 

56. 32022 R 2059: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2059 der Kommission vom 14. Juni 2022 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Spezifizierung der technischen 

Einzelheiten der Anforderungen an Rückvergleiche und die Gewinn- und Verlustzuweisung 

gemäß den Artikeln 325bf und 325bg der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (ABl. L 276 vom 

26.10.2022, S. 47) 

 

57. 32022 R 2060: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2060 der Kommission vom 14. Juni 2022 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Kriterien für die Bewertung 

der Modellierbarkeit von Risikofaktoren im Rahmen des auf einem internen Modell 

basierenden Ansatzes (IMA) und zur Festlegung der Häufigkeit dieser Bewertung gemäß 

Artikel 325be Absatz 3 der Verordnung (ABl. L 276 vom 26.10.2022, S. 60) 

 

58. 32022 R 2328: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2328 der Kommission vom 16. August 

2022 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung, was ein exotischer 

Basiswert ist und welche Instrumente für die Zwecke der Berechnung der 

Eigenmittelanforderungen als Instrumente mit Restrisiken gelten (ABl. L 308 vom 

29.11.2022, S. 1) 
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59. 32023 R 0511: Delegierte Verordnung (EU) 2023/511 der Kommission vom 24. November 

2022 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Berechnung der risikogewichteten 

Positionsbeträge von Organismen für gemeinsame Anlagen im Rahmen des mandatsbasierten 

Ansatzes (ABl. L 71 vom 9.3.2023, S. 1) 

 

60. 32014 R 0710: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 710/2014 der Kommission vom 23. Juni 

2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Vorgehen bei 

der Beschlussfassung in Bezug auf gemeinsame Entscheidungen über institutsspezifische 

Aufsichtsanforderungen gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates (ABl. L 188 vom 27.6.2014, S. 19) 

 

61. 32014 R 0926: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 926/2014 der Kommission vom 

27. August 2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf 

Standardformulare, -meldebögen und -verfahren für Notifizierungen im Zusammenhang mit 

der Ausübung des Niederlassungsrechts und des freien Dienstleistungsverkehrs gemäß der 

Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 254 vom 

28.8.2014, S. 2), geändert durch: 

 

– 32022 R 0193: Durchführungsverordnung (EU) 2022/193 der Kommission vom 

17. November 2021 (ABl. L 31 vom 14.2.2022, S. 4) 
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62. 32014 R 1151: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1151/2014 der Kommission vom 4. Juni 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, welche Angaben bei 

Ausübung des Niederlassungsrechts und des freien Dienstleistungsverkehrs zu übermitteln 

sind (ABl. L 309 vom 30.10.2014, S. 1), geändert durch: 

 

– 32022 R 0192: Delegierte Verordnung (EU) 2022/192 der Kommission vom 

20. Oktober 2021 (ABl. L 31 vom 14.2.2022, S. 1) 

 

63. 32016 R 0098: Delegierte Verordnung (EU) 2016/98 der Kommission vom 16. Oktober 2015 

zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung der allgemeinen Bedingungen für die 

Arbeitsweise der Aufsichtskollegien (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 2) 

 

64. 32016 R 0099: Durchführungsverordnung (EU) 2016/99 der Kommission vom 16. Oktober 

2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Festsetzung der 

praktischen Arbeitsweise der Aufsichtskollegien gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 21) 

 

65. 32014 R 0527: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 527/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Bezeichnung der Klassen von Instrumenten, die 

die Bonität eines Instituts unter der Annahme der Unternehmensfortführung angemessen 

widerspiegeln und die für eine Verwendung zu Zwecken der variablen Vergütung geeignet 

sind (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 21) 
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66. 32014 R 0530: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 530/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards, in denen für interne Ansätze zur Ermittlung 

spezifischer Risiken im Handelsbuch bedeutende Risikopositionen und Schwellen definiert 

werden (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 50) 

 

67. 32021 R 0923: Delegierte Verordnung (EU) 2021/923 der Kommission vom 25. März 2021 

zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Kriterien für die Definition der 

Managementverantwortung, der Kontrollaufgaben, der wesentlichen Geschäftsbereiche und 

einer erheblichen Auswirkung auf das Risikoprofil eines wesentlichen Geschäftsbereichs 

sowie zur Festlegung der Kriterien für die Ermittlung der Mitarbeiter oder 

Mitarbeiterkategorien, deren berufliche Tätigkeiten vergleichsweise ebenso wesentliche 

Auswirkungen auf das Risikoprofil des Instituts haben wie diejenigen der in Artikel 92 

Absatz 3 der genannten Richtlinie aufgeführten Mitarbeiter oder Mitarbeiterkategorien (ABl. 

L 203 vom 9.6.2021, S. 1) 

 

68. 32014 R 0650: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 650/2014 der Kommission vom 4. Juni 

2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format, den Aufbau, das 

Inhaltsverzeichnis und den Zeitpunkt der jährlichen Veröffentlichung der von den zuständigen 

Behörden gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zu 

veröffentlichenden Informationen (ABl. L 185 vom 25.6.2014, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 0912: Durchführungsverordnung (EU) 2019/912 der Kommission vom 28. Mai 

2019 (ABl. L 146 vom 5.6.2019, S. 3) 
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69. 32014 R 1152: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2014 der Kommission vom 4. Juni 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie für die Berechnung der 

Quote des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers der Belegenheitsort der 

wesentlichen Kreditrisikopositionen zu ermitteln ist (ABl. L 309 vom 30.10.2014, S. 5) 

 

70. 32014 R 1222: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1222/2014 der Kommission vom 8. Oktober 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Methode zur Bestimmung global 

systemrelevanter Institute und zur Festlegung der Teilkategorien global systemrelevanter 

Institute (ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 27), geändert durch: 

 

– 32016 R 1608: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1608 der Kommission vom 17. Mai 

2016 (ABl. L 240 vom 8.9.2016, S. 1) 

 

– 32021 R 0539: Delegierte Verordnung (EU) 2021/539 der Kommission vom 

11. Februar 2021 (ABl. L 108 vom 29.3.2021, S. 10) 

 

71. 32016 R 2070: Durchführungsverordnung (EU) 2016/2070 der Kommission vom 

14. September 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für Meldebögen, 

Begriffsbestimmungen und IT-Lösungen, die von Instituten für Meldungen an die 

Europäische Bankenaufsichtsbehörde und an zuständige Behörden gemäß Artikel 78 Absatz 2 

der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zu verwenden sind 

(ABl. L 328 vom 2.12.2016, S. 1), geändert durch: 

 

– 32017 R 1486: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1486 der Kommission vom 

10. Juli 2017 (ABl. L 225 vom 31.8.2017, S. 1) 
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– 32019 R 0439: Durchführungsverordnung (EU) 2019/439 der Kommission vom 

15. Februar 2019 (ABl. L 90 vom 29.3.2019, S. 1) 

 

– 32018 R 0688: Durchführungsverordnung (EU) 2018/688 der Kommission vom 

23. März 2018 (ABl. L 124 vom 18.5.2018, S. 1) 

 

– 32021 R 1971: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1971 der Kommission vom 

13. September 2021 (ABl. L 412 vom 19.11.2021, S. 1) 

 

– 32021 R 2017: Durchführungsverordnung (EU) 2021/2017 der Kommission vom 

13. September 2021 (ABl. L 424 vom 26.11.2021, S. 1) 

 

– 32022 R 0951: Durchführungsverordnung (EU) 2022/951 der Kommission vom 24. Mai 

2022 (ABl. L 174 vom 30.6.2022, S. 1) 

 

72. 32017 R 0180: Delegierte Verordnung (EU) 2017/180 der Kommission vom 24. Oktober 

2016 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Normen für die 

Referenzportfoliobewertung und der Verfahren für die gemeinsame Nutzung der 

Bewertungen (ABl. L 29 vom 3.2.2017, S. 1) 

 

73. 32014 R 0524: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 524/2014 der Kommission vom 12. März 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, welche Informationen die 

zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemitgliedstaaten einander zur Verfügung 

stellen müssen (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 6) 
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74. 32014 R 0620: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 620/2014 der Kommission vom 4. Juni 

2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den 

Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden von Herkunfts- und 

Aufnahmemitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 172 vom 12.6.2014, S. 1) 

 

75. 32017 R 0461: Durchführungsverordnung (EU) 2017/461 der Kommission vom 16. März 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für gemeinsame Verfahren, 

Formulare und Muster für den Konsultationsprozess zwischen den jeweils zuständigen 

Behörden bei dem geplanten Erwerb einer qualifizierten Beteiligung an einem Kreditinstitut 

gemäß Artikel 24 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 72 vom 17.3.2017, S. 57) 

 

76. 32022 R 2580: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2580 der Kommission vom 17. Juni 2022 

zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf technische Regulierungsstandards zu den im Antrag auf Zulassung als 

Kreditinstitut zu übermittelnden Informationen und zur Präzisierung möglicher Hindernisse 

für die ordnungsgemäße Wahrnehmung von Aufsichtsfunktionen durch die zuständigen 

Behörden (ABl. L 335 vom 29.12.2022, S. 64) 

 

77. 32022 R 2581: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2581 der Kommission vom 20. Juni 

2022 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der 

Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 

Übermittlung von Angaben in Anträgen auf Zulassung als Kreditinstitut (ABl. L 335 vom 

29.12.2022, S. 86) 
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78. 32009 L 0110: Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. September 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-

Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur 

Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7), geändert durch: 

 

– 32015 L 2366: Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. November 2015 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35) 

 

79. 31998 L 0026: Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 

1998 über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und  

-abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45), geändert durch: 

 

– 32009 L 0044: Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

6. Mai 2009 (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37) 

 

– 32012 R 0648: Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 4. Juli 2012 (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1) 

 

– 32010 L 0078: Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. November 2010 (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120) 

 

– 32014 R 0909: Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Juli 2014 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1) 
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– 32019 L 0879: Richtlinie (EU) 2019/879 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2019 (ABl. L 150 vom 7.6.2019, S. 296) 

 

80. 32001 L 0024: Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. April 2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 

5.5.2001, S. 15), geändert durch: 

 

– 32014 L 0059: Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) 

 

81. 32015 L 2366: Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der 

Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 

Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 23.12.2015, 

S. 35) 

 

82. 32017 R 2055: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2055 der Kommission vom 23. Juni 2017 

zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für die Zusammenarbeit und den 

Informationsaustausch zwischen zuständigen Behörden im Zusammenhang mit der Ausübung 

des Niederlassungsrechts oder des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr durch 

Zahlungsinstitute (ABl. L 294 vom 11.11.2017, S. 1) 
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83. 32018 R 0389: Delegierte Verordnung (EU) 2018/389 der Kommission vom 27. November 

2017 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für eine starke Kundenauthentifizierung und 

für sichere offene Standards für die Kommunikation (ABl. L 69 vom 13.3.2018, S. 23), 

geändert durch: 

 

– 32022 R 2360: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2360 der Kommission vom 3. August 

2022 (ABl. L 312 vom 5.12.2022, S. 1) 

 

84. 32019 R 0410: Durchführungsverordnung (EU) 2019/410 der Kommission vom 

29. November 2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die 

Einzelheiten und die Struktur der Angaben, die der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde 

nach der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates von den 

zuständigen Behörden im Bereich Zahlungsdienste zu übermitteln sind (ABl. L 73 vom 

15.3.2019, S. 20) 

 

85. 32019 R 0411: Delegierte Verordnung (EU) 2019/411 der Kommission vom 29. November 

2018 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der technischen Anforderungen 

für die Entwicklung, den Betrieb und die Führung des elektronischen zentralen Registers im 

Bereich der Zahlungsdienste und für den Zugang zu den darin enthaltenen Angaben (ABl. 

L 73 vom 15.3.2019, S. 84) 

 

86. 32020 R 1423: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1423 der Kommission vom 14. März 2019 

zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für Kriterien für die Benennung zentraler 

Kontaktstellen auf dem Gebiet der Zahlungsdienste und die Aufgaben dieser zentralen 

Kontaktstellen (ABl. L 328 vom 9.10.2020, S. 1) 
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87. 32021 R 1722: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1722 der Kommission vom 18. Juni 2021 

zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Rahmenbedingungen für die 

Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden des 

Herkunfts- und des Aufnahmemitgliedstaats im Zusammenhang mit der Beaufsichtigung von 

Zahlungsinstituten und E-Geld-Instituten, die grenzüberschreitend Zahlungsdienste erbringen 

(ABl. L 343 vom 28.9.2021, S. 1) 

 

88. 32014 L 0092: Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Juli 2014 über die Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von 

Zahlungskonten und den Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen (ABl. 

L 257 vom 28.8.2014, S. 214) 

 

89. 32018 R 0032: Delegierte Verordnung (EU) 2018/32 der Kommission vom 28. September 

2017 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für die standardisierte Unionsterminologie für die 

repräsentativsten mit einem Zahlungskonto verbundenen Dienste (ABl. L 6 vom 11.1.2018, 

S. 3) 

 

90. 32018 R 0033: Durchführungsverordnung (EU) 2018/33 der Kommission vom 28. September 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das standardisierte Format für 

die Präsentation der Entgeltaufstellung und des betreffenden gemeinsamen Symbols gemäß 

der Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 6 vom 

11.1.2018, S. 26) 

 

91. 32018 R 0034: Durchführungsverordnung (EU) 2018/34 der Kommission vom 28. September 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das standardisierte Format für 

die Entgeltinformation und des betreffenden gemeinsamen Symbols gemäß der 

Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 6 vom 11.1.2018, 

S. 37) 
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92. 32017 R 2401: Verordnung (EU) 2017/2401 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über 

Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen (ABl. L 347 vom 

28.12.2017, S. 1) 

 

 

ABSCHNITT B 

 

AUFSICHTSRECHTLICHE VERPFLICHTUNGEN UND VORSCHRIFTEN 

 

93. 32014 L 0049: Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149) 

 

94. 32014 L 0059: Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von 

Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 

Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 

2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 

(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 

S. 190), geändert durch: 

 

– 32017 L 2399: Richtlinie (EU) 2017/2399 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 12. Dezember 2017 (ABl. L 345 vom 27.12.2017, S. 96) 

 

– 32019 L 2162: Richtlinie (EU) 2019/2162 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. November 2019 (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 29) 

 

– 32019 L 0879: Richtlinie (EU) 2019/879 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2019 (ABl. L 150 vom 7.6.2019, S. 296) 
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95. 32015 R 0063: Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Abwicklungsfinanzierungsmechanismen (ABl. 

L 11 vom 17.1.2015, S. 44), geändert durch: 

 

– 32016 R 1434: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1434 der Kommission vom 

14. Dezember 2015 (ABl. L 233 vom 30.8.2016, S. 1) 

 

96. 32016 R 0860: Delegierte Verordnung (EU) 2016/860 der Kommission vom 4. Februar 2016 

zur Präzisierung der Umstände, unter denen ein Ausschluss aus dem Anwendungsbereich der 

Herabschreibungs- oder Umwandlungsbefugnisse gemäß Artikel 44 Absatz 3 der 

Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines 

Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen 

erforderlich ist (ABl. L 144 vom 1.6.2016, S. 11) 

 

97. 32016 R 1075: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1075 der Kommission vom 23. März 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards, in denen der Inhalt von Sanierungsplänen, 

Abwicklungsplänen und Gruppenabwicklungsplänen, die Mindestkriterien, anhand deren die 

zuständige Behörde Sanierungs- und Gruppensanierungspläne zu bewerten hat, die 

Voraussetzungen für gruppeninterne finanzielle Unterstützung, die Anforderungen an die 

Unabhängigkeit der Bewerter, die vertragliche Anerkennung von Herabschreibungs- und 

Umwandlungsbefugnissen, die Verfahren und Inhalte von Mitteilungen und 

Aussetzungsbekanntmachungen und die konkrete Arbeitsweise der Abwicklungskollegien 

festgelegt wird (ABl. L 184 vom 8.7.2016, S. 1) 
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98. 32016 R 1400: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1400 der Kommission vom 10. Mai 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Mindestbestandteile eines 

Reorganisationsplans und des Mindestinhalts der Berichte über die Fortschritte bei der 

Durchführung eines Reorganisationsplans (ABl. L 228 vom 23.8.2016, S. 1) 

 

99. 32016 R 1450: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1450 der Kommission vom 23. Mai 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Kriterien im Zusammenhang mit der 

Methode zur Festlegung der Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige 

Verbindlichkeiten (ABl. L 237 vom 3.9.2016, S. 1) 

 

100. 32016 R 0911: Durchführungsverordnung (EU) 2016/911 der Kommission vom 9. Juni 2016 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zu Form und Inhalt der Beschreibung von 

Vereinbarungen über gruppeninterne finanzielle Unterstützung gemäß der 

Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung eines 

Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (ABl. 

L 153 vom 10.6.2016, S. 25) 

 

101. 32016 R 1712: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1712 der Kommission vom 7. Juni 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und 

Wertpapierfirmen im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Spezifizierung einer 

Mindestauswahl der in die detaillierten Aufzeichnungen aufzunehmenden Angaben zu 

Finanzkontrakten und der Umstände, unter denen die Anforderung aufzuerlegen ist (ABl. 

L 258 vom 24.9.2016, S. 1) 
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102. 32016 R 0778: Delegierte Verordnung (EU) 2016/778 der Kommission vom 2. Februar 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf die Umstände und Bedingungen, unter denen die Entrichtung von 

außerordentlichen nachträglich erhobenen Beiträgen teilweise oder vollständig aufgeschoben 

werden kann, und auf die Kriterien für die Bestimmung der Tätigkeiten, Dienstleistungen und 

Geschäfte im Zusammenhang mit „kritischen Funktionen“ und zur Präzisierung der Kriterien 

für die Bestimmung der Geschäftsbereiche und damit verbundenen Dienste im 

Zusammenhang mit den Kerngeschäftsbereichen (ABl. L 131 vom 20.5.2016, S. 41) 

 

103. 32016 R 1401: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1401 der Kommission vom 23. Mai 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und 

Wertpapierfirmen im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für Methoden und 

Grundsätze der Bewertung von aus Derivaten entstehenden Verbindlichkeiten (ABl. L 228 

vom 23.8.2016, S. 7) 

 

104. 32017 R 0867: Delegierte Verordnung (EU) 2017/867 der Kommission vom 7. Februar 2017 

über die bei partiellen Vermögensübertragungen nach Artikel 76 der Richtlinie 2014/59/EU 

des Europäischen Parlaments und des Rates zu schützenden Kategorien von Vereinbarungen 

(ABl. L 131 vom 20.5.2017, S. 15) 

 

105. 32021 R 0622: Durchführungsverordnung (EU) 2021/622 der Kommission vom 15. April 

2021 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der 

Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 

einheitliche Meldebögen, Anweisungen und Methoden für die Meldung der 

Mindestanforderung an Eigenmittel und berücksichtigungsfähige Verbindlichkeiten (ABl. 

L 131 vom 16.4.2021, S. 123) 
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106. 32018 R 0344: Delegierte Verordnung (EU) 2018/344 der Kommission vom 14. November 

2017 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Kriterien für die 

Methoden zur Bewertung einer unterschiedlichen Behandlung bei der Abwicklung (ABl. L 67 

vom 9.3.2018, S. 3) 

 

107. 32018 R 0345: Delegierte Verordnung (EU) 2018/345 der Kommission vom 14. November 

2017 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Kriterien im Zusammenhang mit 

der Methode zur Bewertung der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten von Instituten oder 

Unternehmen (ABl. L 67 vom 9.3.2018, S. 8) 

 

108. 32018 R 1624: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1624 der Kommission vom 23. Oktober 

2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf Verfahren, 

Standardformulare und Meldebögen für die Bereitstellung von Informationen für die 

Erstellung von Abwicklungsplänen für Kreditinstitute und Wertpapierfirmen gemäß der 

Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 

Durchführungsverordnung (EU) 2016/1066 der Kommission (ABl. L 277 vom 7.11.2018, 

S. 1), geändert durch: 

 

– 32022 R 0365: Durchführungsverordnung (EU) 2022/365 der Kommission vom 3. März 

2022 (ABl. L 69 vom 4.3.2022, S. 60) 

 

109. 32019 R 0348: Delegierte Verordnung (EU) 2019/348 der Kommission vom 25. Oktober 

2018 zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Kriterien, anhand deren die 

Auswirkungen eines Institutsausfalls auf die Finanzmärkte, auf andere Institute und auf die 

Finanzierungsbedingungen zu bewerten sind (ABl. L 63 vom 4.3.2019, S. 1) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 56 

110. 32021 R 1751: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1751 der Kommission vom 1. Oktober 

2021 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der 

Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 

einheitliche Formate und Meldebögen für Mitteilungen über eine festgestellte 

Undurchführbarkeit der Aufnahme einer vertraglichen Anerkennung von Herabschreibungs- 

und Umwandlungsbefugnissen (ABl. L 349 vom 4.10.2021, S. 5) 

 

111. 32021 R 1118: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1118 der Kommission vom 26. März 2021 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Methode zur Abschätzung der 

Anforderung nach Artikel 104a der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates und der kombinierten Kapitalpufferanforderung für Abwicklungseinheiten auf 

konsolidierter Basis auf Ebene der Abwicklungsgruppe, sofern die Abwicklungsgruppe nicht 

selbst den Anforderungen nach jener Richtlinie unterliegt (ABl. L 241 vom 8.7.2021, S. 1) 

 

112. 32021 R 1340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1340 der Kommission vom 22. April 2021 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung des Inhalts der Vertragsklausel über die 

Anerkennung von Befugnissen zur Aussetzung bei der Abwicklung (ABl. L 292 vom 

16.8.2021, S. 1) 

 

113. 32021 R 0023: Verordnung (EU) 2021/23 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Dezember 2020 über einen Rahmen für die Sanierung und Abwicklung zentraler 

Gegenparteien und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1095/2010, (EU) Nr. 648/2012, 

(EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 806/2014 und (EU) 2015/2365 sowie der 

Richtlinien 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2007/36/EG, 2014/59/EU und (EU) 2017/1132 (ABl. 

L 22 vom 22.1.2021, S. 1) 
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114. 32019 L 2034: Richtlinie (EU) 2019/2034 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. November 2019 über die Beaufsichtigung von Wertpapierfirmen und zur Änderung der 

Richtlinien 2002/87/EG, 2009/65/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU und 

2014/65/EU (ABl. L 314 vom 5.12.2019, S. 64) 

 

115. 32014 R 0806: Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen 

Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im 

Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen 

Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 225 

vom 30.7.2014, S. 1) 

 

 

ABSCHNITT C 

 

BEAUFSICHTIGUNG UND ABSCHLÜSSE 

 

116. 31986 L 0635: Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den 

Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten 

(ABl. L 372 vom 31.12.1986, S. 1), geändert durch: 

 

– 32001 L 0065: Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. September 2001 (ABl. L 283 vom 27.10.2001, S. 28) 

 

– 32003 L 0051: Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Juni 2003 (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16) 
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– 32006 L 0046: Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Juni 2006 (ABl. L 224 vom 16.8.2006, S. 1) 

 

Es gelten die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 festgelegten 

Übergangsregelungen für Slowenien (Anhang XIII Kapitel 3 Nummer 1). 

 

117. 31989 L 0117: Richtlinie 89/117/EWG des Rates vom 13. Februar 1989 über die Pflichten der 

in einem Mitgliedstaat eingerichteten Zweigniederlassungen von Kreditinstituten und 

Finanzinstituten mit Sitz außerhalb dieses Mitgliedstaats zur Offenlegung von 

Jahresabschlussunterlagen (ABl. L 44 vom 16.2.1989, S. 40) 

 

118. 32015 L 0849: Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche 

und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission 

(ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73), geändert durch: 

 

– 32018 L 0843: Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30. Mai 2018 (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 43) 

 

119. 32015 R 0847: Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) 
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120. 32016 R 1675: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission vom 14. Juli 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch Ermittlung von Drittländern mit hohem Risiko, die strategische Mängel aufweisen 

(ABl. L 254 vom 20.9.2016, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 R 0105: Delegierte Verordnung (EU) 2018/105 der Kommission vom 

27. Oktober 2017 (ABl. L 19 vom 24.1.2018, S. 1) 

 

– 32018 R 0212: Delegierte Verordnung (EU) 2018/212 der Kommission vom 

13. Dezember 2017 (ABl. L 41 vom 14.2.2018, S. 4) 

 

– 32018 R 1467: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1467 der Kommission vom 27. Juli 

2018 (ABl. L 246 vom 2.10.2018, S. 1) 

 

– 32020 R 0855: Delegierte Verordnung (EU) 2020/855 der Kommission vom 7. Mai 

2020 (ABl. L 195 vom 19.6.2020, S. 1) 

 

– 32021 R 0037: Delegierte Verordnung (EU) 2021/37 der Kommission vom 

7. Dezember 2020 (ABl. L 14 vom 18.1.2021, S. 1) 

 

– 32022 R 0229: Delegierte Verordnung (EU) 2022/229 der Kommission vom 7. Januar 

2022 (ABl. L 39 vom 21.2.2022, S. 4) 

 

– 32023 R 0410: Delegierte Verordnung (EU) 2023/410 der Kommission vom 

19. Dezember 2022 (ABl. L 59 vom 24.2.2023, S. 3) 
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121. 32018 R 1108: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1108 der Kommission vom 7. Mai 2018 zur 

Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Kriterien für die Benennung zentraler 

Kontaktstellen für E-Geld-Emittenten und Zahlungsdienstleister sowie ihrer Aufgaben (ABl. 

L 203 vom 10.8.2018, S. 2) 

 

122. 32019 R 0758: Delegierte Verordnung (EU) 2019/758 der Kommission vom 31. Januar 2019 

zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für die von Kredit- und Finanzinstituten zur 

Minderung des Risikos von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in bestimmten 

Drittländern mindestens zu treffenden Maßnahmen und die Art zusätzlich zu treffender 

Maßnahmen (ABl. L 125 vom 14.5.2019, S. 4) 

 

123. 32021 R 0369: Durchführungsverordnung (EU) 2021/369 der Kommission vom 1. März 2021 

zur Festlegung technischer Spezifikationen und Verfahren für das System der Vernetzung 

zentraler Register gemäß Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 71 vom 2.3.2021, S. 11) 

 

124. 32008 D 0961: Entscheidung 2008/961/EG der Kommission vom 12. Dezember 2008 über 

die Verwendung der nationalen Rechnungslegungsgrundsätze bestimmter Drittländer und der 

International Financial Reporting Standards durch Wertpapieremittenten aus Drittländern bei 

der Erstellung ihrer konsolidierten Abschlüsse (ABl. L 340 vom 19.12.2008, S. 112), geändert 

durch: 

 

– 32012 D 0194: Durchführungsbeschluss 2012/194/EU der Kommission vom 11. April 

2012 (ABl. L 103 vom 13.4.2012, S. 49) 

 

– 32015 D 1612: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/1612 der Kommission vom 

23. September 2015 (ABl. L 249 vom 25.9.2015, S. 26) 
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KAPITEL 3 

 

BÖRSE UND WERTPAPIERMÄRKTE 

 

 

ABSCHNITT A 

 

AMTLICHE NOTIERUNG UND TRANSAKTIONEN 

 

1. 32001 L 0034: Richtlinie 2001/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

28. Mai 2001 über die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Börsennotierung und über 

die hinsichtlich dieser Wertpapiere zu veröffentlichenden Informationen (ABl. L 184 vom 

6.7.2001, S. 1), geändert durch: 

 

– 32003 L 0071: Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. November 2003 (ABl. L 345 vom 31.12.2003, S. 64) 

 

– 32005 L 0001: Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

9. März 2005 (ABl. L 79 vom 24.3.2005, S. 9) 

 

– 32004 L 0109: Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Dezember 2004 (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 38) 
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2. 32014 R 0596: Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur 

Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der 

Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom 

12.6.2014, S. 1), geändert durch: 

 

– 32016 R 1011: Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 8. Juni 2016 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1) 

 

– 32019 R 2115: Verordnung (EU) 2019/2115 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. November 2019 (ABl. L 320 vom 11.12.2019, S. 1) 

 

3. 32015 L 2392: Durchführungsrichtlinie (EU) 2015/2392 der Kommission vom 17. Dezember 

2015 zur Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Meldung tatsächlicher oder möglicher Verstöße gegen diese Verordnung 

(ABl. L 332 vom 18.12.2015, S. 126) 

 

4. 32022 R 1210: Durchführungsverordnung (EU) 2022/1210 der Kommission vom 13. Juli 

2022 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Verordnung 

(EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf das Format 

der Insiderlisten und deren Aktualisierungen (ABl. L 187 vom 14.7.2022, S. 23) 

 

5. 32016 R 0378: Durchführungsverordnung (EU) 2016/378 der Kommission vom 11. März 

2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den Zeitplan, das 

Format und Muster für die Übermittlung der Meldungen an die zuständigen Behörden gemäß 

Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 72 vom 

17.3.2016, S. 1) 
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6. 32016 R 0522: Delegierte Verordnung (EU) 2016/522 der Kommission vom 17. Dezember 

2015 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf eine Ausnahme für bestimmte öffentliche Stellen und 

Zentralbanken von Drittstaaten, die Indikatoren für Marktmanipulation, die Schwellenwerte 

für die Offenlegung, die zuständige Behörde, der ein Aufschub zu melden ist, die Erlaubnis 

zum Handel während eines geschlossenen Zeitraums und die Arten meldepflichtiger 

Eigengeschäfte von Führungskräften (ABl. L 88 vom 5.4.2016, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 0461: Delegierte Verordnung (EU) 2019/461 der Kommission vom 30. Januar 

2019 (ABl. L 80 vom 22.3.2019, S. 10) 

 

7. 32016 R 0523: Durchführungsverordnung (EU) 2016/523 der Kommission vom 10. März 

2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Format und die 

Vorlage für die Meldung und öffentliche Bekanntgabe der Eigengeschäfte von 

Führungskräften gemäß Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 88 vom 5.4.2016, S. 19) 

 

8. 32016 R 0908: Delegierte Verordnung (EU) 2016/908 der Kommission vom 26. Februar 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die Kriterien, das Verfahren und die 

Anforderungen für die Festlegung einer zulässigen Marktpraxis und die Anforderungen an 

ihre Beibehaltung, Beendigung oder Änderung der Bedingungen für ihre Zulässigkeit (ABl. 

L 153 vom 10.6.2016, S. 3) 

 

9. 32016 R 0909: Delegierte Verordnung (EU) 2016/909 der Kommission vom 1. März 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für den Inhalt der Meldungen, die den 

zuständigen Behörden zu übermitteln sind, sowie für die Zusammenstellung, 

Veröffentlichung und Pflege der Liste der Meldungen (ABl. L 153 vom 10.6.2016, S. 13) 
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10. 32016 R 0957: Delegierte Verordnung (EU) 2016/957 der Kommission vom 9. März 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die geeigneten Regelungen, Systeme 

und Verfahren sowie Mitteilungsmuster zur Vorbeugung, Aufdeckung und Meldung von 

Missbrauchspraktiken oder verdächtigen Aufträgen oder Geschäften (ABl. L 160 vom 

17.6.2016, S. 1) 

 

11. 32016 R 0958: Delegierte Verordnung (EU) 2016/958 der Kommission vom 9. März 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf die technischen Regulierungsstandards für die technischen Modalitäten für 

die objektive Darstellung von Anlageempfehlungen oder anderen Informationen mit 

Empfehlungen oder Vorschlägen zu Anlagestrategien sowie für die Offenlegung bestimmter 

Interessen oder Anzeichen für Interessenkonflikte (ABl. L 160 vom 17.6.2016, S. 15) 

 

12. 32016 R 0959: Durchführungsverordnung (EU) 2016/959 der Kommission vom 17. Mai 2016 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für Marktsondierungen in Bezug auf die 

von offenlegenden Marktteilnehmern zu nutzenden Systeme und Mitteilungsmuster und das 

Format der Aufzeichnungen gemäß Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 160 vom 17.6.2016, S. 23) 

 

13. 32016 R 0960: Delegierte Verordnung (EU) 2016/960 der Kommission vom 17. Mai 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für angemessene Regelungen, Systeme und 

Verfahren für offenlegende Marktteilnehmer bei der Durchführung von Marktsondierungen 

(ABl. L 160 vom 17.6.2016, S. 29) 
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14. 32016 R 1052: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1052 der Kommission vom 8. März 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die auf Rückkaufprogramme und 

Stabilisierungsmaßnahmen anwendbaren Bedingungen (ABl. L 173 vom 30.6.2016, S. 34) 

 

15. 32016 R 1055: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1055 der Kommission vom 29. Juni 

2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards hinsichtlich der technischen Mittel 

für die angemessene Bekanntgabe von Insiderinformationen und für den Aufschub der 

Bekanntgabe von Insiderinformationen gemäß Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 30.6.2016, S. 47) 

 

16. 32017 R 1158: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1158 der Kommission vom 29. Juni 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Verfahren und 

Formen des Informationsaustauschs der zuständigen Behörden mit der Europäischen 

Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde im Sinne des Artikels 33 der Verordnung (EU) 

Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 167 vom 30.6.2017, S. 22) 

 

17. 32018 R 0292: Durchführungsverordnung (EU) 2018/292 der Kommission vom 26. Februar 

2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf Verfahren und 

Formulare für Informationsaustausch und Amtshilfe zwischen zuständigen Behörden gemäß 

der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Marktmissbrauch (ABl. L 55 vom 27.2.2018, S. 34) 

 

18. 32020 R 1406: Durchführungsverordnung (EU) 2020/1406 der Kommission vom 2. Oktober 

2020 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf Verfahren und 

Formulare für Informationsaustausch und Zusammenarbeit zwischen zuständigen Behörden, 

ESMA, Kommission und anderen Stellen gemäß Artikel 24 Absatz 2 und Artikel 25 der 

Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Marktmissbrauch (ABl. L 325 vom 7.10.2020, S. 7) 
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19. 32017 R 1129: Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Juni 2017 über den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei 

deren Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und zur 

Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG (ABl. L 168 vom 30.6.2017, S. 12), geändert durch: 

 

– 32019 R 2115: Verordnung (EU) 2019/2115 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. November 2019 (ABl. L 320 vom 11.12.2019, S. 1) 

 

– 32021 R 0337: Verordnung (EU) 2021/337 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2021 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 1) 

 

20. 32019 R 0979: Delegierte Verordnung (EU) 2019/979 der Kommission vom 14. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für wesentliche Finanzinformationen in der 

Zusammenfassung des Prospekts, die Veröffentlichung und Klassifizierung von Prospekten, 

die Werbung für Wertpapiere, Nachträge zum Prospekt und das Notifizierungsportal und zur 

Aufhebung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 382/2014 der Kommission und der 

Delegierten Verordnung (EU) 2016/301 der Kommission (ABl. L 166 vom 21.6.2019, S. 1), 

geändert durch: 

 

– 32020 R 1272: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1272 der Kommission vom 4. Juni 

2020 (ABl. L 300 vom 14.9.2020, S. 1) 
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21. 32019 R 0980: Delegierte Verordnung (EU) 2019/980 der Kommission vom 14. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Aufmachung, des Inhalts, der Prüfung und der Billigung des Prospekts, der 

beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem 

geregelten Markt zu veröffentlichen ist, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 809/2004 der Kommission (ABl. L 166 vom 21.6.2019, S. 26), geändert durch: 

 

– 32020 R 1273: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1273 der Kommission vom 4. Juni 

2020 (ABl. L 300 vom 14.9.2020, S. 6) 

 

22. 32021 R 0528: Delegierte Verordnung (EU) 2021/528 der Kommission vom 16. Dezember 

2020 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des 

Rates im Hinblick auf die Mindestinformationen des Dokuments, das der Öffentlichkeit bei 

einer Ausnahme von der Prospektpflicht im Zusammenhang mit einer Übernahme im Wege 

eines Tauschangebots, einer Verschmelzung oder einer Spaltung zur Verfügung zu stellen ist 

(ABl. L 106 vom 26.3.2021, S. 32) 

 

23. 32004 L 0109: Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Dezember 2004 zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug auf 

Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt 

zugelassen sind, und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG (ABl. L 390 vom 21.12.2004, 

S. 38), geändert durch: 

 

– 32010 L 0073: Richtlinie 2010/73/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. November 2010 (ABl. L 327 vom 11.12.2010, S. 1) 

 

– 32010 L 0078: Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. November 2010 (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120) 
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– 32013 L 0050: Richtlinie 2013/50/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Oktober 2013 (ABl. L 294 vom 6.11.2013, S. 13) 

 

– 32021 R 0337: Verordnung (EU) 2021/337 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2021 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 1) 

 

24. 32007 L 0014: Richtlinie 2007/14/EG der Kommission vom 8. März 2007 mit 

Durchführungsbestimmungen zu bestimmten Vorschriften der Richtlinie 2004/109/EG zur 

Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, 

deren Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen sind (ABl. L 69 vom 

9.3.2007, S. 27), geändert durch: 

 

– 32013 L 0050: Richtlinie 2013/50/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Oktober 2013 (ABl. L 294 vom 6.11.2013, S. 13) 

 

25. 32015 R 0761: Delegierte Verordnung (EU) 2015/761 der Kommission vom 17. Dezember 

2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf bestimmte technische Regulierungsstandards für bedeutende Beteiligungen 

(ABl. L 120 vom 13.5.2015, S. 2) 

 

26. 32016 R 1437: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1437 der Kommission vom 19. Mai 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf technische Regulierungsstandards für den Zugang zu vorgeschriebenen 

Informationen auf Unionsebene (ABl. L 234 vom 31.8.2016, S. 1) 
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27. 32019 R 0815: Delegierte Verordnung (EU) 2019/815 der Kommission vom 17. Dezember 

2018 zur Ergänzung der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Spezifikation eines einheitlichen 

elektronischen Berichtsformats (ABl. L 143 vom 29.5.2019, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 2100: Delegierte Verordnung (EU) 2019/2100 der Kommission vom 

30. September 2019 (ABl. L 326 vom 16.12.2019, S. 1) 

 

– 32020 R 1989: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1989 der Kommission vom 

6. November 2020 (ABl. L 429 vom 18.12.2020, S. 1) 

 

– 32022 R 0352: Delegierte Verordnung (EU) 2022/352 der Kommission vom 

29. November 2021 (ABl. L 77 vom 7.3.2022, S. 1) 

 

– 32022 R 2553: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2553 der Kommission vom 

21. September 2022 (ABl. L 339 vom 30.12.2022, S. 1) 

 

28. 32007 R 1569: Verordnung (EG) Nr. 1569/2007 der Kommission vom 21. Dezember 2007 

über die Einrichtung eines Mechanismus zur Festlegung der Gleichwertigkeit der von 

Drittstaatemittenten angewandten Rechnungslegungsgrundsätze gemäß den 

Richtlinien 2003/71/EG und 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 340 vom 22.12.2007, S. 66), geändert durch: 

 

– 32012 R 0310: Delegierte Verordnung (EU) 310/2012 der Kommission vom 

21. Dezember 2011 (ABl. L 103 vom 13.4.2012, S. 11) 
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– 32015 R 1605: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1605 der Kommission vom 12. Juni 

2015 (ABl. L 249 vom 25.9.2015, S. 3) 

 

29. 32012 R 0236: Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. März 2012 über Leerverkäufe und bestimmte Aspekte von Credit Default Swaps 

(ABl. L 86 vom 24.3.2012, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 R 0909: Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Juli 2014 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1) 

 

– 32022 R 0027: Delegierte Verordnung (EU) 2022/27 der Kommission vom 

27. September 2021 (ABl. L 6 vom 11.1.2022, S. 9) 

 

30. 32012 R 0826: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 826/2012 der Kommission vom 29. Juni 

2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Melde- und 

Offenlegungspflichten in Bezug auf Netto-Leerverkaufspositionen, die Einzelheiten der in 

Bezug auf Netto-Leerverkaufspositionen an die Europäische Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde zu übermittelnden Informationen und die Methode zur Berechnung 

des Umsatzes zwecks Ermittlung der unter die Ausnahmeregelung fallenden Aktien (ABl. 

L 251 vom 18.9.2012, S. 1) 
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31. 32012 R 0827: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 827/2012 der Kommission vom 29. Juni 

2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf die Verfahren für die 

Offenlegung von Nettopositionen in Aktien gegenüber der Öffentlichkeit, das Format, in dem 

der Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde Informationen zu Netto-

Leerverkaufspositionen zu übermitteln sind, die Arten von Vereinbarungen, Zusagen und 

Maßnahmen, die angemessen gewährleisten, dass Aktien oder öffentliche Schuldtitel für die 

Abwicklung des Geschäfts verfügbar sind, und die Daten, zu denen die Ermittlung des 

Haupthandelsplatzes einer Aktie erfolgt, sowie den Zeitraum, auf den sich die betreffende 

Berechnung bezieht, gemäß der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europäischen Parlaments 

und des Rates über Leerverkäufe und bestimmte Aspekte von Credit Default Swaps (ABl. 

L 251 vom 18.9.2012, S. 11) 

 

32. 32012 R 0918: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 918/2012 der Kommission vom 5. Juli 2012 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Leerverkäufe und bestimmte Aspekte von Credit Default Swaps im Hinblick auf 

Begriffsbestimmungen, die Berechnung von Netto-Leerverkaufspositionen, gedeckte Credit 

Default Swaps auf öffentliche Schuldtitel, Meldeschwellen, Liquiditätsschwellen für die 

vorübergehende Aufhebung von Beschränkungen, signifikante Wertminderungen bei 

Finanzinstrumenten und ungünstige Ereignisse (ABl. L 274 vom 9.10.2012, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32015 R 0097: Delegierte Verordnung (EU) 2015/97 der Kommission vom 17. Oktober 

2014 (ABl. L 16 vom 23.1.2015, S. 22) 

 

33. 32012 R 0919: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 919/2012 der Kommission vom 5. Juli 2012 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Leerverkäufe und bestimmte Aspekte von Credit Default Swaps im Hinblick auf 

technische Regulierungsstandards für die Methode zur Berechnung der Wertminderung bei 

liquiden Aktien und anderen Finanzinstrumenten (ABl. L 274 vom 9.10.2012, S. 16) 
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ABSCHNITT B 

 

ORGANISMEN FÜR GEMEINSAME ANLAGEN  

IN WERTPAPIEREN (OGAW) 

 

34. 32009 L 0065: Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend 

bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABl. L 302 vom 

17.11.2009, S. 32), geändert durch: 

 

– 32011 L 0061: Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2011 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1) 

 

– 32013 L 0014: Richtlinie 2013/14/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. Mai 2013 (ABl. L 145 vom 31.5.2013, S. 1) 

 

– 32014 L 0091: Richtlinie 2014/91/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Juli 2014 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 186) 

 

– 32010 L 0078: Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. November 2010 (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120) 

 

– 32019 L 1160: Richtlinie (EU) 2019/1160 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Juni 2019 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 106) 
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– 32019 L 2162: Richtlinie (EU) 2019/2162 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. November 2019 (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 29) 

 

– 32021 L 2261: Richtlinie (EU) 2021/2261 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Dezember 2021 (ABl. L 455 vom 20.12.2021, S. 15) 

 

35. 32007 L 0016: Richtlinie 2007/16/EG der Kommission vom 19. März 2007 zur Durchführung 

der Richtlinie 85/611/EWG des Rates zur Koordinierung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in 

Wertpapieren (OGAW) im Hinblick auf die Erläuterung gewisser Definitionen (ABl. L 79 

vom 20.3.2007, S. 11) 

 

36. 32010 R 0583: Verordnung (EU) Nr. 583/2010 der Kommission vom 1. Juli 2010 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf die wesentlichen Informationen für den Anleger und die Bedingungen, die 

einzuhalten sind, wenn die wesentlichen Informationen für den Anleger oder der Prospekt auf 

einem anderen dauerhaften Datenträger als Papier oder auf einer Website zur Verfügung 

gestellt werden (ABl. L 176 vom 10.7.2010, S. 1) 

 

37. 32010 R 0584: Verordnung (EU) Nr. 584/2010 der Kommission vom 1. Juli 2010 zur 

Durchführung der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf Form und Inhalt des Standardmodells für das Anzeigeschreiben und die OGAW-

Bescheinigung, die Nutzung elektronischer Kommunikationsmittel durch die zuständigen 

Behörden für die Anzeige und die Verfahren für Überprüfungen vor Ort und Ermittlungen 

sowie für den Informationsaustausch zwischen zuständigen Behörden (ABl. L 176 vom 

10.7.2010, S. 16) 
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38. 32010 L 0043: Richtlinie 2010/43/EU der Kommission vom 1. Juli 2010 zur Durchführung 

der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf 

organisatorische Anforderungen, Interessenkonflikte, Wohlverhalten, Risikomanagement und 

den Inhalt der Vereinbarung zwischen Verwahrstelle und Verwaltungsgesellschaft (ABl. 

L 176 vom 10.7.2010, S. 42), geändert durch: 

 

– 32021 L 1270: Delegierte Richtlinie (EU) 2021/1270 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 141) 

 

39. 32010 L 0044: Richtlinie 2010/44/EU der Kommission vom 1. Juli 2010 zur Durchführung 

der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf 

Bestimmungen über Fondsverschmelzungen, Master-Feeder-Strukturen und das 

Anzeigeverfahren (ABl. L 176 vom 10.7.2010, S. 28) 

 

40. 32016 R 0438: Delegierte Verordnung (EU) 2016/438 der Kommission vom 17. Dezember 

2015 zur Ergänzung der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf die Pflichten der Verwahrstellen (ABl. L 78 vom 24.3.2016, S. 11), geändert 

durch: 

 

– 32018 R 1619: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1619 der Kommission vom 12. Juli 

2018 (ABl. L 271 vom 30.10.2018, S. 6) 

 

41. 32016 R 1212: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1212 der Kommission vom 25. Juli 

2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für Standardverfahren und -

formulare zur Übermittlung von Informationen im Einklang mit der Richtlinie 2009/65/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 199 vom 26.7.2016, S. 6) 
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ABSCHNITT C 

 

WERTPAPIERDIENSTLEISTUNGEN 

 

42. 31997 L 0009: Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 

1997 über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) 

 

Es gelten die Übergangsregelungen, die in den Anhängen zur Beitrittsakte vom 16. April 2003 

für Estland (Anhang VI, Kapitel 2, Nummer 2), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 2, 

Nummer 2), Litauen (Anhang IX, Kapitel 3, Nummer 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 2, 

Nummer 1), Polen (Anhang XII, Kapitel 3, Nummer 1), Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 3, 

Nummer 3) und die Slowakei (Anhang XIV, Kapitel 2) festgelegt sind. 

 

Es gelten die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 25. April 2005 festgelegten 

Übergangsregelungen für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 2) und Rumänien (Anhang VII, 

Kapitel 2). 

 

43. 32014 L 0065: Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der 

Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349), geändert 

durch: 

 

– 32016 L 1034: Richtlinie (EU) 2016/1034 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Juni 2016 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8) 

 

– 32014 R 0909: Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Juli 2014 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1) 
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– 32019 R 2115: Verordnung (EU) 2019/2115 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. November 2019 (ABl. L 320 vom 11.12.2019, S. 1) 

 

– 32020 L 1504: Richtlinie (EU) 2020/1504 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 7. Oktober 2020 (ABl. L 347 vom 20.10.2020, S. 50) 

 

– 32021 L 0338: Richtlinie (EU) 2021/338 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2021 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 14) 

 

44. 32014 R 0600: Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung 

(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84), geändert durch: 

 

– 32016 R 1033: Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 23. Juni 2016 (ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1) 

 

45. 32006 L 0073: Richtlinie 2006/73/EG der Kommission vom 10. August 2006 zur 

Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen 

für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für 

die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 26) 

 

46. 32006 R 1287: Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der Kommission vom 10. August 2006 zur 

Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

betreffend die Aufzeichnungspflichten für Wertpapierfirmen, die Meldung von Geschäften, 

die Markttransparenz, die Zulassung von Finanzinstrumenten zum Handel und bestimmte 

Begriffe im Sinne dieser Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 1) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 77 

47. 32016 R 0824: Durchführungsverordnung (EU) 2016/824 der Kommission vom 25. Mai 2016 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den Inhalt und das Format 

der Beschreibung der Funktionsweise multilateraler Handelssysteme und organisierter 

Handelssysteme sowie die Benachrichtigung der Europäischen Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates über Märkte für Finanzinstrumente (ABl. L 137 vom 26.5.2016, S. 10) 

 

48. 32016 R 2020: Delegierte Verordnung (EU) 2016/2020 der Kommission vom 26. Mai 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Märkte für Finanzinstrumente im Hinblick auf technische Regulierungsstandards 

für Kriterien zur Entscheidung über die Auferlegung der Handelspflicht für der 

Clearingpflicht unterliegende Derivate (ABl. L 313 vom 19.11.2016, S. 2) 

 

49. 32016 R 2021: Delegierte Verordnung (EU) 2016/2021 der Kommission vom 2. Juni 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Märkte für Finanzinstrumente im Hinblick auf technische Regulierungsstandards 

für den Zugang im Zusammenhang mit Referenzwerten (ABl. L 313 vom 19.11.2016, S. 6) 

 

50. 32016 R 2022: Delegierte Verordnung (EU) 2016/2022 der Kommission vom 14. Juli 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die zur Registrierung von Drittlandfirmen 

erforderlichen Angaben und das Format von Informationen für Kunden (ABl. L 313 vom 

19.11.2016, S. 11) 
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51. 32017 R 0565: Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. April 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in 

Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen 

für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für 

die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 1), geändert durch: 

 

– 32017 R 2294: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2294 der Kommission vom 

28. August 2017 (ABl. L 329 vom 13.12.2017, S. 4) 

 

– 32019 R 1011: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1011 der Kommission vom 

13. Dezember 2018 (ABl. L 165 vom 21.6.2019, S. 1) 

 

– 32021 R 0527: Delegierte Verordnung (EU) 2021/527 der Kommission vom 

15. Dezember 2020 (ABl. L 106 vom 26.3.2021, S. 30) 

 

– 32021 R 1253: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1253 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 1) 

 

– 32021 R 1254: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1254 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 6) 

 

52. 32017 R 0566: Delegierte Verordnung (EU) 2017/566 der Kommission vom 18. Mai 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards für das Verhältnis 

zwischen nicht ausgeführten Verträgen und Geschäften zur Verhinderung marktstörender 

Handelsbedingungen (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 84) 
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53. 32017 R 0567: Delegierte Verordnung (EU) 2017/567 der Kommission vom 18. Mai 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf Begriffsbestimmungen, Transparenz, Portfoliokomprimierung und 

Aufsichtsmaßnahmen zur Produktintervention und zu den Positionen (ABl. L 87 vom 

31.3.2017, S. 90) 

 

54. 32017 R 0568: Delegierte Verordnung (EU) 2017/568 der Kommission vom 24. Mai 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für die Zulassung von Finanzinstrumenten zum Handel an 

geregelten Märkten (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 117) 

 

55. 32017 R 0569: Delegierte Verordnung (EU) 2017/569 der Kommission vom 24. Mai 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für die Aussetzung des Handels und den Ausschluss von 

Finanzinstrumenten vom Handel (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 122) 

 

56. 32017 R 0570: Delegierte Verordnung (EU) 2017/570 der Kommission vom 26. Mai 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards zur Bestimmung des 

in Bezug auf die Liquidität maßgeblichen Markts hinsichtlich Benachrichtigungen über 

vorübergehende Handelseinstellungen (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 124) 
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57. 32017 R 0571: Delegierte Verordnung (EU) 2017/571 der Kommission vom 2. Juni 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für die Zulassung, die organisatorischen Anforderungen 

und die Veröffentlichung von Geschäften für Datenbereitstellungsdienste (ABl. L 87 vom 

31.3.2017, S. 126), geändert durch: 

 

– 32018 R 0063: Delegierte Verordnung (EU) 2018/63 der Kommission vom 

26. September 2017 (ABl. L 12 vom 17.1.2018, S. 2) 

 

58. 32017 R 0572: Delegierte Verordnung (EU) 2017/572 der Kommission vom 2. Juni 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Festlegung der angebotenen Vor- 

und Nachhandelsdaten und des Disaggregationsniveaus der Daten (ABl. L 87 vom 31.3.2017, 

S. 142) 

 

59. 32017 R 0573: Delegierte Verordnung (EU) 2017/573 der Kommission vom 6. Juni 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards für Anforderungen zur 

Sicherstellung gerechter und nichtdiskriminierender Kollokationsdienste und 

Gebührenstrukturen (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 145) 

 

60. 32017 R 0574: Delegierte Verordnung (EU) 2017/574 der Kommission vom 7. Juni 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für den Grad an Genauigkeit von im Geschäftsverkehr 

verwendeten Uhren (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 148) 
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61. 32017 R 0575: Delegierte Verordnung (EU) 2017/575 der Kommission vom 8. Juni 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards bezüglich der Daten, 

die Ausführungsplätze zur Qualität der Ausführung von Geschäften veröffentlichen müssen 

(ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 152) 

 

62. 32017 R 0576: Delegierte Verordnung (EU) 2017/576 der Kommission vom 8. Juni 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für die jährliche Veröffentlichung von Informationen durch 

Wertpapierfirmen zur Identität von Handelsplätzen und zur Qualität der Ausführung (ABl. 

L 87 vom 31.3.2017, S. 166) 

 

63. 32017 R 0577: Delegierte Verordnung (EU) 2017/577 der Kommission vom 13. Juni 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards für den 

Mechanismus zur Begrenzung des Volumens und die Bereitstellung von Informationen für 

Transparenz- und andere Berechnungen (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 174) 

 

64. 32017 R 0578: Delegierte Verordnung (EU) 2017/578 der Kommission vom 13. Juni 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards zur Angabe von 

Anforderungen an Market-Making-Vereinbarungen und -Systeme (ABl. L 87 vom 31.3.2017, 

S. 183) 
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65. 32017 R 0579: Delegierte Verordnung (EU) 2017/579 der Kommission vom 13. Juni 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards in Bezug 

auf unmittelbare, wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Derivatekontrakten 

innerhalb der Union und die Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten 

(ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 189) 

 

66. 32017 R 0580: Delegierte Verordnung (EU) 2017/580 der Kommission vom 24. Juni 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die Aufzeichnung einschlägiger Daten über 

Aufträge für Finanzinstrumente (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 193) 

 

67. 32017 R 0581: Delegierte Verordnung (EU) 2017/581 der Kommission vom 24. Juni 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für den Clearing-Zugang im Zusammenhang 

mit Handelsplätzen und zentralen Gegenparteien (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 212) 

 

68. 32017 R 0582: Delegierte Verordnung (EU) 2017/582 der Kommission vom 29. Juni 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Clearingpflicht für über 

geregelte Märkte gehandelte Derivate und Zeitrahmen für die Annahme zum Clearing (ABl. 

L 87 vom 31.3.2017, S. 224) 
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69. 32017 R 0583: Delegierte Verordnung (EU) 2017/583 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards zu den 

Transparenzanforderungen für Handelsplätze und Wertpapierfirmen in Bezug auf Anleihen, 

strukturierte Finanzprodukte, Emissionszertifikate und Derivate (ABl. L 87 vom 31.3.2017, 

S. 229), geändert durch: 

 

– 32021 R 0529: Delegierte Verordnung (EU) 2021/529 der Kommission vom 

18. Dezember 2020 (ABl. L 106 vom 26.3.2021, S. 47) 

 

– 32022 R 0629: Delegierte Verordnung (EU) 2022/629 der Kommission vom 12. Januar 

2022 (ABl. L 115 I vom 13.4.2022, S. 1) 

 

70. 32017 R 0584: Delegierte Verordnung (EU) 2017/584 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung der organisatorischen Anforderungen an 

Handelsplätze (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 350) 

 

71. 32017 R 0585: Delegierte Verordnung (EU) 2017/585 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Datenstandards und -formate für die 

Referenzdaten für Finanzinstrumente und die technischen Maßnahmen in Bezug auf die von 

der ESMA und den zuständigen Behörden zu treffenden Vorkehrungen (ABl. L 87 vom 

31.3.2017, S. 368) 
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72. 32017 R 0586: Delegierte Verordnung (EU) 2017/586 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für den Informationsaustausch zwischen den zuständigen 

Behörden im Rahmen der Zusammenarbeit bei der Überwachung, bei Überprüfungen vor Ort 

und bei Ermittlungen (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 382) 

 

73. 32017 R 0587: Delegierte Verordnung (EU) 2017/587 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards mit 

Transparenzanforderungen für Handelsplätze und Wertpapierfirmen in Bezug auf Aktien, 

Aktienzertifikate, börsengehandelte Fonds, Zertifikate und andere vergleichbare 

Finanzinstrumente und mit Ausführungspflichten in Bezug auf bestimmte Aktiengeschäfte an 

einem Handelsplatz oder über einen systematischen Internalisierer (ABl. L 87 vom 31.3.2017, 

S. 387), geändert durch: 

 

– 32019 R 0442: Delegierte Verordnung (EU) 2019/442 der Kommission vom 

12. Dezember 2018 (ABl. L 77 vom 20.3.2019, S. 56) 

 

74. 32017 R 0588: Delegierte Verordnung (EU) 2017/588 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für das Tick-Größen-System für Aktien, Aktienzertifikate 

und börsengehandelte Fonds (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 411), geändert durch: 

 

– 32019 R 0443: Delegierte Verordnung (EU) 2019/443 der Kommission vom 

13. Februar 2019 (ABl. L 77 vom 20.3.2019, S. 59) 
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75. 32017 R 0589: Delegierte Verordnung (EU) 2017/589 der Kommission vom 19. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung der organisatorischen Anforderungen an 

Wertpapierfirmen, die algorithmischen Handel betreiben (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 417) 

 

76. 32017 R 0590: Delegierte Verordnung (EU) 2017/590 der Kommission vom 28. Juli 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für die Meldung von Geschäften an die zuständigen 

Behörden (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 449) 

 

77. 32022 R 1302: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1302 der Kommission vom 20. April 2022 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards für die Anwendung von Positionslimits für Warenderivate 

und für Verfahren für Anträge auf Ausnahmen von Positionslimits (ABl. L 197 vom 

26.7.2022, S. 52) 

 

78. 32021 R 1833: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1833 der Kommission vom 14. Juli 2021 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

Festlegung der Kriterien für die Feststellung, wann eine Tätigkeit als Nebentätigkeit zur 

Haupttätigkeit auf Gruppenebene gilt (ABl. L 372 vom 20.10.2021, S. 1) 
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79. 32017 L 0593: Delegierte Richtlinie (EU) 2017/593 der Kommission vom 7. April 2016 zur 

Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 

Hinblick auf den Schutz der Finanzinstrumente und Gelder von Kunden, 

Produktüberwachungspflichten und Vorschriften für die Entrichtung beziehungsweise 

Gewährung oder Entgegennahme von Gebühren, Provisionen oder anderen monetären oder 

nicht-monetären Vorteilen (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 500), geändert durch: 

 

– 32021 L 1269: Delegierte Richtlinie (EU) 2021/1269 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 137) 

 

80. 32017 R 0953: Durchführungsverordnung (EU) 2017/953 der Kommission vom 6. Juni 2017 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Format und den 

Zeitpunkt der Positionsmeldungen von Wertpapierfirmen und Marktbetreibern von 

Handelsplätzen gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Märkte für Finanzinstrumente (ABl. L 144 vom 7.6.2017, S. 12) 

 

81. 32017 R 0980: Durchführungsverordnung (EU) 2017/980 der Kommission vom 7. Juni 2017 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Standardformulare, Muster und 

Verfahren für die Zusammenarbeit der zuständigen Behörden bei der Überwachung, den 

Überprüfungen vor Ort und den Ermittlungen und für den Informationsaustausch zwischen 

den zuständigen Behörden gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates (ABl. L 148 vom 10.6.2017, S. 3) 
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82. 32017 R 0981: Durchführungsverordnung (EU) 2017/981 der Kommission vom 7. Juni 2017 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Standardformulare, Muster und 

Verfahren zur Konsultation anderer zuständiger Behörden vor einer Zulassung gemäß der 

Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 148 vom 

10.6.2017, S. 16) 

 

83. 32017 R 0988: Durchführungsverordnung (EU) 2017/988 der Kommission vom 6. Juni 2017 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für Standardformulare, Muster und 

Verfahren für die Zusammenarbeit in Bezug auf Handelsplätze, deren Geschäfte in einem 

Aufnahmemitgliedstaat von wesentlicher Bedeutung sind (ABl. L 149 vom 13.6.2017, S. 3) 

 

84. 32017 R 1005: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1005 der Kommission vom 15. Juni 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf Format und Zeitpunkt 

der Mitteilungen und der Veröffentlichung der Aussetzung des Handels und des Ausschlusses 

von Finanzinstrumenten gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates über Märkte für Finanzinstrumente (ABl. L 153 vom 16.6.2017, S. 1) 

 

85. 32017 R 1018: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1018 der Kommission vom 29. Juni 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der 

Angaben, die von Wertpapierfirmen, Marktbetreibern und Kreditinstituten zu übermitteln sind 

(ABl. L 155 vom 17.6.2017, S. 1) 
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86. 32017 R 1093: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1093 der Kommission vom 20. Juni 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Format der 

Positionsberichte von Wertpapierfirmen und Marktbetreibern (ABl. L 158 vom 21.6.2017, 

S. 16), geändert durch: 

 

– 32022 R 1300: Durchführungsverordnung (EU) 2022/1300 der Kommission vom 

24. März 2022 (ABl. L 197 vom 26.7.2022, S. 4) 

 

87. 32017 R 1110: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1110 der Kommission vom 22. Juni 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Standardformulare, Muster 

und Verfahren für die Zulassung von Datenbereitstellungsdiensten und die damit 

zusammenhängenden Mitteilungen gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates über Märkte für Finanzinstrumente (ABl. L 162 vom 23.6.2017, 

S. 3) 

 

88. 32017 R 1111: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1111 der Kommission vom 22. Juni 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zu den Verfahren und Formularen 

für die Übermittlung von Informationen über Sanktionen und Maßnahmen im Einklang mit 

der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 162 vom 

23.6.2017, S. 14) 

 

89. 32017 R 1799: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1799 der Kommission vom 12. Juni 2017 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates im Hinblick auf die für bestimmte Zentralbanken von Drittländern geltende Ausnahme 

von Vorhandels- und Nachhandelstransparenzanforderungen bei der Ausübung der Geld-, 

Devisen- und Finanzmarktpolitik (ABl. L 259 vom 7.10.2017, S. 11), geändert durch: 

 

– 32019 R 0462: Delegierte Verordnung (EU) 2019/462 der Kommission vom 30. Januar 

2019 (ABl. L 80 vom 22.3.2019, S. 13) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 89 

– 32019 R 1000: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1000 der Kommission vom 14. März 

2019 (ABl. L 163 vom 20.6.2019, S. 56) 

 

90. 32017 R 1943: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1943 der Kommission vom 14. Juli 2016 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards in Bezug auf Informationen und Anforderungen für die 

Zulassung von Wertpapierfirmen (ABl. L 276 vom 26.10.2017, S. 4) 

 

91. 32017 R 1944: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1944 der Kommission vom 13. Juni 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Standardformulare, Muster 

und Verfahren für den Konsultationsprozess zwischen den jeweils zuständigen Behörden nach 

Anzeige eines geplanten Erwerbs einer qualifizierten Beteiligung an einer Wertpapierfirma 

gemäß den Richtlinien 2004/39/EG und 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 276 vom 26.10.2017, S. 12) 

 

92. 32017 R 1945: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1945 der Kommission vom 19. Juni 

2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für Mitteilungen von und an 

Wertpapierfirmen, die eine Zulassung beantragen oder besitzen, gemäß der 

Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 276 vom 

26.10.2017, S. 22) 

 

93. 32017 R 1946: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1946 der Kommission vom 11. Juli 2017 

zur Ergänzung der Richtlinien 2004/39/EG und 2014/65/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates durch technische Regulierungsstandards für eine erschöpfende Liste der 

Informationen, die interessierte Erwerber in die Anzeige des beabsichtigten Erwerbs einer 

qualifizierten Beteiligung an einer Wertpapierfirma aufnehmen müssen (ABl. L 276 vom 

26.10.2017, S. 32) 
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94. 32017 R 2154: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2154 der Kommission vom 22. September 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für indirekte Clearingvereinbarungen (ABl. 

L 304 vom 21.11.2017, S. 6) 

 

95. 32017 R 2194: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2194 der Kommission vom 14. August 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates über Märkte für Finanzinstrumente im Hinblick auf Auftragspakete (ABl. L 312 

vom 28.11.2017, S. 1) 

 

96. 32017 D 2238: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2238 der Kommission vom 5. Dezember 

2017 über die Gleichwertigkeit des Rechts- und Aufsichtsrahmens für anerkannte 

Kontraktmärkte und Swap-Ausführungssysteme in den Vereinigten Staaten von Amerika 

gemäß der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 320 vom 6.12.2017, S. 11) 

 

97. 32017 D 2318: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2318 der Kommission vom 13. Dezember 

2017 über die Gleichwertigkeit des Rechts- und Aufsichtsrahmens Australiens für 

Finanzmärkte gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

(ABl. L 331 vom 14.12.2017, S. 81) 

 

98. 32017 D 2319: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2319 der Kommission vom 13. Dezember 

2017 über die Gleichwertigkeit des Rechts- und Aufsichtsrahmens der 

Sonderverwaltungsregion Hongkong für als Börse anerkannte Kapitalgesellschaften 

(Recognized Exchange Companies) gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 331 vom 14.12.2017, S. 87) 
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99. 32017 D 2320: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2320 der Kommission vom 13. Dezember 

2017 über die Gleichwertigkeit des Rechts- und Aufsichtsrahmens der Vereinigten Staaten 

von Amerika für nationale Wertpapierbörsen und alternative Handelssysteme gemäß der 

Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 331 vom 

14.12.2017, S. 94) 

 

100. 32017 R 2382: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2382 der Kommission vom 

14. Dezember 2017 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf 

Standardformulare, Mustertexte und Verfahren für die Übermittlung von Angaben nach 

Maßgabe der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 340 

vom 20.12.2017, S. 6), geändert durch: 

 

– 32022 R 1407: Durchführungsverordnung (EU) 2022/1407 der Kommission vom 

16. August 2022 (ABl. L 215 vom 18.8.2022, S. 27) 

 

101. 32017 R 2417: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2417 der Kommission vom 17. November 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates über Märkte für Finanzinstrumente durch technische Regulierungsstandards zur 

Handelspflicht für bestimmte Derivate (ABl. L 343 vom 22.12.2017, S. 48), geändert durch: 

 

– 32022 R 0749: Delegierte Verordnung (EU) 2022/749 der Kommission vom 8. Februar 

2022 (ABl. L 138 vom 17.5.2022, S. 4) 

 

102. 32017 D 2441: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2441 der Kommission vom 21. Dezember 

2017 über die Gleichwertigkeit des für Börsen in der Schweiz geltenden Rechts- und 

Aufsichtsrahmens gemäß der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 344 vom 23.12.2017, S. 52) 
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103. 32019 D 0541: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/541 der Kommission vom 1. April 2019 

über die Gleichwertigkeit des Rechts- und Aufsichtsrahmens für genehmigte Börsen und 

anerkannte Marktbetreiber in Singapur im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 

des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 93 vom 2.4.2019, S. 18), geändert durch: 

 

– 32020 D 2127: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/2127 der Kommission vom 

16. Dezember 2020 (ABl. L 426 vom 17.12.2020, S. 65) 

 

104. 32022 R 1299: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1299 der Kommission vom 24. März 2022 

zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Festlegung des Inhalts von 

Positionsmanagementkontrollen der Handelsplätze (ABl. L 197 vom 26.7.2022, S. 1) 

 

105. 32011 L 0061: Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der 

Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und 

(EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1), geändert durch: 

 

– 32013 L 0014: Richtlinie 2013/14/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. Mai 2013 (ABl. L 145 vom 31.5.2013, S. 1) 

 

– 32019 L 1160: Richtlinie (EU) 2019/1160 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Juni 2019 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 106) 
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106. 32013 R 0231: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 231/2013 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates im Hinblick auf Ausnahmen, die Bedingungen für die Ausübung der Tätigkeit, 

Verwahrstellen, Hebelfinanzierung, Transparenz und Beaufsichtigung (ABl. L 83 vom 

22.3.2013, S. 1), geändert durch: 

 

– 32018 R 1618: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1618 der Kommission vom 12. Juli 

2018 (ABl. L 271 vom 30.10.2018, S. 1) 

 

– 32021 R 1255: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1255 der Kommission vom 21. April 

2021 (ABl. L 277 vom 2.8.2021, S. 11) 

 

107. 32013 R 0447: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 447/2013 der Kommission vom 15. Mai 

2013 zur Festlegung des Verfahrens für AIFM, die beschließen, sich der 

Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zu unterwerfen (ABl. 

L 132 vom 16.5.2013, S. 1) 

 

108. 32013 R 0448: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 448/2013 der Kommission vom 15. Mai 

2013 zur Festlegung eines Verfahrens für die Bestimmung des Referenzmitgliedstaats eines 

Nicht-EU-AIFM gemäß der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 132 vom 16.5.2013, S. 3) 

 

109. 32014 R 0694: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 694/2014 der Kommission vom 

17. Dezember 2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Bestimmung der Arten 

von Verwaltern alternativer Investmentfonds (ABl. L 183 vom 24.6.2014, S. 18) 
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110. 32015 R 0514: Delegierte Verordnung (EU) 2015/514 der Kommission vom 18. Dezember 

2014 über die nach Artikel 67 Absatz 3 der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates von den zuständigen Behörden an die Europäische Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde zu übermittelnden Informationen (ABl. L 82 vom 27.3.2015, S. 5) 

 

111. 32012 R 0648: Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. 

L 201 vom 27.7.2012, S. 1), geändert durch: 

 

– 32013 R 1002: Delegierte Verordnung (EU) 1002/2013 der Kommission vom 12. Juli 

2013 (ABl. L 279 vom 19.10.2013, S. 2) 

 

– 32014 L 0059: Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) 

 

– 32015 R 1515: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1515 der Kommission vom 5. Juni 

2015 (ABl. L 239 vom 15.9.2015, S. 63) 

 

– 32015 L 0849: Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2015 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73) 

 

– 32014 R 0600: Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Mai 2014 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84) 
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– 32013 R 0575: Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 26. Juni 2013 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1) 

 

– 32017 R 0610: Delegierte Verordnung (EU) 2017/610 der Kommission vom 

20. Dezember 2016 (ABl. L 86 vom 31.3.2017, S. 3) 

 

– 32017 R 0979: Delegierte Verordnung (EU) 2017/979 der Kommission vom 2. März 

2017 (ABl. L 148 vom 10.6.2017, S. 1) 

 

– 32019 R 0460: Delegierte Verordnung (EU) 2019/460 der Kommission vom 30. Januar 

2019 (ABl. L 80 vom 22.3.2019, S. 8) 

 

– 32019 R 0834: Verordnung (EU) 2019/834 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2019 (ABl. L 141 vom 28.5.2019, S. 42) 

 

– 32019 R 0876: Verordnung (EU) 2019/876 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2019 (ABl. L 150 vom 7.6.2019, S. 1) 

 

– 32015 R 2365: Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 25. November 2015 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1) 
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112. 32014 D 0752: Durchführungsbeschluss 2014/752/EU der Kommission vom 30. Oktober 

2014 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Japans für zentrale Gegenparteien 

mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 311 

vom 31.10.2014, S. 55) 

 

113. 32014 D 0753: Durchführungsbeschluss 2014/753/EU der Kommission vom 30. Oktober 

2014 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Singapurs für zentrale 

Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 311 vom 31.10.2014, S. 58) 

 

114. 32014 D 0754: Durchführungsbeschluss 2014/754/EU der Kommission vom 30. Oktober 

2014 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Hong Kongs für zentrale 

Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 311 vom 31.10.2014, S. 62) 

 

115. 32014 D 0755: Durchführungsbeschluss 2014/755/EU der Kommission vom 30. Oktober 

2014 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Australiens für zentrale 

Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 311 vom 31.10.2014, S. 66) 
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116. 32015 D 2038: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2038 der Kommission vom 

13. November 2015 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens der Republik Korea 

für zentrale Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 298 vom 14.11.2015, S. 25) 

 

117. 32015 D 2039: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2039 der Kommission vom 

13. November 2015 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Südafrikas für 

zentrale Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 298 vom 14.11.2015, S. 29), geändert durch: 

 

– 32022 D 0900: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/900 der Kommission vom 8. Juni 

2022 (ABl. L 156 vom 9.6.2022, S. 57) 

 

118. 32015 D 2040: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2040 der Kommission vom 

13. November 2015 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens bestimmter 

Provinzen Kanadas für zentrale Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale 

Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 298 vom 14.11.2015, S. 32) 

 

119. 32015 D 2041: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2041 der Kommission vom 

13. November 2015 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Mexikos für zentrale 

Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 298 vom 14.11.2015, S. 38) 
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120. 32015 D 2042: Durchführungsbeschluss (EU) 2015/2042 der Kommission vom 

13. November 2015 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens der Schweiz für 

zentrale Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 298 vom 14.11.2015, S. 42) 

 

121. 32016 D 1073: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1073 der Kommission vom 1. Juli 2016 

über die Gleichwertigkeit anerkannter Kontraktmärkte in den Vereinigten Staaten von 

Amerika gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 178 vom 2.7.2016, S. 24), geändert durch: 

 

– 32021 D 0583: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/583 der Kommission vom 9. April 

2021 (ABl. L 124 vom 12.4.2021, S. 116) 

 

122. 32016 D 2270: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2270 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit in Singapur genehmigter Börsen gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 342 vom 16.12.2016, 

S. 42) 

 

123. 32016 D 2271: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2271 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit von Börsen für Finanzinstrumente und Warenbörsen in Japan 

gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 342 vom 16.12.2016, S. 45) 
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124. 32016 D 2272: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2272 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit von Finanzmärkten in Australien gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 342 vom 16.12.2016, 

S. 48) 

 

125. 32016 D 2273: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2273 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit in Kanada anerkannter Börsen gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 342 vom 16.12.2016, 

S. 51) 

 

126. 32016 D 0377: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/377 der Kommission vom 15. März 2016 

über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens der Vereinigten Staaten von Amerika für 

von der Commodity Futures Trading Commission (Aufsichtsbehörde für den 

Warenterminhandel) zugelassene und beaufsichtigte zentrale Gegenparteien mit den 

Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2016, S. 32) 

 

127. 32016 D 2269: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2269 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Indiens für zentrale Gegenparteien 

gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 342 vom 16.12.2016, S. 38), geändert durch: 

 

– 32022 D 0901: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/901 der Kommission vom 8. Juni 

2022 (ABl. L 156 vom 9.6.2022, S. 60) 
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128. 32016 D 2274: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2274 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Neuseelands für zentrale 

Gegenparteien gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates (ABl. L 342 vom 16.12.2016, S. 54) 

 

129. 32016 D 2275: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2275 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Japans für zentrale Gegenparteien 

gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 342 vom 16.12.2016, S. 57) 

 

130. 32016 D 2276: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2276 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Brasiliens für zentrale 

Gegenparteien gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates (ABl. L 342 vom 16.12.2016, S. 61) 

 

131. 32016 D 2277: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2277 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens im Dubai International Financial 

Centre für zentrale Gegenparteien gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 342 vom 16.12.2016, S. 65) 

 

132. 32016 D 2278: Durchführungsbeschluss (EU) 2016/2278 der Kommission vom 15. Dezember 

2016 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens der Vereinigten Arabischen Emirate 

für zentrale Gegenparteien gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 342 vom 16.12.2016, S. 68) 
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133. 32017 D 1857: Durchführungsbeschluss (EU) 2017/1857 der Kommission vom 13. Oktober 

2017 über die Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen der Vereinigten Staaten von Amerika für der Aufsicht der 

Commodity Futures Trading Commission (Aufsichtsbehörde für den Warenterminhandel) 

unterliegende Derivatgeschäfte mit bestimmten Anforderungen des Artikels 11 der 

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-

Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 265 vom 14.10.2017, 

S. 23) 

 

134. 32022 D 0174: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/174 der Kommission vom 8. Februar 

2022 zur Feststellung der Gleichwertigkeit des für zentrale Gegenparteien im Vereinigten 

Königreich Großbritannien und Nordirland geltenden Rechtsrahmens gemäß der Verordnung 

(EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates für einen begrenzten Zeitraum 

(ABl. L 28 vom 9.2.2022, S. 40) 

 

135. 32019 D 0684: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/684 der Kommission vom 25. April 2019 

über die Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen Japans für der Aufsicht der japanischen Finanzaufsichtsbehörde 

(Japan Financial Services Agency) unterliegende Derivategeschäfte mit den Bewertungs-, 

Streitbeilegungs- und Einschussanforderungen in Artikel 11 der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale 

Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 115 vom 2.5.2019, S. 11) 
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136. 32021 D 0085: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/85 der Kommission vom 27. Januar 2021 

über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens der Vereinigten Staaten von Amerika für 

von der Securities and Exchange Commission (Wertpapier- und Börsenaufsichtsbehörde) 

zugelassene und beaufsichtigte zentrale Gegenparteien mit den Anforderungen der 

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 29 vom 

28.1.2021, S. 27), geändert durch: 

 

– 32022 D 0551: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/551 der Kommission vom 4. April 

2022 (ABl. L 107 vom 6.4.2022, S. 82) 

 

137. 32021 D 1103: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1103 der Kommission vom 5. Juli 2021 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen Brasiliens für der Aufsicht der Zentralbank von Brasilien 

unterliegende, von brasilianischen Instituten geschlossene Derivategeschäfte mit bestimmten 

Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 238 vom 6.7.2021, S. 84) 

 

138. 32021 D 1104: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1104 der Kommission vom 5. Juli 2021 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen Kanadas für der Aufsicht der Aufsichtsbehörde für 

Finanzinstitute (Office of the Superintendent of Financial Institutions) unterliegende 

Derivategeschäfte mit bestimmten Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale 

Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 238 vom 6.7.2021, S. 89) 
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139. 32021 D 1105: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1105 der Kommission vom 5. Juli 2021 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen Singapurs für der Aufsicht der Währungsbehörde Singapurs 

(Monetary Authority of Singapore) unterliegende Derivategeschäfte mit bestimmten 

Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 238 vom 6.7.2021, S. 94) 

 

140. 32021 D 1106: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1106 der Kommission vom 5. Juli 2021 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen Australiens für der Aufsicht der australischen Aufsichtsbehörde 

(Australian Prudential Regulation Authority) unterliegende Derivategeschäfte mit bestimmten 

Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 238 vom 6.7.2021, S. 99) 

 

141. 32021 D 1107: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1107 der Kommission vom 5. Juli 2021 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen Hongkongs für der Aufsicht der Währungsbehörde Hongkongs 

(Hongkong Monetary Authority) unterliegende Derivategeschäfte mit bestimmten 

Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 238 vom 6.7.2021, S. 104) 
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142. 32021 D 1108: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1108 der Kommission vom 5. Juli 2021 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit der Rechts-, Aufsichts- und 

Durchsetzungsmechanismen der Vereinigten Staaten von Amerika für der Aufsicht des 

Gouverneursrats des Zentralbanksystems (Board of Governors of the Federal Reserve 

System), der Kreditüberwachungsbehörde (Office of the Comptroller of the Currency), des 

Einlagensicherungsfonds (Federal Deposit Insurance Corporation), der Kreditanstalt für die 

Landwirtschaft (Farm Credit Administration) und der Bundesbehörde für Hypothekenkredite 

(Federal Housing Finance Agency) unterliegende Derivatgeschäfte mit bestimmten 

Anforderungen des Artikels 11 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister (ABl. L 238 vom 6.7.2021, S. 109) 

 

143. 32022 D 0899: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/899 der Kommission vom 8. Juni 2022 

über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens für zentrale Gegenparteien in Indonesien 

mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates in Bezug auf von der indonesischen Finanzdienstleistungsbehörde (Otoritas Jasa 

Keuangan) beaufsichtigte zentrale Gegenparteien (ABl. L 156 vom 9.6.2022, S. 53) 

 

144. 32022 D 0902: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/902 der Kommission vom 8. Juni 2022 

über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Malaysias für zentrale Gegenparteien mit 

den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 156 vom 9.6.2022, S. 64) 

 

145. 32022 D 0903: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/903 der Kommission vom 8. Juni 2022 

über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Chiles für zentrale Gegenparteien mit den 

Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 156 vom 9.6.2022, S. 68) 
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146. 32022 D 0984: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/984 der Kommission vom 22. Juni 2022 

über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens der Volksrepublik China für die von der 

People’s Bank of China zum Clearing von OTC-Derivaten auf dem Interbankenmarkt 

zugelassenen und beaufsichtigten zentralen Gegenparteien mit den Anforderungen der 

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 167 vom 

24.6.2022, S. 103) 

 

147. 32022 D 0985: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/985 der Kommission vom 22. Juni 2022 

über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Israels für zentrale Gegenparteien mit 

den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 167 vom 24.6.2022, S. 108) 

 

148. 32022 D 1683: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1683 der Kommission vom 

28. September 2022 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Kolumbiens für 

zentrale Gegenparteien mit den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 252 vom 30.9.2022, S. 78) 

 

149. 32022 D 1684: Durchführungsbeschluss (EU) 2022/1684 der Kommission vom 

28. September 2022 über die Gleichwertigkeit des Regulierungsrahmens Taiwans für zentrale 

Gegenparteien mit der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates in Bezug auf von der Finanzaufsichtskommission beaufsichtigte Clearingstellen für 

Terminkontrakte (ABl. L 252 vom 30.9.2022, S. 82) 
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150. 32012 R 1247: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das 

Format und die Häufigkeit von Transaktionsmeldungen an Transaktionsregister gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-

Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, 

S. 20), geändert durch: 

 

– 32017 R 0105: Durchführungsverordnung (EU) 2017/105 der Kommission vom 

26. Oktober 2016 (ABl. L 17 vom 21.1.2017, S. 17) 

 

– 32017 R 2155: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2155 der Kommission vom 

22. September 2017 (ABl. L 304 vom 21.11.2017, S. 13) 

 

151. 32012 R 1248: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1248/2012 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format von 

Anträgen auf Registrierung von Transaktionsregistern gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale 

Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 30), geändert durch: 

 

– 32022 R 1859: Durchführungsverordnung (EU) 2022/1859 der Kommission vom 

10. Juni 2022 (ABl. L 262 vom 7.10.2022, S. 65) 

 

152. 32012 R 1249: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1249/2012 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das 

Format der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister von zentralen 

Gegenparteien aufzubewahrenden Aufzeichnungen (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 32) 
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153. 32013 R 0148: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 148/2013 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister bezüglich technischer Regulierungsstandards für die Mindestangaben der 

Meldungen an Transaktionsregister (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 1), geändert durch: 

 

– 32017 R 0104: Delegierte Verordnung (EU) 2017/104 der Kommission vom 

19. Oktober 2016 (ABl. L 17 vom 21.1.2017, S. 1) 

 

154. 32013 R 0149: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für indirekte 

Clearingvereinbarungen, die Clearingpflicht, das öffentliche Register, den Zugang zu einem 

Handelsplatz, nichtfinanzielle Gegenparteien und Risikominderungstechniken für nicht durch 

eine CCP geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 11), geändert 

durch: 

 

– 32017 R 2155: Delegierte Verordnung (EU) 2017/2155 der Kommission vom 

22. September 2017 (ABl. L 304 vom 21.11.2017, S. 13) 

 

– 32022 R 2310: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2310 der Kommission vom 

18. Oktober 2022 (ABl. L 307 vom 28.11.2022, S. 29) 
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155. 32013 R 0150: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 150/2013 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister durch technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines 

Antrags auf Registrierung als Transaktionsregister festgelegt werden (ABl. L 52 vom 

23.2.2013, S. 25), geändert durch: 

 

– 32019 R 0362: Delegierte Verordnung (EU) 2019/362 der Kommission vom 

13. Dezember 2018 (ABl. L 81 vom 22.3.2019, S. 74) 

 

156. 32013 R 0151: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 151/2013 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 

Transaktionsregister im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die von 

Transaktionsregistern zu veröffentlichenden und zugänglich zu machenden Daten sowie 

operationelle Standards für die Zusammenstellung und den Vergleich von Daten sowie den 

Datenzugang (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 33), geändert durch: 

 

– 32017 R 1800: Delegierte Verordnung (EU) 2017/1800 der Kommission vom 29. Juni 

2017 (ABl. L 259 vom 7.10.2017, S. 14) 

 

– 32019 R 0361: Delegierte Verordnung (EU) 2019/361 der Kommission vom 

13. Dezember 2018 (ABl. L 81 vom 22.3.2019, S. 69) 

 

157. 32013 R 0152: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 152/2013 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die 

Eigenkapitalanforderungen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 37) 
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158. 32013 R 0153: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 

19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für Anforderungen 

an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41), geändert durch: 

 

– 32016 R 0822: Delegierte Verordnung (EU) 2016/822 der Kommission vom 21. April 

2016 (ABl. L 137 vom 26.5.2016, S. 1) 

 

– 32022 R 2311: Delegierte Verordnung (EU) 2022/2311 der Kommission vom 

21. Oktober 2022 (ABl. L 307 vom 28.11.2022, S. 31) 

 

159. 32013 R 0876: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 876/2013 der Kommission vom 28. Mai 

2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards bezüglich Kollegien für zentrale 

Gegenparteien (ABl. L 244 vom 13.9.2013, S. 19) 

 

160. 32013 R 1003: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1003/2013 der Kommission vom 12. Juli 

2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates in Bezug auf die Gebühren, die den Transaktionsregistern von der Europäischen 

Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde in Rechnung gestellt werden (ABl. L 279 vom 

19.10.2013, S. 4), geändert durch: 

 

– 32021 R 0822: Delegierte Verordnung (EU) 2021/822 der Kommission vom 24. März 

2021 (ABl. L 183 vom 25.5.2021, S. 1) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 110 

161. 32014 R 0285: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 285/2014 der Kommission vom 13. Februar 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf unmittelbare, 

wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Kontrakten innerhalb der Union und die 

Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten (ABl. L 85 vom 21.3.2014, S. 1) 

 

162. 32014 R 0484: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 484/2014 der Kommission vom 12. Mai 

2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards bezüglich des hypothetischen 

Kapitals einer zentralen Gegenpartei gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 57) 

 

163. 32014 R 0667: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 667/2014 der Kommission vom 13. März 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf Verfahrensvorschriften für von der Europäischen Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde (ESMA) Transaktionsregistern auferlegte Sanktionen, einschließlich 

Vorschriften über das Verteidigungsrecht und Fristen (ABl. L 179 vom 19.6.2014, S. 31), 

geändert durch: 

 

– 32021 R 0732: Delegierte Verordnung (EU) 2021/732 der Kommission vom 26. Januar 

2021 (ABl. L 158 vom 6.5.2021, S. 8) 
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164. 32015 R 2205: Delegierte Verordnung (EU) 2015/2205 der Kommission vom 6. August 2015 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 314 vom 

1.12.2015, S. 13), geändert durch: 

 

– 32017 R 0751: Delegierte Verordnung (EU) 2017/751 der Kommission vom 16. März 

2017 (ABl. L 113 vom 29.4.2017, S. 15) 

 

– 32019 R 0396: Delegierte Verordnung (EU) 2019/396 der Kommission vom 

19. Dezember 2018 (ABl. L 71 vom 13.3.2019, S. 11) 

 

– 32019 R 0565: Delegierte Verordnung (EU) 2019/565 der Kommission vom 28. März 

2019 (ABl. L 99 vom 10.4.2019, S. 6) 

 

– 32019 R 0667: Delegierte Verordnung (EU) 2019/667 der Kommission vom 

19. Dezember 2018 (ABl. L 113 vom 29.4.2019, S. 1) 

 

– 32021 R 0237: Delegierte Verordnung (EU) 2021/237 der Kommission vom 

21. Dezember 2020 (ABl. L 56 vom 17.2.2021, S. 6) 

 

– 32022 R 0750: Delegierte Verordnung (EU) 2022/750 der Kommission vom 8. Februar 

2022 (ABl. L 138 vom 17.5.2022, S. 6) 

 

– 32022 R 0315: Delegierte Verordnung (EU) 2023/315 der Kommission vom 

25. Oktober 2022 (ABl. L 43 vom 13.2.2023, S. 4) 
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165. 32016 R 0592: Delegierte Verordnung (EU) 2016/592 der Kommission vom 1. März 2016 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 103 vom 19.4.2016, 

S. 5), geändert durch: 

 

– 32017 R 0751: Delegierte Verordnung (EU) 2017/751 der Kommission vom 16. März 

2017 (ABl. L 113 vom 29.4.2017, S. 15) 

 

– 32019 R 0396: Delegierte Verordnung (EU) 2019/396 der Kommission vom 

19. Dezember 2018 (ABl. L 71 vom 13.3.2019, S. 11) 

 

– 32019 R 0565: Delegierte Verordnung (EU) 2019/565 der Kommission vom 28. März 

2019 (ABl. L 99 vom 10.4.2019, S. 6) 

 

– 32019 R 0667: Delegierte Verordnung (EU) 2019/667 der Kommission vom 

19. Dezember 2018 (ABl. L 113 vom 29.4.2019, S. 1) 

 

– 32021 R 0237: Delegierte Verordnung (EU) 2021/237 der Kommission vom 

21. Dezember 2020 (ABl. L 56 vom 17.2.2021, S. 6) 

 

– 32022 R 0315: Delegierte Verordnung (EU) 2023/315 der Kommission vom 

25. Oktober 2022 (ABl. L 43 vom 13.2.2023, S. 4) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 113 

166. 32016 R 1178: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1178 der Kommission vom 10. Juni 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 195 vom 

20.7.2016, S. 3), geändert durch: 

 

– 32017 R 0751: Delegierte Verordnung (EU) 2017/751 der Kommission vom 16. März 

2017 (ABl. L 113 vom 29.4.2017, S. 15) 

 

– 32019 R 0396: Delegierte Verordnung (EU) 2019/396 der Kommission vom 

19. Dezember 2018 (ABl. L 71 vom 13.3.2019, S. 11) 

 

– 32019 R 0565: Delegierte Verordnung (EU) 2019/565 der Kommission vom 28. März 

2019 (ABl. L 99 vom 10.4.2019, S. 6) 

 

– 32019 R 0667: Delegierte Verordnung (EU) 2019/667 der Kommission vom 

19. Dezember 2018 (ABl. L 113 vom 29.4.2019, S. 1) 

 

– 32021 R 0237: Delegierte Verordnung (EU) 2021/237 der Kommission vom 

21. Dezember 2020 (ABl. L 56 vom 17.2.2021, S. 6) 

 

– 32022 R 0315: Delegierte Verordnung (EU) 2023/315 der Kommission vom 

25. Oktober 2022 (ABl. L 43 vom 13.2.2023, S. 4) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 114 

167. 32016 R 2251: Delegierte Verordnung (EU) 2016/2251 der Kommission vom 4. Oktober 

2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 

des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister durch 

technische Regulierungsstandards zu Risikominderungstechniken für nicht durch eine zentrale 

Gegenpartei geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 340 vom 15.12.2016, S. 9), geändert 

durch: 

 

– 32017 R 0323: Delegierte Verordnung (EU) 2017/323 der Kommission vom 20. Januar 

2017 (ABl. L 49 vom 25.2.2017, S. 1) 

 

– 32019 R 0397: Delegierte Verordnung (EU) 2019/397 der Kommission vom 

19. Dezember 2018 (ABl. L 71 vom 13.3.2019, S. 15) 

 

– 32019 R 0564: Delegierte Verordnung (EU) 2019/564 der Kommission vom 28. März 

2019 (ABl. L 99 vom 10.4.2019, S. 3) 

 

– 32021 R 0236: Delegierte Verordnung (EU) 2021/236 der Kommission vom 

21. Dezember 2020 (ABl. L 56 vom 17.2.2021, S. 1) 

 

– 32022 R 0314: Delegierte Verordnung (EU) 2022/314 der Kommission vom 

25. Oktober 2022 (ABl. L 43 vom 13.2.2023, S. 2) 

 

168. 32021 R 1456: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1456 der Kommission vom 2. Juni 2021 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 

Rates mittels Festlegung der Voraussetzungen, unter denen die handelsüblichen Bedingungen 

von Clearingdiensten für OTC-Derivate als fair, angemessen, diskriminierungsfrei und 

transparent anzusehen sind (ABl. L 317 vom 8.9.2021, S. 1) 
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169. 32013 R 0345: Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. April 2013 über Europäische Risikokapitalfonds (ABl. L 115 vom 25.4.2013, S. 1), 

geändert durch: 

 

– 32017 R 1991: Verordnung (EU) 2017/1991 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 25. Oktober 2017 (ABl. L 293 vom 10.11.2017, S. 1) 

 

– 32019 R 1156: Verordnung (EU) 2019/1156 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 55) 

 

170. 32014 R 0593: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 593/2014 der Kommission vom 3. Juni 

2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format der Notifizierung 

nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Europäischen Parlaments 

und des Rates über Europäische Risikokapitalfonds (ABl. L 165 vom 4.6.2014, S. 41) 

 

171. 32019 R 0820: Delegierte Verordnung (EU) 2019/820 der Kommission vom 4. Februar 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 345/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates im Hinblick auf Interessenkonflikte bei Europäischen Risikokapitalfonds (ABl. L 134 

vom 22.5.2019, S. 8) 

 

172. 32013 R 0346: Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. April 2013 über Europäische Fonds für soziales Unternehmertum (ABl. L 115 vom 

25.4.2013, S. 18), geändert durch: 

 

– 32017 R 1991: Verordnung (EU) 2017/1991 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 25. Oktober 2017 (ABl. L 293 vom 10.11.2017, S. 1) 
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– 32019 R 1156: Verordnung (EU) 2019/1156 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 55) 

 

173. 32014 R 0594: Durchführungsverordnung (EU) Nr. 594/2014 der Kommission vom 3. Juni 

2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format der Notifizierung 

nach Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Europäischen Parlaments 

und des Rates über Europäische Fonds für soziales Unternehmertum (ABl. L 165 vom 

4.6.2014, S. 44) 

 

174. 32019 R 0819: Delegierte Verordnung (EU) 2019/819 der Kommission vom 1. Februar 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 346/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates im Hinblick auf Interessenkonflikte, die Messung sozialer Wirkungen und 

Anlegerinformationen bei Europäischen Fonds für soziales Unternehmertum (ABl. L 134 vom 

22.5.2019, S. 1) 

 

175. 32014 R 0909: Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der 

Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der 

Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 

vom 28.8.2014, S. 1) 

 

176. 32017 R 0389: Delegierte Verordnung (EU) 2017/389 der Kommission vom 11. November 

2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf die Parameter für die Berechnung von Geldbußen für gescheiterte 

Abwicklungen und die Tätigkeiten von CSD in Aufnahmemitgliedstaaten (ABl. L 65 vom 

10.3.2017, S. 1) 
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177. 32017 R 0390: Delegierte Verordnung (EU) 2017/390 der Kommission vom 11. November 

2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für bestimmte aufsichtsrechtliche 

Anforderungen an Zentralverwahrer und benannte Kreditinstitute, die bankartige 

Nebendienstleistungen anbieten (ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 9) 

 

178. 32017 R 0391: Delegierte Verordnung (EU) 2017/391 der Kommission vom 11. November 

2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur genaueren Bestimmung des Inhalts der 

Meldungen über internalisierte Abwicklungen (ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 44) 

 

179. 32017 R 0392: Delegierte Verordnung (EU) 2017/392 der Kommission vom 11. November 

2016 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards für die Zulassung von und für aufsichtliche 

und operationelle Anforderungen an Zentralverwahrer (ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 48) 

 

180. 32017 R 0393: Durchführungsverordnung (EU) 2017/393 der Kommission vom 

11. November 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Muster und 

Verfahren zur Meldung und Übermittlung von Angaben zur internalisierten Abwicklung 

gemäß der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 65 vom 10.3.2017, S. 116) 
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181. 32017 R 0394: Durchführungsverordnung (EU) 2017/394 der Kommission vom 

11. November 2016 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für standardisierte 

Formulare, Muster und Verfahren für die Zulassung, Überprüfung und Bewertung von 

Zentralverwahrern, für die Zusammenarbeit zwischen den Behörden des 

Herkunftsmitgliedstaats und des Aufnahmemitgliedstaats, für die Anhörung der an der 

Zulassung für die Erbringung von bankartigen Nebendienstleistungen beteiligten Behörden, 

für den Zugang zu Zentralverwahrern oder für Zentralverwahrer und für das Format der von 

den Zentralverwahrern aufzubewahrenden Aufzeichnungen gemäß der Verordnung (EU) 

Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 65 vom 10.3.2017, S. 145) 

 

182. 32018 D 2030: Durchführungsbeschluss (EU) 2018/2030 der Kommission vom 19. Dezember 

2018 zur Feststellung der Gleichwertigkeit des für Zentralverwahrer des Vereinigten 

Königreichs Großbritannien und Irland geltenden Rechtsrahmens gemäß der Verordnung 

(EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates für einen begrenzten Zeitraum 

(ABl. L 325 vom 20.12.2018, S. 47), geändert durch: 

 

– 32019 D 0545: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/545 der Kommission vom 3. April 

2019 (ABl. L 95 vom 4.4.2019, S. 11) 

 

183. 32018 R 1229: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1229 der Kommission vom 25. Mai 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur Abwicklungsdisziplin (ABl. L 230 vom 

13.9.2018, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 1689: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1689 der Kommission vom 29. Mai 

2019 (ABl. L 259 vom 10.10.2019, S. 1) 
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– 32020 R 1212: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1212 der Kommission vom 8. Mai 

2020 (ABl. L 275 vom 24.8.2020, S. 3) 

 

– 32021 R 0070: Delegierte Verordnung (EU) 2021/70 der Kommission vom 23. Oktober 

2020 (ABl. L 27 vom 27.1.2021, S. 1) 

 

– 32022 R 1930: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1930 der Kommission vom 6. Juli 

2022 (ABl. L 266 vom 13.10.2022, S. 13) 

 

184. 32020 D 1766: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1766. der Kommission vom 

25. November 2020 zur Feststellung der Gleichwertigkeit des für Zentralverwahrer des 

Vereinigten Königreichs Großbritannien und Irland geltenden Rechtsrahmens gemäß der 

Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates für einen 

begrenzten Zeitraum (ABl. L 397 vom 26.11.2020, S. 26) 

 

185. 32014 R 1286: Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. November 2014 über Basisinformationsblätter für verpackte Anlageprodukte für 

Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) (ABl. L 352 vom 9.2.2014, S. 1), 

geändert durch: 

 

– 32016 R 2340: Verordnung (EU) 2016/2340 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. Dezember 2016 (ABl. L 354 vom 23.12.2016, S. 35) 

 

– 32019 R 1156: Verordnung (EU) 2019/1156 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 20. Juni 2019 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 55) 
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– 32021 R 2259: Verordnung (EU) 2021/2259 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Dezember 2021 (ABl. L 455 vom 20.12.2021, S. 1) 

 

186. 32016 R 1904: Delegierte Verordnung (EU) 2016/1904 der Kommission vom 14. Juli 2016 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates im Hinblick auf die Produktintervention (ABl. L 295 vom 29.10.2016, S. 11) 

 

187. 32017 R 0653: Delegierte Verordnung (EU) 2017/653 der Kommission vom 8. März 2017 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Basisinformationsblätter für verpackte Anlageprodukte für Kleinanleger und 

Versicherungsanlageprodukte (PRIIP) durch technische Regulierungsstandards in Bezug auf 

die Darstellung, den Inhalt, die Überprüfung und die Überarbeitung dieser 

Basisinformationsblätter sowie die Bedingungen für die Erfüllung der Verpflichtung zu ihrer 

Bereitstellung (ABl. L 100 vom 12.4.2017, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 1866: Delegierte Verordnung (EU) 2019/1866 der Kommission vom 3. Juli 

2019 (ABl. L 289 vom 8.11.2019, S. 4) 

 

– 32021 R 2268: Delegierte Verordnung (EU) 2021/2268 der Kommission vom 

6. September 2021 (ABl. L 455 I vom 20.12.2021, S. 1) 

 

– 32022 R 0975: Delegierte Verordnung (EU) 2022/975 der Kommission vom 17. März 

2022 (ABl. L 167 vom 24.6.2022, S. 35) 
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188. 32015 R 0760: Verordnung (EU) 2015/760 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2015 über europäische langfristige Investmentfonds (ABl. L 123 vom 19.5.2015, 

S. 98) 

 

189. 32018 R 0480: Delegierte Verordnung (EU) 2018/480 der Kommission vom 4. Dezember 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/760 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards im Hinblick auf einzig und allein der 

Absicherung dienende Finanzderivate, die ausreichende Länge der Laufzeit europäischer 

langfristiger Investmentfonds, die Kriterien für die Einschätzung des potenziellen 

Käufermarkts und die Bewertung der zu veräußernden Vermögenswerte sowie die Arten und 

Merkmale der den Kleinanlegern zur Verfügung stehenden Einrichtungen (ABl. L 81 vom 

23.3.2018, S. 1) 

 

190. 32015 R 2365: Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

25. November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und der 

Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 337 vom 

23.12.2015, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 0463: Delegierte Verordnung (EU) 2019/463 der Kommission vom 30. Januar 

2019 (ABl. L 80 vom 22.3.2019, S. 16) 

 

191. 32019 R 0356: Delegierte Verordnung (EU) 2019/356 der Kommission vom 13. Dezember 

2018 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards zur genauen Festlegung der an 

Transaktionsregister zu meldenden Einzelheiten von Wertpapierfinanzierungsgeschäften 

(ABl. L 81 vom 22.3.2019, S. 1) 

 

192. 32019 R 0357: Delegierte Verordnung (EU) 2019/357 der Kommission vom 13. Dezember 

2018 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für den Zugang zu den Einzelheiten von 

Wertpapierfinanzierungsgeschäften (SFT) in Transaktionsregistern (ABl. L 81 vom 

22.3.2019, S. 22) 
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193. 32019 R 0358: Delegierte Verordnung (EU) 2019/358 der Kommission vom 13. Dezember 

2018 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards für die Erhebung, die Überprüfung, die 

Aggregierung, den Vergleich und die Veröffentlichung von Daten über 

Wertpapierfinanzierungsgeschäfte (SFT) durch Transaktionsregister (ABl. L 81 vom 

22.3.2019, S. 30) 

 

194. 32019 R 0359: Delegierte Verordnung (EU) 2019/359 der Kommission vom 13. Dezember 

2018 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines Antrags auf 

Registrierung oder Ausweitung der Registrierung als Transaktionsregister festgelegt werden 

(ABl. L 81 vom 22.3.2019, S. 45) 

 

195. 32019 R 0360: Delegierte Verordnung (EU) 2019/360 der Kommission vom 13. Dezember 

2018 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des 

Rates in Bezug auf die Gebühren, die den Transaktionsregistern von der Europäischen 

Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde in Rechnung gestellt werden (ABl. L 81 vom 

22.3.2019, S. 58), geändert durch: 

 

– 32021 R 0822: Delegierte Verordnung (EU) 2021/822 der Kommission vom 24. März 

2021 (ABl. L 183 vom 25.5.2021, S. 1) 

 

196. 32019 R 0363: Durchführungsverordnung (EU) 2019/363 der Kommission vom 

13. Dezember 2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das 

Format und die Häufigkeit der Meldung der Einzelheiten von 

Wertpapierfinanzierungsgeschäften an Transaktionsregister gemäß der Verordnung 

(EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission im Hinblick auf die 

Verwendung von Codes für die Meldung von Derivatekontrakten (ABl. L 81 vom 22.3.2019, 

S. 85) 
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197. 32019 R 0364: Durchführungsverordnung (EU) 2019/364 der Kommission vom 

13. Dezember 2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format von 

Anträgen auf Registrierung oder Ausweitung der Registrierung als Transaktionsregister 

gemäß der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 81 vom 22.3.2019, S. 125) 

 

198. 32019 R 0365: Durchführungsverordnung (EU) 2019/365 der Kommission vom 

13. Dezember 2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf die 

Verfahren und Formate für den Austausch von Informationen zu Sanktionen, Maßnahmen 

und Ermittlungen gemäß der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und 

des Rates (ABl. L 81 vom 22.3.2019, S. 128) 

 

199. 32019 R 1156: Verordnung (EU) 2019/1156 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Juni 2019 zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Vertriebs von Organismen für 

gemeinsame Anlagen und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 345/2013, (EU) 

Nr. 346/2013 und (EU) Nr. 1286/2014 (ABl. L 188 vom 12.7.2019, S. 55) 

 

200. 32021 R 0955: Durchführungsverordnung (EU) 2021/955 der Kommission vom 27. Mai 2021 

zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der Verordnung 

(EU) 2019/1156 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Formulare, 

Mustertexte, Verfahren und technischen Voraussetzungen für die Veröffentlichung und 

Mitteilung der Vertriebsvorschriften, Gebühren und Entgelte sowie zur Festlegung der für die 

Einrichtung und das Führen der zentralen Datenbank für den grenzüberschreitenden Vertrieb 

von alternativen Investmentfonds und Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 

zu übermittelnden Informationen und zur Festlegung der Formulare, Mustertexte und 

Verfahren für die Übermittlung dieser Informationen (ABl. L 211 vom 15.6.2021, S. 30) 
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201. 32019 L 2162: Richtlinie (EU) 2019/2162 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. November 2019 über die Emission gedeckter Schuldverschreibungen und die öffentliche 

Aufsicht über gedeckte Schuldverschreibungen und zur Änderung der Richtlinien 2009/65/EG 

und 2014/59/EU (ABl. L 328 vom 18.12.2019, S. 29) 

 

202. 32019 R 2033: Verordnung (EU) 2019/2033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. November 2019 über Aufsichtsanforderungen an Wertpapierfirmen und zur Änderung der 

Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 575/2013, (EU) Nr. 600/2014 und (EU) 

Nr. 806/2014 (ABl. L 314 vom 5.12.2019, S. 1) 
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KAPITEL 4 

 

BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG 

 

1. 32016 L 2341: Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Dezember 2016 über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen der 

betrieblichen Altersversorgung (EbAV) (ABl. L 354 vom 23.12.2016, S. 37) 
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KAPITEL 5 

 

BESTIMMUNGEN FÜR ALLE ARTEN VON FINANZDIENSTLEISTUNGEN 

 

1. 32002 L 0065: Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. September 2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur 

Änderung der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG 

(ABl. L 271 vom 9.10.2002, S. 16), geändert durch: 

 

– 32005 L 0029: Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Mai 2005 (ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22) 

 

– 32007 L 0064: Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. November 2007 (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1) 

 

– 32015 L 2366: Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. November 2015 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35) 

 

2. 32002 L 0087: Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, 

Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur 

Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG 

und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1), geändert durch: 

 

– 32005 L 0001: Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

9. März 2005 (ABl. L 79 vom 24.3.2005, S. 9) 
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– 32008 L 0025: Richtlinie 2008/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. März 2008 (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 40) 

 

– 32010 L 0078: Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

24. November 2010 (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120) 

 

– 32013 L 0036: Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Juni 2013 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338) 

 

– 32011 L 0089: Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. November 2011 (ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 113) 

 

3. 32014 R 0342: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 

21. Januar2014 zur Ergänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für die Anwendung der 

Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für Finanzkonglomerate festgelegt 

werden (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1) 

 

4. 32015 R 2303: Delegierte Verordnung (EU) 2015/2303 der Kommission vom 28. Juli 2015 

zur Ergänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Begriffsbestimmungen und zur 

Koordinierung der zusätzlichen Beaufsichtigung der Risikokonzentration und der 

gruppeninternen Transaktionen (ABl. L 326 vom 11.12.2015, S. 34) 
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5. 32022 R 2454: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2454 der Kommission vom 

14. Dezember 2022 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung 

der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die 

aufsichtlichen Meldungen von Risikokonzentrationen und gruppeninternen Transaktionen 

(ABl. L 324 vom 19.12.2022, S. 55) 

 

6. 32009 R 1060: Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. September 2009 über Ratingagenturen (ABl. L 302 vom 17.11.2009, S. 1), geändert 

durch: 

 

– 32011 L 0061: Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2011 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1) 

 

– 32011 R 0513: Verordnung (EU) Nr. 513/2011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 11. Mai 2011 (ABl. L 145 vom 31.5.2011, S. 30) 

 

– 32013 R 0462: Verordnung (EU) Nr. 462/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Mai 2013 (ABl. L 146 vom 31.5.2013, S. 1) 

 

– 32014 L 0051: Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1) 

 

7. 32019 D 1283: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1283 der Kommission vom 29. Juli 2019 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit des Regelungs- und Kontrollrahmens Japans mit der 

Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Ratingagenturen (ABl. L 201 vom 30.7.2019, S. 40) 

 

8. 32019 D 1279: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1279 der Kommission vom 29. Juli 2019 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit des Regelungs- und Kontrollrahmens der Vereinigten 

Staaten von Amerika mit der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments 

und des Rates über Ratingagenturen (ABl. L 201 vom 30.7.2019, S. 26) 
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9. 32019 D 1280: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1280 der Kommission vom 29. Juli 2019 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit des Regelungs- und Kontrollrahmens Mexikos mit den 

Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Ratingagenturen (ABl. L 201 vom 30.7.2019, S. 30) 

 

10. 32019 D 1284: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1284 der Kommission vom 29. Juli 2019 

zur Anerkennung der Gleichwertigkeit des Regelungs- und Kontrollrahmens Hongkongs mit 

den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates über Ratingagenturen (ABl. L 201 vom 30.7.2019, S. 43) 

 

11. 32012 R 0272: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 272/2012 der Kommission vom 7. Februar 

2012 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates in Bezug auf die Gebühren, die den Ratingagenturen von der Europäischen 

Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde in Rechnung gestellt werden (ABl. L 90 vom 

28.3.2012, S. 6) 

 

12. 32012 R 0447: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 447/2012 der Kommission vom 21. März 

2012 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch Festlegung technischer Regulierungsstandards für die Bewertung der 

Normgerechtheit der Ratingmethoden (ABl. L 140 vom 30.5.2012, S. 14) 

 

13. 32012 R 0449: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 449/2012 der Kommission vom 21. März 

2012 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für Informationen zur 

Registrierung und Zertifizierung von Ratingagenturen (ABl. L 140 vom 30.5.2012, S. 32) 
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14. 32012 R 0946: Delegierte Verordnung (EU) Nr. 946/2012 der Kommission vom 12. Juli 2012 

zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates im Hinblick auf Verfahrensvorschriften für von der Europäischen Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde (ESMA) Ratingagenturen auferlegte Geldbußen, einschließlich der 

Vorschriften über das Recht auf Verteidigung und Fristen (ABl. L 282 vom 16.10.2012, 

S. 23) 

 

15. 32015 R 0001: Delegierte Verordnung (EU) 2015/1 der Kommission vom 30. September 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates bezüglich der technischen Regulierungsstandards für die regelmäßige Meldung der 

von den Ratingagenturen erhobenen Gebühren für die Zwecke der laufenden Beaufsichtigung 

durch die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ABl. L 2 vom 6.1.2015, S. 1) 

 

16. 32015 R 0002: Delegierte Verordnung (EU) 2015/2 der Kommission vom 30. September 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für die Präsentation von 

Informationen, die Ratingagenturen der Europäischen Wertpapier- und 

Marktaufsichtsbehörde zur Verfügung stellen (ABl. L 2 vom 6.1.2015, S. 24) 

 

17. 32015 R 0003: Delegierte Verordnung (EU) 2015/3 der Kommission vom 30. September 

2014 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen Parlaments und 

des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für die Offenlegungspflichten bei 

strukturierten Finanzinstrumenten (ABl. L 2 vom 6.1.2015, S. 57) 
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18. 32010 R 1092: Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. November 2010 über die Finanzaufsicht der Europäischen Union auf Makroebene 

und zur Errichtung eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ABl. L 331 vom 

15.12.2010, S. 1) 

 

19. 32010 R 1093: Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 

Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur 

Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 

S. 12), geändert durch: 

 

– 32013 R 1022: Verordnung (EU) Nr. 1022/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 5) 

 

– 32014 L 0059: Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) 

 

– 32014 L 0017: Richtlinie 2014/17/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Februar 2014 (ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34) 

 

– 32015 L 2366: Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. November 2015 (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35) 

 

– 32018 R 1717: Verordnung (EU) 2018/1717 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. November 2018 (ABl. L 291 vom 16.11.2018, S. 1) 
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20. 32010 R 1094: Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 

Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung), zur 

Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/79/EG 

der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 48), geändert durch: 

 

– 32014 L 0051: Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1) 

 

21. 32010 R 1095: Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 

Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG 

und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 

15.12.2010, S. 84), geändert durch: 

 

– 32011 L 0061: Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2011 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1) 

 

– 32014 L 0051: Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1) 

 

22. 32014 L 0017: Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

4. Februar 2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher und zur Änderung der 

Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 60 

vom 28.2.2014, S. 34), geändert durch: 

 

– 32016 R 1011: Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 8. Juni 2016 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1) 
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23. 32015 R 0751: Verordnung (EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2015 über Interbankenentgelte für kartengebundene Zahlungsvorgänge (ABl. L 123 

vom 19.5.2015, S. 1) 

 

24. 32018 R 0072: Delegierte Verordnung (EU) 2018/72 der Kommission vom 4. Oktober 2017 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Interbankenentgelte für kartengebundene Zahlungsvorgänge durch technische 

Regulierungsstandards zur Festlegung der von Kartenzahlverfahren und abwickelnden Stellen 

zu erfüllenden Anforderungen zur Gewährleistung der Anwendung von Anforderungen in 

Bezug auf ihre Unabhängigkeit hinsichtlich Rechnungslegung, Organisation und 

Entscheidungsverfahren (ABl. L 13 vom 18.1.2018, S. 1) 

 

25. 32016 R 1011: Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

8. Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Referenzwert 

oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet werden, und zur 

Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der Verordnung (EU) 

Nr. 596/2014 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1), geändert durch: 

 

– 32019 R 2089: Verordnung (EU) 2019/2089 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 27. November 2019 (ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 17) 

 

– 32021 R 0168: Verordnung (EU) 2021/168 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 10. Februar 2021 (ABl. L 49 vom 12.2.2021, S. 6) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 134 

26. 32016 R 1368: Durchführungsverordnung (EU) 2016/1368 der Kommission vom 11. August 

2016 zur Erstellung einer Liste der an den Finanzmärkten verwendeten kritischen 

Referenzwerte gemäß der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 217 vom 12.8.2016, S. 1), geändert durch: 

 

– 32017 R 1147: Durchführungsverordnung (EU) 2017/1147 der Kommission vom 

28. Juni 2017 (ABl. L 166 vom 29.6.2017, S. 32) 

 

– 32017 R 2446: Durchführungsverordnung (EU) 2017/2446 der Kommission vom 

19. Dezember 2017 (ABl. L 346 vom 28.12.2017, S. 1) 

 

– 32018 R 1557: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1557 der Kommission vom 

17. Oktober 2018 (ABl. L 261 vom 18.10.2018, S. 10) 

 

– 32019 R 0482: Durchführungsverordnung (EU) 2019/482 der Kommission vom 

22. März 2019 (ABl. L 82 vom 25.3.2019, S. 26) 

 

– 32021 R 1122: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1122 der Kommission vom 8. Juli 

2021 (ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 39) 

 

27. 32018 R 0064: Delegierte Verordnung (EU) 2018/64 der Kommission vom 29. September 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch die Festlegung, wie die in Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer iii genannten 

Kriterien anzuwenden sind, wenn beurteilt wird, ob bestimmte Ereignisse in einem oder 

mehreren Mitgliedstaaten erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Integrität der Märkte, 

die Finanzstabilität, die Verbraucher, die Realwirtschaft oder die Finanzierung der Haushalte 

und Unternehmen hätten (ABl. L 12 vom 17.1.2018, S. 5) 
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28. 32018 R 0065: Delegierte Verordnung (EU) 2018/65 der Kommission vom 29. September 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch Präzisierung technischer Elemente der Begriffsbestimmungen in Artikel 3 

Absatz 1 der Verordnung (ABl. L 12 vom 17.1.2018, S. 9) 

 

29. 32018 R 0066: Delegierte Verordnung (EU) 2018/66 der Kommission vom 29. September 

2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates durch die Festlegung, wie der Nennwert von Finanzinstrumenten mit Ausnahme von 

Derivaten, der nominelle Wert von Derivaten und der Nettoinventarwert von Investmentfonds 

bewertet werden muss (ABl. L 12 vom 17.1.2018, S. 11) 

 

30. 32018 R 0067: Delegierte Verordnung (EU) 2018/67 der Kommission vom 3. Oktober 2017 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch Festlegung der Bedingungen für die Bewertung der Auswirkungen einer Einstellung 

oder Änderung bestehender Referenzwerte (ABl. L 12 vom 17.1.2018, S. 14) 

 

31. 32018 R 1105: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1105 der Kommission vom 8. August 

2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zu den Verfahren und Formularen, 

über die die zuständigen Behörden der ESMA nach der Verordnung (EU) 2016/1011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates Informationen zur Verfügung zu stellen haben (ABl. 

L 202 vom 9.8.2018, S. 1) 

 

32. 32018 R 1106: Durchführungsverordnung (EU) 2018/1106 der Kommission vom 8. August 

2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zu den Mustern für die 

Konformitätserklärung, die Administratoren signifikanter und nicht signifikanter 

Referenzwerte gemäß der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates zu veröffentlichen und zu pflegen haben (ABl. L 202 vom 9.8.2018, S. 9) 
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33. 32018 R 1637: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1637 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für die Verfahren und Merkmale der 

Aufsichtsfunktion (ABl. L 274 vom 5.11.2018, S. 1) 

 

34. 32018 R 1638: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1638 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards, in denen weiter ausgeführt wird, wie die Eignung 

und Nachprüfbarkeit von Eingabedaten zu gewährleisten ist, und welche internen Aufsichts- 

und Verifizierungsverfahren der Administrator eines kritischen oder signifikanten 

Referenzwerts bei einem Kontributor für den Fall sicherzustellen hat, dass Eingabedaten von 

einem Frontoffice oder einer Frontoffice-Funktion bereitgestellt werden (ABl. L 274 vom 

5.11.2018, S. 6) 

 

35. 32018 R 1639: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1639 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur näheren Ausführung der Elemente des 

Verhaltenskodexes, der von den Administratoren der auf Eingabedaten von Kontributoren 

beruhenden Referenzwerte auszuarbeiten ist (ABl. L 274 vom 5.11.2018, S. 11) 

 

36. 32018 R 1640: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1640 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der für beaufsichtigte Kontributoren 

geltenden Anforderungen an die Unternehmensführung und die Kontrollen (ABl. L 274 vom 

5.11.2018, S. 16) 
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37. 32018 R 1641: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1641 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur näheren Ausführung der Informationen, die 

Administratoren kritischer oder signifikanter Referenzwerte über die Methodik zur 

Bestimmung des Referenzwerts, die interne Überprüfung und Genehmigung der Methodik 

und die Verfahren bei wesentlichen Änderungen der Methodik zur Verfügung stellen müssen 

(ABl. L 274 vom 5.11.2018, S. 21) 

 

38. 32018 R 1642: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1642 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur näheren Ausführung der von den zuständigen 

Behörden bei der Einschätzung, ob Administratoren signifikanter Referenzwerte bestimmte 

Anforderungen anwenden sollten, zu berücksichtigenden Kriterien (ABl. L 274 vom 

5.11.2018, S. 25) 

 

39. 32018 R 1643: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1643 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung des Inhalts der von Referenzwert-

Administratoren zu veröffentlichenden Referenzwert-Erklärungen und der Fälle, in denen ihre 

Aktualisierung erforderlich ist (ABl. L 274 vom 5.11.2018, S. 29) 

 

40. 32018 R 1644: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1644 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung des Mindestinhalts von 

Kooperationsvereinbarungen mit zuständigen Behörden von Drittländern, deren 

Rechtsrahmen und Aufsichtspraxis als gleichwertig anerkannt wurden (ABl. L 274 vom 

5.11.2018, S. 33) 
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41. 32018 R 1645: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1645 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards für die Form und den Inhalt des Antrags auf 

Anerkennung bei der zuständigen Behörde des Referenzmitgliedstaats und die Darstellung der 

Informationen in der Mitteilung an die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde 

(ESMA) (ABl. L 274 vom 5.11.2018, S. 36) 

 

42. 32018 R 1646: Delegierte Verordnung (EU) 2018/1646 der Kommission vom 13. Juli 2018 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch technische Regulierungsstandards zur näheren Bestimmung der Angaben, die bei einem 

Antrag auf Zulassung und bei einem Antrag auf Registrierung vorzulegen sind (ABl. L 274 

vom 5.11.2018, S. 43) 

 

43. 32019 D 1274: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1274 der Kommission vom 29. Juli 2019 

über die Gleichwertigkeit des australischen Rechts- und Aufsichtsrahmens für Referenzwerte 

gemäß der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 201 vom 30.7.2019, S. 9) 

 

44. 32019 D 1275: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1275 der Kommission vom 29. Juli 2019 

über die Gleichwertigkeit des singapurischen Rechts- und Aufsichtsrahmens für 

Referenzwerte gemäß der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des 

Rates (ABl. L 201 vom 30.7.2019, S. 13) 

 

45. 32020 R 1816: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1816 der Kommission vom 17. Juli 2020 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich der Erläuterung in der Referenzwert-Erklärung, wie Umwelt-, Sozial- und 

Governance-Faktoren in den einzelnen Referenzwerten, die zur Verfügung gestellt und 

veröffentlicht werden, berücksichtigt werden (ABl. L 406 vom 3.12.2020, S. 1) 
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46. 32020 R 1817: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1817 der Kommission vom 17. Juli 2020 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

hinsichtlich des Mindestinhalts der Erläuterung, wie Umwelt-, Sozial- und Governance-

Faktoren in der Referenzwert-Methodik berücksichtigt werden (ABl. L 406 vom 3.12.2020, 

S. 12) 

 

47. 32020 R 1818: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1818 der Kommission vom 17. Juli 2020 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates 

im Hinblick auf Mindeststandards für EU-Referenzwerte für den klimabedingten Wandel und 

für Paris-abgestimmte EU-Referenzwerte (ABl. L 406 vom 3.12.2020, S. 17) 

 

48. 32021 R 1847: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1847 der Kommission vom 14. Oktober 

2021 über die Bestimmung eines gesetzlichen Ersatzzinssatzes für bestimmte Anwendungen 

des CHF LIBOR (ABl. L 374 vom 22.10.2021, S. 1) 

 

49. 32021 R 1848: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1848 der Kommission vom 21. Oktober 

2021 über die Bestimmung eines Ersatzzinssatzes für den Referenzwert Euro Overnight Index 

Average (ABl. L 374 vom 22.10.2021, S. 6) 

 

50. 32017 R 1131: Verordnung (EU) 2017/1131 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

14. Juni 2017 über Geldmarktfonds (ABl. L 169 vom 30.6.2017, S. 8), geändert durch: 

 

– 32018 R 0990: Delegierte Verordnung (EU) 2018/990 der Kommission vom 10. April 

2018 (ABl. L 177 vom 13.7.2018, S. 1) 
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51. 32018 R 0708: Durchführungsverordnung (EU) 2018/708 der Kommission vom 17. April 

2018 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf die Meldevorlage, die 

von Geldmarktfondsverwaltern für die nach Artikel 37 der Verordnung (EU) 2017/1131 des 

Europäischen Parlaments und des Rates durchzuführende Berichterstattung an die zuständigen 

Behörden zu verwenden ist (ABl. L 119 vom 15.5.2018, S. 5) 

 

52. 32018 R 0990: Delegierte Verordnung (EU) 2018/990 der Kommission vom 10. April 2018 

zur Änderung und Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/1131 des Europäischen Parlaments 

und des Rates in Bezug auf einfache, transparente und standardisierte (STS-) Verbriefungen 

und forderungsgedeckte Geldmarktpapiere (ABCP), Anforderungen an im Rahmen von 

umgekehrten Pensionsgeschäften entgegengenommene Vermögenswerte und Methoden zur 

Bewertung der Kreditqualität (ABl. L 177 vom 13.7.2018, S. 1), geändert durch: 

 

– 32021 R 1383: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1383 der Kommission vom 15. Juni 

2021 (ABl. L 298 vom 23.8.2021, S. 1) 

 

53. 32019 R 2088: Verordnung (EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. November 2019 über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im 

Finanzdienstleistungssektor (ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 1), geändert durch: 

 

– 32020 R 0852: Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 18. Juni 2020 (ABl. L 198 vom 22.6.2020, S. 13) 

 

54. 32020 R 0852: Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Juni 2020 über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger 

Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 (ABl. L 198 vom 22.6.2020, 

S. 13) 
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55. 32021 R 2139: Delegierte Verordnung (EU) 2021/2139 der Kommission vom 4. Juni 2021 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates 

durch Festlegung der technischen Bewertungskriterien, anhand deren bestimmt wird, unter 

welchen Bedingungen davon auszugehen ist, dass eine Wirtschaftstätigkeit einen 

wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz oder zur Anpassung an den Klimawandel leistet, und 

anhand deren bestimmt wird, ob diese Wirtschaftstätigkeit erhebliche Beeinträchtigungen 

eines der übrigen Umweltziele vermeidet (ABl. L 442 vom 9.12.2021, S. 1), geändert durch: 

 

– 32022 R 1214: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission vom 9. März 

2022 (ABl. L 188 vom 15.7.2022, S. 1) 

 

56. 32021 R 2178: Delegierte Verordnung (EU) 2021/2178 der Kommission vom 6. Juli 2021 zur 

Ergänzung der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 

Festlegung des Inhalts und der Darstellung der Informationen, die von Unternehmen, die 

unter Artikel 19a oder Artikel 29a der Richtlinie 2013/34/EU fallen, in Bezug auf ökologisch 

nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten offenzulegen sind, und durch Festlegung der Methode, 

anhand deren die Einhaltung dieser Offenlegungspflicht zu gewährleisten ist (ABl. L 443 vom 

10.12.2021, S. 9), geändert durch: 

 

– 32022 R 1214: Delegierte Verordnung (EU) 2022/1214 der Kommission vom 9. März 

2022 (ABl. L 188 vom 15.7.2022, S. 1) 

 

RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 31974 X 0165: Empfehlung 74/165/EWG der Kommission vom 6. Februar 1974 zur 

Anwendung der Richtlinie des Rates vom 24. April 1972 (ABl. L 87 vom 30.3.1974, S. 12) 
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2. 31981 X 0076: Empfehlung 81/76/EWG der Kommission vom 8. Januar 1981 zur 

Beschleunigung der Regelung von Schadensfällen im Rahmen der Haftpflichtversicherung für 

Kraftfahrzeuge (ABl. L 57 vom 4.3.1981, S. 27) 

 

3. 31985 X 0612: Empfehlung 85/612/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 zu Artikel 25 

Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Richtlinie 85/611/EWG (ABl. L 375 vom 31.12.1985, 

S. 19) 

 

4. 31987 X 0062: Empfehlung 87/62/EWG der Kommission vom 22. Dezember 1986 über die 

Überwachung und Kontrolle der Großkredite von Kreditinstituten (ABl. L 33 vom 4.2.1987, 

S. 10) 

 

5. 31987 X 0063: Empfehlung 87/63/EWG der Kommission vom 22. Dezember 1986 zur 

Einführung von Einlagensicherungssystemen in der Gemeinschaft (ABl. L 33 vom 4.2.1987, 

S. 16) 

 

6. 31990 X 0109: Empfehlung 90/109/EWG der Kommission vom 14. Februar 1990 zur 

Transparenz der Bankkonditionen bei grenzüberschreitenden Finanztransaktionen (ABl. L 67 

vom 15.3.1990, S. 39) 

 

7. 31992 X 0048: Empfehlung 92/48/EWG der Kommission vom 18. Dezember 1991 über 

Versicherungsvermittler (ABl. L 19 vom 28.1.1992, S. 32) 

 

8. 31997 X 0489: Empfehlung 97/489/EG der Kommission vom 30. Juli 1997 zu den 

Geschäften, die mit elektronischen Zahlungsinstrumenten getätigt werden (besonders zu den 

Beziehungen zwischen Emittenten und Inhabern solcher Instrumente) (ABl. L 208 vom 

2.8.1997, S. 52) 

 



 

 

 

EU/AD/SM/ADP/Anhang IX/de 143 

9. 32000 X 0408: Empfehlung 2000/408/EG der Kommission vom 23. Juni 2000 zur 

Offenlegung von Informationen über Finanzinstrumente und andere ähnliche Instrumente in 

Ergänzung der Offenlegung gemäß der Richtlinie 86/635/EWG des Rates über den 

Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten 

(ABl. L 154 vom 27.6.2000, S. 36) 

 

10. 32004 H 0383: Empfehlung 2004/383/EG der Kommission vom 27. April 2004 zum Einsatz 

derivativer Finanzinstrumente bei Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 

(OGAW) (ABl. L 144 vom 30.4.2004, S. 33) 

 

11. 32004 H 0384: Empfehlung 2004/384/EG der Kommission vom 27. April 2004 zu 

bestimmten Angaben, die nach Anhang I Schema C der Richtlinie 85/611/EWG im 

vereinfachten Prospekt enthalten sein müssen (ABl. L 144 vom 30.4.2004, S. 42) 

 

12. 32007 H 0657: Empfehlung 2007/657/EG der Kommission vom 11. Oktober 2007 zum 

elektronischen Netz amtlicher bestellter Systeme für die zentrale Speicherung 

vorgeschriebener Informationen gemäß der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (ABl. L 267 vom 12.10.2007, S. 16) 

 

13. 32009 H 0384: Empfehlung 2009/384/EG der Kommission vom 30. April 2009 zur 

Vergütungspolitik im Finanzdienstleistungssektor (ABl. L 120 vom 15.5.2009, S. 22) 

 

 

________________ 
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ANHANG X – ANDORRA-PROTOKOLL 

 

 

DIENSTLEISTUNGEN IM ALLGEMEINEN 

 

Liste nach Artikel 24 Absatz 5 des Rahmenabkommens 

 

 

EINLEITUNG 

 

Soweit in diesem Anhang nichts anderes bestimmt ist, findet das Rahmenprotokoll 1 Anwendung, 

wenn die EU-Rechtsakte, auf die in diesem Anhang Bezug genommen wird, Begriffe enthalten oder 

sich auf Verfahren beziehen, die für die Rechtsordnung der EU charakteristisch sind, wie 

 

– Erwägungsgründe; 

 

– die Adressaten der EU-Rechtsakte; 

 

– Bezugnahmen auf Gebiete oder Sprachen der EU; 

 

– Bezugnahmen auf Rechte und Pflichten der EU-Mitgliedstaaten oder deren Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Unternehmen oder Einzelpersonen in ihren Beziehungen zueinander; 

und 

 

– Bezugnahmen auf Informations- und Notifizierungsverfahren. 
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RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

 

1. 31961 X 1201: Allgemeines Programm zur Aufhebung der Beschränkungen des freien 

Dienstleistungsverkehrs (ABl. 2 vom 15.1.1962, S. 32) 

 

2. 32006 L 0123: Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, 

S. 36) 

 

Die Richtlinie 2006/123/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 

Anpassungen: 

 

a) in Artikel 3 Absatz 3 werden die Worte „Bestimmungen des Vertrags“ durch die Worte 

„Bestimmungen des Assoziierungsabkommens“ ersetzt; 

 

b) in Artikel 4 Nummer 1 werden die Worte „Artikel 50 des Vertrags“ durch die Worte 

„Artikel 24 des Assoziierungsabkommens“ ersetzt; 

 

c) in Artikel 4 Nummern 2 und 3 werden die Worte „im Sinne des Artikels 48 des 

Vertrags“ durch die Worte „im Sinne des Artikels 20 des Assoziierungsabkommens“ 

ersetzt; 

 

d) in Artikel 4 Nummer 5 werden die Worte „Artikel 43 des Vertrags“ durch die Worte 

„Artikel 17 des Assoziierungsabkommens“ ersetzt; 

 

e) Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe d gilt nicht; 

 

f) Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des 

Rahmenprotokolls 1 genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens 

dieses Abkommens. 
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Bei der in Artikel 3 Absatz 5 des Rahmenprotokolls 1 genannten besonderen 

Bestimmung handelt es sich um Folgendes: Andorra darf während eines Zeitraums von 

drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Abkommens keine diskriminierende Behandlung 

von EU-Dienstleistern aufrechterhalten oder einführen. 

 

3. 32009 D 0739: Entscheidung 2009/739/EG der Kommission vom 2. Oktober 2009 zur 

Festlegung der praktischen Regelungen für den Informationsaustausch auf elektronischem 

Wege zwischen den Mitgliedstaaten gemäß Kapitel VI der Richtlinie 2006/123/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 263 

vom 7.10.2009, S. 32) 

 

Die Entscheidung 2009/739/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

4. 32009 D 0767: Entscheidung 2009/767/EG der Kommission vom 16. Oktober 2009 über 

Maßnahmen zur Erleichterung der Nutzung elektronischer Verfahren über „einheitliche 

Ansprechpartner“ gemäß der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 274 vom 20.10.2009, S. 36), geändert 

durch: 

 

– 32010 D 0425: Beschluss 2010/425/EU der Kommission vom 28. Juli 2010 (ABl. L 199 

vom 31.7.2010, S. 30) 

 

– 32013 R 0519: Verordnung (EU) Nr. 519/2013 der Kommission vom 21. Februar 2013 

(ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 74) 
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– 32013 D 0662: Durchführungsbeschluss 2013/662/EU der Kommission vom 

14. Oktober 2013 (ABl. L 306 vom 16.11.2013, S. 21) 

 

Die Entscheidung 2009/767/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

5. 32011 D 0130: Beschluss 2011/130/EU der Kommission vom 25. Februar 2011 über 

Mindestanforderungen für die grenzüberschreitende Verarbeitung von Dokumenten, die 

gemäß der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Dienstleistungen im Binnenmarkt von zuständigen Behörden elektronisch signiert worden 

sind (ABl. L 53 vom 26.2.2011, S. 66), geändert durch: 

 

– 32014 D 0148: Durchführungsbeschluss 2014/148/EU der Kommission vom 17. März 

2014 (ABl. L 80 vom 19.3.2014, S. 7) 

 

Der Beschluss 2011/130/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

6. 32011 L 0024: Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

9. März 2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden 

Gesundheitsversorgung (ABl. L 88 vom 4.4.2011, S. 45) 
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Die Richtlinie 2011/24/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

7. 32012 L 0052: Durchführungsrichtlinie 2012/52/EU der Kommission vom 20. Dezember 

2012 mit Maßnahmen zur Erleichterung der Anerkennung von in einem anderen Mitgliedstaat 

ausgestellten ärztlichen Verschreibungen (ABl. L 356 vom 22.12.2012, S. 68) 

 

Die Durchführungsrichtlinie 2012/52/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

8. 32013 D 0329: Durchführungsbeschluss 2013/329/EU der Kommission vom 26. Juni 2013 

mit Vorschriften für die Einrichtung, die Verwaltung und die transparente Funktionsweise des 

Netzwerks der für die Bewertung von Gesundheitstechnologien zuständigen nationalen 

Behörden oder Stellen (ABl. L 175 vom 27.6.2013, S. 71) 

 

Der Durchführungsbeschluss 2013/329/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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9. 32014 D 0286: Delegierter Beschluss 2014/286/EU der Kommission vom 10. März 2014 über 

die Kriterien und Bedingungen, die Europäische Referenznetzwerke und 

Gesundheitsdienstleister, die sich einem Europäischen Referenznetzwerk anschließen 

möchten, erfüllen müssen (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 71) 

 

Der Durchführungsbeschluss 2014/286/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

10. 32014 D 0287: Durchführungsbeschluss 2014/287/EU der Kommission vom 10. März 2014 

zur Festlegung von Kriterien für die Einrichtung europäischer Referenznetzwerke, für die 

Evaluierung dieser Netzwerke und ihrer Mitglieder und zur Erleichterung des Austauschs von 

Informationen und Fachwissen in Bezug auf die Einrichtung und Evaluierung solcher 

Netzwerke (ABl. L 147 vom 17.5.2014, S. 79), geändert durch: 

 

– 32019 D 1269: Durchführungsbeschluss (EU) 2019/1269 der Kommission vom 26. Juli 

2019 (ABl. L 200 vom 29.7.2019, S. 35) 

 

Der Durchführungsbeschluss 2014/287/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

11. 32020 D 0534: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/534 der Kommission vom 16. April 2020 

zur Aussetzung der Bewertung der Anträge auf Aufnahme in bestehende europäische 

Referenznetzwerke (ABl. L 119 vom 17.4.2020, S. 18) 
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Der Durchführungsbeschluss (EU) 2020/534 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

12. 32012 R 1024: Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 25. Oktober 2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des Binnenmarkt-

Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der Kommission 

(ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 1), geändert durch: 

 

– 32014 L 0060: Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 1) 

 

– 32013 L 0055: Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. November 2013 (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) 

 

– 32014 L 0067: Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

15. Mai 2014 (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 11) 

 

– 32016 R 1628: Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 14. September 2016 (ABl. L 252 vom 16.9.2016, S. 53) 

 

– 32020 R 1055: Verordnung (EU) 2020/1055 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Juli 2020 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) 
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– 32020 L 1057: Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Juli 2020 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 49) 

 

– 32018 R 1724: Verordnung (EU) 2018/1724 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 2. Oktober 2018 (ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 1) 

 

Die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

13. 32014 D 0089: Durchführungsbeschluss 2014/89/EU der Kommission vom 14. Februar 2014 

für ein Pilotprojekt zur Umsetzung der in der Richtlinie 2007/59/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates festgelegten Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des 

Binnenmarkt-Informationssystems (ABl. L 45 vom 15.2.2014, S. 36) 

 

Der Durchführungsbeschluss 2014/89/EU gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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14. 32018 R 0302: Verordnung (EU) 2018/302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

28. Februar 2018 über Maßnahmen gegen ungerechtfertigtes Geoblocking und andere Formen 

der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes der 

Niederlassung des Kunden innerhalb des Binnenmarkts und zur Änderung der Verordnungen 

(EG) Nr. 2006/2004 und (EU) 2017/2394 sowie der Richtlinie 2009/22/EG (ABl. L 60I vom 

2.3.2018, S. 1) 

 

15. 32018 R 1724: Verordnung (EU) 2018/1724 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

2. Oktober 2018 über die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zugangstors zu 

Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemlösungsdiensten und zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABl. L 295 vom 21.11.2018, S. 1) 

 

Die Verordnung (EU) 2018/1724 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgender 

Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 

 

16. 32020 R 1121: Durchführungsverordnung (EU) 2020/1121 der Kommission vom 29. Juli 

2020 über die Erhebung und den Austausch von Nutzerstatistiken und Rückmeldungen der 

Nutzer zu den Diensten des einheitlichen digitalen Zugangstors gemäß der Verordnung 

(EU) 2018/1724 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 245 vom 30.7.2020, 

S. 3) 

 

Die Durchführungsverordnung (EU) 2020/1121 gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit 

folgender Anpassung: 

 

Artikel 3 des Rahmenprotokolls 1 gilt. Der in Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenprotokolls 1 

genannte Zeitraum beträgt drei Jahre ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens. 
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RECHTSAKTE, DIE DIE ASSOZIATIONSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

 

1. 32013 H 0461: Empfehlung 2013/461/EU der Kommission vom 17. September 2013 zu den 

Grundsätzen für SOLVIT (ABl. L 249 vom 19.9.2013, S. 10) 

 

 

________________ 
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